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GUNTHER LOTTES

Einleitung

Der Begriff des Eigentums spielt in der Griindungsgeschichte der westlichen
Weit sowolil in ideen- als auch in sozialgeschichtlicher Hinsicht eine ent-
scheidende Rolle. Zum einen nimmt er in dem Vorstellungsfeld, mit dem
sich dieser definiert, eine Schliisselstellung ein: Freiheit ist zwar nicht nur,
aber immer auch Freiheit des Eigentiimers und Freiheit zum Eigentum.
Gileichheit bedeutet bekanntlich nicht Gleichheit der Lebens- und Eigen-
tumsverhiltnisse, sondern nur Gleichheit vor dem Gesetz und meint auch
und gerade noch in der modermnen Massendemokratie Gleichheit im Sinne
von Chancengleichheit des Zugangs zur Ungleichheit. Die Vorstellung vom
Marktcharakter der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Beziehungen
setzt Eigentum und Freiheit gleichermaBen voraus. SchlieBlich sind die Ideen
der Verantwortlichkeit politischer Herrschaft und der Herrschaftspartizipa-
tion der Herrschaftsunterworfenen ideengeschichtlich eng mit der Staats-
funktion der Eigentumsgarantie verbunden. Die westliche Gesellschaft ver-
steht sich urspriinglich geradezu als Eigentiimergesellschaft, der gleichwohl
auch die Eigentumslosen, nimlich als Besitzer ihrer eigentumsschaffenden
Arbeitskraft, angehoren.

Zum anderen entwickelt die Eigentumsidee eine revolutiondre Sprengkraft,
als sie im Zuge der Aufkldrung und der politischen und gesellschaftlichen
Umwilzungen um die Wende vom 18. zum 19. Jahrhundert auf die alteuro-
paischen Rechtsordnungen des Kontinents iibertragen wird, und setzt in die-
sen Gesellschaften, wenngleich mit zeitlichen Verschiebungen, einen Proze
der Modernisierung in Gang. Wohl spielen dann bei der Ausgestaltung des
neuen Eigentumsrechts die romisch-rechtlichen Traditionen in den einzelnen
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Léandern Kontinentaleuropas eine nicht unwesentliche Rolle. Den Anstof flir
die Rekonstruktion der kontinentaleuropiischen Gesellschaften um die Idee
des Figentums kam jedoch nicht aus dieser Richtung, sondern ging vom dem
Eigentumsbegriff aus, der sich in England herausgebildet hatte und seit dem
17. Jahrhundert politik-, gesellschafts- und wirtschaftstheoretisch reflektiert
wurde. Die Entwicklungsgeschichte dieses Begriffs von seiner Entstehung
aus dem Zerfall des englischen Feudalrechts bis zu seiner Riickbindung an
die Idee der Sozialpflichtigkeit des Eigentums seit dem Ende des 19. Jahr-
hunderts ist das Thema dieses Bandes.

In diesen einleitenden Bemerkungen seien vorab drei distinktive Merkmale
der englischen Eigentumsidee hervorgehoben, die sich in unterschiedlichen
Phasen der Formationsgeschichte der property-Vorstellung ausprigen.
Einmal ist die Eigentumsbeziehung eine uneingeschrinkte und individuelle.
Die englische Vorstellung von property vertrgt sich weder mit der Vorstel-
lung von Ober- und Untereigentum, wie sie sowohl im Feudalrecht als auch
in den alteuropiischen Agrarverfassungen zu finden ist. Noch ist property
mit Gemeineigentum vereinbar. Gemeinschaftseigentum ist - was etwa bei
der Behandlung des Gemeindelandes in Einhegungsverfahren besonders
deutlich wird - letztlich nur als eine prinzipiell aufldsbare und in individuelle
Besitztitel zerlegbare Anteilgemeinschaft denkbar. Was nicht individuell und
exklusiv besessen werden kann wie die Luft oder das Licht, entzieht sich der
property-Kategorie iiberhaupt. Bezeichnenderweise steht die Entstehungsge-
schichte der englischen Eigentumsidee im Zeichen der Befreiung von den
Fesseln einmal des Feudalrechts, die in der 1660 bestitigten Uberwindung
des Fiskalfeudalismus der Krone gipfelt, und dann der alten Agrarverfas-
sung, deren Transformation sich in von Konjunkturimpulsen bestimmten
Schiiben vom 16. bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts hinzieht.

Das zweite distinktive Merkmal der englischen Eigentumsidee besteht darin,
daB sie Eigentum an der offentlichen Gewalt sowohl in der indirekten Form
der personenrechtlichen Privilegierung bzw. Unterprivilegierung als auch in
der direkten des Herrschaftsbesitzes ausschliefit. Die Existenz einer Aristo-
kratie mit einer eigenen Kammer im Parlament und das Herrschaftseigentum
des Konigs scheinen dem auf den ersten Blick zu widersprechen. Indes weist
der Adelsrang seinem Tréger in England anders als in den kontinentaleuro-



piischen Adelsgesellschaften keinen - privilegierten - Stand zu, sondern
macht aus ihm lediglich ein mit einem Titel geehrtes Mitglied der Eigentl-
mergesellschaft, dem der Sitz im Oberhaus kaum zusétzliches politisches
Gewicht verleiht. Und im Zuge der Verfassungskidmpfe des 17. Jahrhunderts
wird der Grundsatz des Amtscharakters der politischen Herrschaft dann ge-
gen die Vorstellung der Stuarts von ihrem Herrschaftsrecht als einem von
Gott verliehenen proprium durchgesetzt. Das heiBit natiirlich nicht, daB3 die
Eigentumsverhiltnisse in England keine Herrschaftsverhiltnisse begriinden.
Die Beziehung zwischen Herr und Knecht ist hier jedoch wesentlich 6kono-
mischer Natur und hat ihrem Ursprung nach privaten Charakter.

Drittens schlieBlich tritt in der englischen Eigentumsidee ein Moment der
Universalitdt hervor, das sich ausprigt, als auf den Diskurs {iber das Verhélt-
nis von Eigentum und Herrschaft im 17. Jahrhundert die gesellschafts- und
wirtschaftstheoretische Reflexion des Eigentumsbegriffs im 18. Jahrhundert
folgt. John Locke schidgt in seinen Treatises of Civil Government die Briicke
zwischen diesen beiden Diskursen. Auf der Suche nach ihrer Ratio und ihren
Bewegungsgesetzen definiert die englische Eigentiimergesellschaft das
Verhiltnis des Menschen zu der Welt, in der er lebt, nunmehr wesentlich als
ein Verhiltnis der Appropriation und des Tausches. Und sie leitet daraus als
Grundprinzip der Verteilungsgerechtigkeit in der Eigentiimergesellschaft ab,
daB nur Eigentum und Arbeit - nach Lockes Arbeitslegitimation des Ei-
gentums gleichsam nur ein anderer Aggregatzustand des Eigentums - einen
legitimen Anspruch auf Teilhabe am gesellschaftlichen Reichtum begriinden.
Was Locke in seiner Idealgeschichte der englischen Eigentiimergesellschaft
in den Two Treatises zum ersten Mal mit kithnen Linien umreifit, arbeitet die
politische Okonomie in der zweiten Hilfte des 18. Jahrhunderts zur Wis-
senschaft aus. Hand in Hand damit geht die Verkniipfung der ja im SchoBe
der Agrargesellschaft entstandenen Eigentumsidee mit den neuen
Eigentumsformen und Eigentumsinhalten der Handels- und spéter dann der
Industriegesellschaft, die zundchst bemerkenswert gut gelingt. In der
universellen Marktgesellschaft des frithen 19. Jahrhunderts entfaltet die
englische Eigentumsidee ihre ganze soziale und 6konomische Dynamik. Erst
an seinem Ende setzt sich allmdhlich die Einsicht durch, dafl Eigentum und
Arbeit allzu ungleiche Anspriiche auf Teilhabe am gesellschaftlichen



Reichtum vermittelt und ein Verteilungsmechanismus, der nur auf diesen
beruht, zumal dann eines Korrektivs bedarf, wenn der Kreis der politisch
Berechtigten entscheidend erweitert wird. Der besitzindividualistischen
Tradition  tritt eine neue als  "kollektivistisch"  bezeichnete
Gesellschaftsauffassung entgegen, die das Eigentumsrecht allerdings
keineswegs negiert, sondern mit der Sozialpflichtigkeit des Eigentums
argumentiert und {ber das Steuersystem zunichst nur ganz zaghaft ein
groBeres MaB an Verteilungsgerechtigkeit herstellen will. Mit der Errichtung
des Wohlfahrtsstaates berechtigt neben Eigentum und Arbeit, wenngleich
vorerst nur flir eine Minimalversorgung, die Zugehdrigkeit zur Nation dazu,
am gesellschaftlichen Reichtum zu partizipieren.

Bis dahin freilich wirkt die besitzindividualistische und sozusagen entherr-
schaftlichte Eigentumsvorstellung, die bei ihrem Export in die kontinentaleu-
ropdischen Gesellschaften dort revolutionire Folgen zeitigt, in England
selbst affirmativ. Das hat seinen Grund wesentlich darin, daB es in England
in der Geschichte der Besitzordnung zu keiner Gegeniiberstellung einer Idee
mit einer davon grundsitzlich abweichenden gesellschaftlichen Wirklichkeit
kommt, sondern der politik-, gesellschafts- und wirtschaftstheoretische Dis-
kurs von den bestehenden gesellschaftlichen Verhiltnissen ausgeht. Als
Locke in den 80er Jahren des 17. Jahrhunderts in den Two Treatises of Civil
Government die Declaration of Independence der englischen Eigentiimerge-
sellschaft formuliert, ist deren realhistorische Genese bereits abgeschlossen.

Property stellt bis zum Ende des 19. Jahrhunderts das Fundament des gesell-
schaftlichen Grundkonsenses in England dar, der dann mit unterschiedlichen
Akzenten versehen und sich wandelnden 8konomischen Rahmenbedingun-
gen angepaBt wird. In diesem Sinne ist property fiir die einen die entschei-
dende Garantie eines wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Fortschritts im
Zeichen der historischen Kontinuitit der Rechtsverhiltnisse, machen die an-
deren property zum Kristallisationspunkt konservativer Ideologiebildung.
Nicht einmal die Radikalen, weder die der Verfassungsrevolution der Mitte
des 17. Jahrhunderts noch die der - mit Robert Palmer zu reden - demokrati-
schen Revolution am Ende des 18. Jahrhunderts, vermdgen wirklich, sich
aus dem Bann der Eigentumsidee zu 16sen.
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Dieser Band legt die Ergebnisse der Jahrestagung 1990 des Arbeitskreises
Deutsche Englandforschung vor. Der Aufsatz von Helgard Frohlich und der
Beitrag von lan Hampsher-Monk iiber Lockes Eigentumstheorie wurden zu-
sdtzlich aufgenommen. Ich danke dem Arbeitskreis fur seine Unterstiitzung
und Herrn Thomas Engélke, M.A. fiir seinen Einsatz und seine Geduld bei
der Erstellung des Drucksatzes.
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GUNTHER LOTTES

‘Von tenure zu property.
Zur Ausbildung des Eigentumsbegriffs im Zerfall des Feudalrechis!

Der Prozef der Transformation der englischen Feudalgesellschaft zur Ei-
gentiimergesellschaft begann bereits im Hohen Mittelalter, etwa ein Jahr-
hundert nach der Normannischen Eroberung, die das Feudalwesen in Eng-
land etabliert hatte, und endete mit der Beseitigung der letzten Uberbleibsel
des Fiskalfeudalismus im 17. Jahrhundert. Er vollzog sich mit zeitlichen
Verschiebungen und in unterschiedlicher Weise sowohl auf der tenurialen als
auch auf der manorialen Ebene des Feudalsystems. Auf der tenurialen Ebene
ist dabei zwischen den Entwicklungen im Verhiltnis des Konigs zu seinen
tenantes in capite (tenants-in-chief) und denjenigen im Verhiltnis dieser
Hauptlehenstrager zu thren Aftervasallen zu unterscheiden, die im iibrigen
keine getrennten Personengruppen darsteliten. Es war durchaus lblich, dafl
ein und dieselbe Person einen Teil ihres Besitzes direkt vom Kénig, das iib-
rige Land aber von einem anderen Lehensherrn erhielt, der Hauptlehenstri-
ger oder selbst wieder Afiervasall sein mochte. Auf der manorialen Ebene
hing die Tiefe der Proprietarisierung vom Status der Personen und des lan-
des ab, das sie besaBen. Ich kann diesen sich fast iiber ein halbes Jahrtausend
erstreckenden ProzeB, bel dem soziodkonomische, militdrische und rechtli-
che Faktoren ineinandergriffen, hier natiirlich nicht im einzelnen darstellen,
sondern muB mich darauf beschridnken, diejenigen Ziige herauszuarbeiten,
die fur den Umbau der Feudal- zur Eigentiimergeselischaft bedeutungsvoll
geworden sind.

' Zu Beginn sei fiir das Verstindnis der rechtsgeschichtlichen Zusammenhinge gene-
rell verwiesen auf W. HoLDSWORTH, A History of English Law, 16 Bde., London
1924-1966, sowie auf T. F. T. PLUCKNETT, A Concise History of the Common Law,
London 51956.



I.

Die erste Weichenstellung fiir diese Transformation lag darin, daB das En-
semble von Imperium und Dominium, von Herrschaft und Eigentum, das fiir
die feudale Gesellschaft charakteristisch ist, in England anders als auf dem
Kontinent nicht zur herrschaftlichen, sondern zur proprietiren Seite hin zer-
fiel. Wahrend das Hauptkennzeichen des Feudalsystems in Kontinentaleu-
ropa die Zersplitterung oder Aushdhlung der 6ffentlichen Gewalt war, nahm
die Entwicklung in England einen anderen Verlauf. Entscheidend hierfiir
war, dal die Eroberung und Feudalisierung hier auf einer Entwicklungsstufe
und von einer Handlungsebene des kontinentaleuropéischen Feudalwesen er-
folgte, auf welchen die Feudalordnung keine Zerfalls-, sondern eine Aufbau-
form politischer Herrschaft darstellte2. Anders als der praktisch zu einem
Feudalfiirsten unter anderen herabgesunkene franzosische Kénig oder auch
anders als der deutsche Kaiser hatten die grofen Feudalherrn Frankreichs
ihre Machtstellung nach der Krise der zweiten Vélkerwanderung und den
Machtkdmpfen untereinander im 9. und 10. Jahrhundert ndmlich bereits wie-
der so weit konsolidieren kdnnen, daB ein Riickfall in die Fraktionierung der
politischen Gewalt wenig wahrscheinlich war. Im 11. Jahrhundert war in
Westeuropa das Feudalfiirstentum der Ort der Macht, an dem die Sprache
des Lehenswesen als iibergreifendes politisches Ordnungssystem doppelziin-
gig gesprochen wurde. Gegeniiber der Zentralgewalt diente sie der Abwehr
von Herrschaftsanspriichen, gegeniiber den eigenen Vasallen dagegen dem
Ausbau der eigenen Partikulargewalt als Zentralgewalt.

Konsequent nutzten die Normannenherrscher die Méglichkeiten zur Bildung
eines Monopols der 6ffentlichen Gewalt, die jhnen ihre Stellung als Oberle-
hensherr gab. Sie betonten die Treueverpflichtung aller Lehensménner, nicht
nur der Kronvasallen, sondern auch der Aftervasallen gegeniiber dem Konig.
In diesem Sinne hatte sich Wilhelm der Eroberer 1086 in Salisbury von allen
bedeutenden Landbesitzern, "wessen Vasallen sie auch wiren", einen Treu-
eid schworen lassen.? Die Verpflichtung der Aftervasallen zur Heeresfolge

2 Vgl. zu dieser Unterscheidung G. LOTTES, Art. Staat, Herrschaft, in: R. VAN DULMEN
(Hg.), Fischer Lexikon Geschichte, Frankfurt 1990, S. 313-316.

3 Zu den Umstéinden und zur Bedeutung dieses Eides siche D. C. DouGLAS, William
the Conqueror, The Norman Impact upon England, London 1966, S. 355 f. Douglas
warnt zwar zurecht davor, dem Eid eine gleichsam vorgreifende verfassungsge-



wurde auf den Konigsdienst, die baroniale Gerichtsbarkeit in Zivilsachen auf
die jeweils eigenen Gefolgsleute beschriinkt. Streitigkeiten zwischen den Ge-
folgsleuten verschiedener Lords fielen in die Zustindigkeit des Suzerains -
eine Regelung, deren Bedeutung fiir den Ausbau der Zentralgewalt erst vor
dem Hintergrund der Belehnungspolitik der Normannenherrscher ganz ver-
standiich wird. Denn schon Wilhelm der Eroberer hatte die Zahl der Kronva-
sallen groB gehalten und grofien Lehensbesitz nicht in geschlossenen Blok-
ken, sondern als Streubesitz ausgegeben, so daB sich der Zustindigkeitsbe-
reich der koniglichen Gerichtsbarkeit im Prinzip {iber das ganze Land hin er-
streckte. Ob hinter dieser Belehnungspolitik bereits eine antifeudale Strate-
gie steckte oder ob sich Wilthelm lediglich an den tenurialen Mustern der an-
gelséchsischen Zeit orientierte, kann hier dahingestellt bleiben. Entscheidend
ist das Resultat: Das Strukturmuster der feudalen Landverteilung stellte eine
erste Weichenstellung in Richtung auf die Verprivatrechtlichung des Le-
henszusammenhangs dar. Die englischen Baronien wurden nicht zu Territo-
rien, sondern blieben Landapanagen, die mit einem Ehrentitel und spater
dem Recht auf einen Sitz im House of Lords verbunden waren. Hieran &n-
derte sich auch in den kommenden Jahrhunderten nichts.6 Der politische Be-
zugsrahmen der groBen Barone blieb die Gesamtheit des Konigreiches.

Darliber hinaus itibernahmen die Normannenkonige den vornormannischen
Herrschaftsapparat und bauten ihn weiter aus. Weder wurde das, was an 6f-
fentlicher Gewalt vorhanden war, vergeben. Noch wurde ihr Geltungsbereich
durch die Einrichtung von Immunititen eingeschrinkt. Es wirkte sich nun
aus, daB die Zeit der Invasionen, die im 8. und 9. Jahrhundert auf dem Kon-
tinent die Weichen flir die Entwicklung des Feudalwesens gestellt hatten,
voriiber war. Dieser nachlassende Problemdruck nahm der Feudalverfassung

schichtliche Bedeutung beizulegen, die er zu dem Zeitpunkt, da er geleistet wurde,
noch gar nicht haben konnte, sieht darin aber gleichwohl ein Strukturmerkmal der
normannischen Feudalherrschaft. Vgl. hierzu Ders., The Norman Fate 1100-1154,
Berkeley/Los Angeles 1976, S. 101.
4 Vgl. G. W. S. Bakrow, Feudal Britain. The Completion of the Medieval Kingdom,
London 1956, S. 42-54, bes. S. 51 ff. sowie R. A. BrowN, Origins of English Feu-
dalism, London 1973.
Vgl. S. PAINTER, Studies in the History of the English Barony, Baltimore 1943.

Fir das spitere Mittelalter ist hier vor allem auf die Forschungen von K. B.
MACFARLANE, The Nobility of Later Medieval England, Oxford 1973, zu verweisen,
die fiir das Verstandnis der englischen Feudalgesellschaft zentral sind.
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auch als Kriegsverfassung immer mehr von ihrer urspringlichen Bedeutung,
die dariiber hinaus durch den demographischen Faktor von innen heraus zer-
setzt wurde. Die Ablgsung der Kriegsdienstpflicht durch die Zahlung von
Schildgeld (scutage) wurde schon im Laufe des 12. Jahrhunderts so héufig,
dall vom Beginn einer Monetarisierung der Kriegsverfassung gesprochen
werden kann.7 Als Kriegssteuer eignete sich das Schildgeld jedoch auf ldn-
gere Sicht nicht, da es wie der Ritterdienst auch fixiert war und deshalb der
Kostenentwicklung im Kriegswesen nicht angepaBt werden konnte. Ledig-
lich das Selbstverstindnis der Macht- und Besitzelite als Kriegerelite und vor
allem auch die Profitchancen, welche die Beteiligung an einem Kriegszug
erdffnete, wirkten, wenngleich mehr kulturell als militdrisch, im Zerfallspro-
zeB der Feudalverfassung als Militiirsystem retardierend.

GewiB gab es auch in England gegenldufige Tendenzen, denen die Krone je-
doch langfristig stets wirksam entgegengetreten ist. Aber nicht einmal die
Regierungszeit Konig Stephens (1135-1153), in der das Land in einen Zu-
stand der feudalen Anarchie zuriickzufallen schien, stellte verfassungs- und
sozialgeschichtlich wirklich ein retardierendes Moment dar. Auch wenn sich
die Michtigen im Reich hoheitliche Rechte anmaBten, so war der Weg zu ei-
ner Landeshoheit in dem Sinne, in dem dieser Begriff vor dem Hintergrund
der deutschen Verfassungsgeschichte verstanden werden muf, doch zu kei-
ner Zeit offen.8 Englands Barone setzten bis zum Ende der mittelalterlichen
Monarchie nicht auf Aushshlung oder Aneignung, sondern auf die korpora-
tive Kontrolle der 6ffentlichen Gewalt in Gestalt der Krone.

Seit Heinrich II. (1154-1189) war das englische Kénigtum darauf bedacht,
diese Ansdtze zur Entherrschaftlichung der englischen Feudalordnung und
zur Errichtung eines Monopols der 6ffentlichen Gewalt weiter auszubauen.?
Das Hofgericht des Konigs, die curia regis, die streng genommen nur fiir die

7 S. C. W. HoLLISTER, The Military Organization of Norman England, Oxford 1965,
sowie J. BEELER, Warfare in England 1066-1189, Ithaca 1966, S. 279 ff., sowie Kap.
11.

8 Vgl. die Bemerkungen bei H. MITTEIS, Der Staat des Hohen Mltteldlters Grundli-
nien einer vergleichenden Geschichte des Lehenszeitalters, Darmstadt 91976, S. 295
f.

9 Vgl. hierzu auch K. KLUXEN, Englische Verfassungsgeschichte. Mittelalter, Darm-
stadt 1987, S. 29-47.



Hauptlehenstriger zustindig war, grub durch prozedurale Reformen und ei-
ner Konkurrenzgerichtsbarkeit auf der Grundlage eines dem ganzen Land
gemeinen Rechts, eben eines Common Law, den Feudalgerichten der Barone
das Wasser ab. Im Zeritrum stand dabei, fiir die Entwicklungsrichtung des
englischen Feudalsystems schon charakteristisch, das Angebot eines wirk-
samen Besitzschutzes gegen Landraub, zivilrechtliche Selbstjustiz und le-
hensherrliche Willkiir durch die Richter des Konigs, die sowoh! in London
als auch als Reiserichter vor Ort titig wurden. Die Krone wuchs ab dem 12.
Jahrhundert in die Rolle des Garanten aller Besitztitel hinein, indem sie den
Konsens der Landbesitzer gegen die Anspriiche von legitimen und illegiti-
men Gewalthabern ausspielte. Die Assize of Nove! Disseisin (c.1166) und die
Assize of Mort d'Ancestor (c.1176), die zusammen mit der Assize of Darrein
Presentment als die possessory assizes bezeichnet werden, machten das
Zeugnis einer Jury von zwdlf Grundbesitzern guten Leumunds aus der
Nachbarschaft zum entscheidenden Kriterium der Bestimmung der je legiti-
men Besitztitel auf der Grundlage (friedlich) gelebter Besitzverhiltnisse.!?

Damit waren nicht nur tragende Elemente der Feudalordnung in Frage ge-
stellt. Wichtiger noch war, daB nun auch die Leihebeziehungen zwischen den
Hauptlehenstragern und ihren Aftervasallen unter die Rechtsaufsicht des K6-
nigs gerieten und neu interpretiert wurden. Die koniglichen Richter hielten
dabei am Prinzip der Landleihe, tenure, zwar fest, deuteten den tenurialen
Zusammenhang aber in ein Geflecht von Besitzanspriichen um, die gegen-
einander abgewogen und abgeglichen werden konnten. Sie trugen damit den
Bediirfnissen einer Gesellschaft Rechnung, die von sich aus daran ging, die
Rechtsinstitute des Lehensrechts proprietidr umzufunktionieren.!!

Der erste und wichtigste Schritt auf diesem Wege, die Anerkennung der
Erblichkeit der Lehen, war frith getan.!2 Schon in der Krénungscarta Hein-
richs I. hieB es, daB der Erbe das Lehen des Erblassers nicht zuriickkaufen

108, D. W. SUTHERLAND, The Assize of Novel Disseisin, Oxford 1973.

1'Vgl zum englischen Lehensrecht in vorrangig lehensrechtlicher Perspektive S. F. C.
MirsoMm, The Legal Framework of English Feudalism, Cambridge 1976, unter
besitzrechtlichen Gesichtspunkten dagegen A. W. B. Simpson, The Land Law,
Oxford 1986, Kap. 1-VIIIL.

12Vgl. MiL.soM, Legal Framework, S. 154-186.



miisse, sondern es gegen die Entrichtung einer Heimfallgebiihr antreten
konne, deren Hohe schlieBlich fixiert wurde. Schwieriger und langwieriger
gestaltete sich dagegen die Uberwindung des feudalen Erbrechts, das, wenn
ménnliche Nachkommen vorhanden waren, aus Griinden der Leistungssiche-
rung die Primogeniturerbfolge vorsah. HinterlieB der Erblasser nur Tochter,
bildeten diese eine Erbengemeinschaft (coparcenary), wobei zunichst die
dlteste Tochter, spiterhin jede Tochter fiir sich das homagium leistete. Fiir
die Ausstattung jiingerer Séhne blieb nur die Mdglichkeit einer Landiibertra-
gung zu Lebzeiten des Vaters, die naturgemiB so lange wie moglich hinaus-
geschoben und deshalb oft genug durch den Tod verhindert wurde. Die L6-
sung, die sich gegen Ende des 13. Jahrhunderts durchsetzte, lag in der Kom-
bination des Fideikommisses (entail, fee tail), um den Bestand der Familie zu
sichern, mit frei verwendbarem Land (fee simple), fiir das die Testierfreiheit
im Laufe des folgenden Jahrhunderts durch eine gleich noch eingehender zu
behandelnde ingeniése Manipulation des Lehnsrechts zumindest de facto
und im Rahmen der Equity-Gerichtsbarkeit sogar de iure gewonnen wurde.

Der zweite Schritt auf dem Wege der Transformation der Feudal- in eine Ei-
gentiimergesellschaft war die Durchsetzung der VerduBerungsfreiheit, die
zundchst in der Sprache, aber gegen den Inhalt des Lehensrechts formuliert
wurde.!3 Fiir die Abwicklung von Besitzwechseln bediente sich die engli-
sche Grundbesitzergesellschaft nimlich des Instruments der Subinfeudation
in einer Weise, die auf die Logik des Feudalsystems als Militdr- und Lei-
stungsverfassung keinerlei Riicksicht mehr nahm, aber auch die Obereigen-
tumsanspriiche derjenigen Lehensherrn nur ungeniigend schiitzte, die ihr
Land nicht verduBern, sondern tatsdchlich nur als Lehen ausgeben oder die
VerduBerung an bestimmte Bedingungen kniipfen wollten. Am Ende des 13.
Jahrhunderts trugen zwei Gesetze den Verhiltnissen in einer fiir die Proprie-
tarisierung des tenurialen Zusammenhangs bezeichnenden Weise Rechnung,.
1285 legte das Statutum de Donis fest, da} die Bedingungen, an welche die
Verleihung von Land gekniipft wurde, durch die VerduBerung im Wege der
Subinfeudation nicht annulliert werden diirften. Die Regelung zielte vor al-

13Vgl. die bedeutende und materialreiche Studie von J. M. W. BEaN, The Decline of
English Feudalism 1215-1540, Manchester 1968, die jedoch zu sehr von der Nieder-
gangsperspektive geprigt ist, um den Gesichtspunkt der Transformation der Feudal-
Zur Eigentiimergesellschaft angemessen zu wiirdigen.



lem auf die Fille, in denen Land als Mitgift und als Erbteil fur die aus der
Ehe hervorgehenden Kinder tibertragen wurde. 1289 ersetzte das Statut Quia
Emptores die Subinfeudation durch die Substitution. Der Erwerber trat von
nun an einfach in die \{erpflichtungen des VerduBeres ein. Das Gesetz er-
kannte mit dieser Regelung die volle VerduBerungsfreiheit des feudum an,
indem es die Rechte des Lehensherm beim Besitzwechsel verliehenen Lan-
des zwar schiitzte, den lehensherrlichen Anspruch aber zugleich auf seinen
proprietdren Kern reduzierte und monetarisierte.

Damit war ein entscheidender Schritt von tenure zu property vollzogen und
die Existenz eines mit der Idee der Feudalordnung unvereinbaren Land-
markts gesetzlich sanktioniert. Der zunsichst mehr geahnte als gedachte, all-
mihlich jedoch immer deutlicher hervortretende logische Fluchtpunkt dieser
Anpassungen des Lehensrechts an die gesellschaftliche Entwicklung war der
Eigentumsbegriff.!4 Im Gehduse der Feudalordnung war eine Landbesitzer-
gesellschaft entstanden, welche die Sprache des Lehensrechts so virtuos zu
manipulieren verstand, da8 es schlieBlich eines Bruchs mit ihr gar nicht mehr
bedurfte und die estates des tenurialen Zusammenhangs von John Locke als
property klassifiziert werden konnten.

Ausgangslage und Entfaltung des Feudalwesens in England unterschieden
sich mithin in doppelter Weise von den Verhiltnissen auf dem Kontinent.
Erstens kam der anglonormannische Feudalismus nicht als Macht- oder
Schutz-, sondern als Verteilungsfeudalismus auf den Weg. Zweitens wurde
diese Weichenstellung durch die weitere Entwicklung bestatigt und verstarkt.
Wihrend sich auf dem Kontinent die tatséchlichen Machtbesitzer die 6ffent-
liche Gewalt aneigneten, kam es in England zu einer Entherrschaftlichung
des Feudalnexus. Oder anders gesagt: Der Verstaatsrechtlichung des Le-
henswesens auf dem Kontinent stand in England eine weitgehende Verpri-
vatrechtlichung gegeniiber. Es verdient Beachtung, dafl dabei kaum Riick-
griffe auf das Rémische Recht mit seiner klaren, aber fir die bestehenden
Rechtsverhiltnisse natiirlich auch explosiven Eigentumskonzeption zu beob-
achten sind und daB ein Transfer von Paradigmen aus dem in mancher Hin-

14Vgl. hierzu parallel dic Ausfithrungen zur Sozialstruktur bei MACFARLANE, Nobility
in Later Medieval England, passim.



sicht moderneren Sachen- und Vertragsrecht jedenfalls in groBerem Umfang
offensichtlich nicht stattfand. Dies mag darauf zuriickzufiihren sein, daB die
Umdeutung von tenure zu property im Rahmen des Lehensrechts im groBen
und ganzen erfolgreich verlief und daff gerade die totale Proprietarisierung
des feudalen Anspruchszusammenhangs Losungen ausschloB, welche le-
hensherrlichen Obereigentumsanspriichen keine Rechnung trugen.

Wie dem auch sei, festzuhalten ist: Die fiir die englische Eigentlimergesell-
schaft schlechthin zentrale Vorstellung vom Privateigentum an Grund und
Boden bildete sich in einem weitgehend eigenstindigen juridischen Diskurs
heraus, der in einer geradezu exemplarischen Weise empirischen Charakter
trug und zundchst nur iiber einschligige Gesetzesinitiativen, seit 1290 dann
tiber die Entscheidungsprotokolle der Year Books faBbar ist. Das ausgehende
13. Jahrhundert erweist sich insofern auch von der Quellenlage her als
Schwellenepoche im Ubergang von der Feudal- zur Eigentiimergesellschaft.

IL

Der Nexus von Eigentum und Herrschaft blieb am Ende des skizzierten
Transformationsprozesses nur noch an einer Stelle erhalten, ndmlich an der
Spitze der Feudalpyramide, beim Konig, der als Oberlehensherr nach dem
gerade im normannischen Feudalismus konsequent umgesetzten Prinzip
nulle terre sans seigneur zugleich auch Obereigentiimer allen Landes auf der
Insel war. Die Krone machte sich diese Tatsache, je mehr ihr Finanzbedarf
die Einnahmen aus dem Krongut iiberstieg, zunehmend nicht mehr nur un-
ter tenurialen, sondern auch und vor allem unter fiskalischen Gesichtspunk-
ten zunutze.!> Die Feudalgefille, die feudal incidents, wurden zu einer wich-
tigen, wenngleich in der Héhe schwankenden Einnahmequelle der Krone.
Hierbei handelte es sich erstens um relief, die Eintrittsgebiihr des Erben,
zweitens um wardship und marriage, das Recht auf die Einkinfte des Le-
hensherrn aus dem Land eines minderjihrigen Erben bzw. das Recht auf die
Verheiratung einer Erbin, sowie drittens um den Anspruch auf die feudal

15Vgl. Bean, Decline, Kap. 4.



aids, Unterstiitzungsleistungen, zu denen die Lehensnehmer in Notfiilen
herangezogen werden konnten. Die Feudalgefiille fielen natiirlich nicht nur
im Verhiltnis des Kénigs zu seinen tenants-in-chief, sondern in allen Le-
hensverhiltnissen an, stellten also fur alle "Zwischenlehensherrn”, mesne
lords, sowohl eine Zahlungsverplichtung als auch eine Einnahmequelle dar,
was den Kampf gegen den Fiskalfeudalismus komplizierte. Hinsichtlich der
der Krone zustehenden Feudalgefille bestand gleichwohl Einigkeit, zumal
die tenants-in-chief immer wieder versuchten, die daraus resultierenden Be-
lastungen an ihre eigenen Lehensnehmer weiterzugeben.

Das erste Ziel der sich im Gehiuse des Lehensrechts formierenden Grundbe-
sitzergesellschaft muBte es sein, die Hohe dieser Zahlungsverpflichtungen
festzuschreiben. In diesem Sinne hatte Heinrich 1. die Unterstiitzung seiner
Barone gegen seinen Bruder Robert gewonnen, indem er in seiner Kro-
nungscharta zugesichert hatte, da3 die Erbgebiihren kiinftig "just and legiti-
mate" sein sollten. Als legitim galten die Summen von 100 Schillingen fur
ein Ritterlehen und von 100 Pfund fiir eine Baronie, Einkiinfte, die der Konig
offensichtlich durch die Forderung zusitzlicher Bestechungsgelder aufbes-
serte.’6 Kein Wunder, daBl die Barone den Erbfall deshalb als einen Notfall
interpretierten, der sie berechtigte, ihrerseits von ihren Lehensleuten finan-
zielle Unterstiitzung einzufordern. Die Magna Charta reagierte auf diese
Praktiken und die daraus resultierende Rechtsunsicherheit, indem sie erstens
die genannten Erbsteuertarife fixierte und damit langfristig als Einnahme-
quelle abwertete. Zweitens definierte sie die Anlisse, zu denen feudal aids
ohne den Konsens des commune concilium in Anspruch genommen werden
durften. Die Lehensnehmer sollten fortan nur noch bei Lésegeldforderungen
im AnschluB an die Gefangennahme des Lehenshermn, bei der Schwertleite
des dltesten Sohnes und bei der Heirat der 4ltesten Tochter leistungspflichtig
werden.

Als wesentlich schwieriger erwies sich die Abwehr der Belastungen, die sich
aus wardship und marriage ergaben, zumal nicht alle Familien gleicher-

[6A. L. PooLE, From Domesday Book to Magna Charta 1087-1216, Oxford 21955,
Repr. 1993, S, 20 f.



maBen betroffen waren.!? Landereien, die regelméBig von einem volljahrigen
Erben tibernommen wurden, mochten dieser speziellen Belastung tiber Gene-
rationen hinweg entgehen. Wardship bedeutete urspriinglich nichts anderes,
als daB der Lehensherr im Falle der Minderjdhrigkeit des Erben beim Tode
seines Vasallen in dessen Rechte und Pflichten eintrat. Als Lehensvormund
standen ihm die Einkiinfte aus dem Lehen fiir die Dauer der Minderjahrigkeit
zu. Als Gegenleistung hatte er fiir den standesgemiBen Unterhalt und die
entsprechende Erziehung des Erben zu sorgen. Diese Regel entsprach zwar
der Logik einer Feudalgesellschaft, die dem Prinzip Land gegen Leistung
folgte, muflte aber der sich herausbildenden Eigentiimergesellschaft zumal
dann ein Dorn im Auge sein, wenn der Lehensherr seine Rolle als Vormund
alles andere als uneigenniitzig spielte. Dies war um so wahrscheinlicher, je
mehr die Lehensvormundschaft proprietir umgedeutet wurde. Schon Hein-
rich 1. hatte mit dem Verkauf von wardships begonnen. Am Ende des 12.
Jahrhundert war das Vormundschafisrecht dann zu einer als chattel real oder
bewegliche Sache auch rechtlich anerkannten Ware geworden, fiir die es
einen regelrechten Markt gab. Die Lehensvormundschaft war so zu einer In-
vestitionsmdglichkeit geworden, bei der der Investor die groBtmogliche Ren-
dite fiir sein Kapitel zu erwirtschaften trachtete. Die Hauptgefahr bestand
unter diesen Umstinden darin, dal der Vormund das Land {iberbeanspruchte,
modern gesprochen, nicht das fixe Kapital selbst antastete, sei es daf er not-
wendige Erhaltungsinvestionen nicht vornahm, sei es daB er jungen Wald
abholzen oder Fischteiche riicksichtslos abfischen lieB3. Der Erbe besal} hier-
gegen, sofern es sich um ein Milit4rlehen handelte!8, kein Rechtsmittel. Aber
selbst wenn es ein solches analog zu den Moglichkeiten, gegen das entspre-
chende Verhalten eines Lehensnehmers oder Pichters auf Zeit vorzugehen,
gegeben hitte, die Grenzen zwischen legitimer und illegitimer Nutzung des
Landes wiren immer flieBend genug geblieben, um ein erhebliches Risiko
darzustellen. Die Minderjihrigkeit blieb eine schwere Belastung selbst dann,
wenn ein naher Verwandter die Vormundschaftsrechte kaufte, um Schlim-

17Vgl. zu diesem Komplex neben SiMpson, Land Law, S. 18 f., H. E. BeLL, History
and Records of the Court of Wards and Liveries, Cambridge 1953, sowie J. HURs1-
FIELD, The Queen's Wards. Wardship and Marriage under Elizabeth I., London 1958.

18 Fiir die socage genannte Leiheform galten die Regeln der treuhénderischen Verwal-
tung, iiber die der Erbe seit dem Statut von Malbourough 1267 Rechenschaft fordern
konnte.

10



meres zu verhindem. Denn er bezahlte immer noch den Marktpreis und
mubte das dafiir notwendige Kapital dem Lehen entnehmen.

In ganz dhnlicher Weise hatte sich aus dem Heiratskonsens oder genauer ge-
sagt dem Heiratsveto des Lehensherrn das Recht entwickelt, den Ehepartner
einer Erbin zu bestimmen. Parallel zur Entstechung des Vormundschafts-
marktes hatte auch in diesem Fall ein Kommerzialisierungsprozefl eingesetzt,
der die proprietdre Pervertierung des Feudalnexus noch viel deutlicher zum
Ausdruck bringt. Die Erbin war nur insofern geschiitzt, als der fiir sie auser-
sehene Ehepartner standesgemif sein mufite. Wenn sie die Heirat verwei-
gerte, was angesichts des kirchenrechtlich gebotenen Eheeinverstindnisses
moglich war, war sie dem Lehensherrn bzw. dem Besitzer ihrer
Heiratsrechte Schadenersatz in der Hohe des Werts ihrer Heirat schuldig.

Wardship und marriage war Einnahmequellen fiir alle Lehensherm, was das
Vorgehen gegen diese Praktiken sicherlich erschwert hat. Der Hauptnutz-
nieBer war jedoch der Kénig, weil er keinen Lehensherrn {iber sich hatte und
weil er in den Féllen, in denen einer seiner Hauptlehenstriger auch von ande-
ren Lehensherrn Land geliehen hatte, unter Berufung auf das Recht der Pra-
rogativvormundschaft (prerogative wardship) auch auf diese Landereien zu-
greifen konnte. Wie gut er diese Einkunftsquelle ausschopfte, hing entschei-
dend davon ab, wie genau die Vormundschaftsfille registriert wurden, wie
effektiv die Ausweichmanéver der Grundbesitzer bekdmpft wurden und wie
gut die Vormundschafis- und Verheiratungsrechte schlieBlich verwaltet wur-
den. Nachdem der Zugriff der Krone sich in den Wirren des 15. Jahrhunderts
kurzfristig gelockert hatte, schlug Heinrich VII., der erste Herrscher aus dem
Hause Tudor, ein neues Kapitel in der Geschichte des Fiskalfeudalismus auf,
indem er die Erfassung und Vermarktung von Vormundschaftsfillen ent-
scheidend verbesserte. Heinrich VIII. vermehrte die Einnahmen aus ward-
ship und marriage schlieBlich noch einmal entscheidend, indem er das durch
die Sakularisierung der Kliéster an die Kirche gelangte Land in der Form von
Ritterlehen an die Grundbesitzergesellschaft weiterverkaufte, so dafl der
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Krone nicht nur der Verkaufserlés zuflo, sondern zusitzlich die Aussicht
auf kiinftige Einnahmen aus den Feudalgefillen gegeben war.19

Der Kampf gegen den Fiskalfeudalismus der Krone stellte denn auch neben
der proprietdren Umdeutung des Lehensrechts die zweite Seite der Formati-
onsgeschichte der englischen Eigentiimergesellschaft dar. Zunichst stellte
sich dieser Kampf als eine Art Guerillakrieg auf dem Rechtsweg dar, bei
dem das bereits erwihnte Instrument der uses genannten Lehenstreuhénder-
schaften und NieBbrauchsabkommen die Schliisselrolle spielte. Es handelt
sich dabei um ein Verfahren, das vielleicht im Zusammenhang mit dem
Wunsch der Bettelorden aufkam, das Armutsgeliibde mit dem Besitz von
Land zu vereinbaren, aber schon bald anderen Zwecken dienlich gemacht
wurde.20

Wer sein Land frei vererben und den Feudalgefillen entgehen wollte, der
ibertrug es im Wege der Subinfeudation an eine Korporation von Lehens-
nehmern unter dem Vorbehalt, daB sie {iber dieses Land nicht frei, sondern
nur nach seinen Direktiven verfiigen konnten. Die Belehnten waren also
nicht selbst NutznieBer des Lehens, sondemn nur Treuhinder der NutznieBer-
schaft einer vom Lehensgeber benannten dritten Person: in der Sprache des
Feudalrechts feoffees fo use fir einen cestuique use. Die Leihebedingungen
konnten den Lehensgeber selbst zum NutznieBer seines Lehens bestellen und
des weiteren vorschreiben, an wen das Land nach dem Tode des Lehensge-
bers weiterzugeben sei. Die Lehensiibertragung verband sich also mit einer
Testamentshinterlegung und der Bestellung der Lehenstreuhdnder als Testa-
mentsvollstrecker. Den Primogeniturerben blieb nichts anderes {ibrig als in
das von seinem Vater zugunsten der jiingeren Briider begriindete
Lehensverhiltnis einzutreten. Dieses wurde in der Regel auch nicht durch
den Tod der Lehenstreuhinder beendet, da diese angewiesen werden konn-

198, W. C. RicHARDSON, Tudor Chamber Administration 1485-1547, Baton Rouge
1952, S. 166-175, S. 345-361.

20vgl. BeaN, Decline, Kap. 3, fiir das an den in Anm. 13 geduBerten Vorbehalt zu er-
innern ist.
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ten, die Korporation im Bedarfsfall durch die Kooptation neuer feoffees to
use zu ergidnzen.?!

Die Erlangung der Testierfreiheit und die Versorgung jiingerer Séhne war
indes nur ein Ziel dieser NieBbrauchsabkommen. Das komplizierte Verfah-
ren hatte den weiteren Vorteil, daB es den Lehensherrn dessen, der sich sei-
ner bediente, sei es der Kénig oder ein mesne lord, zugleich um die ihm zu-
stehenden Feudalgefille brachte. Denn wenn der Lehensnehmer starb,
konnte der Lehensherr nur auf die Einkiinfte des nicht verliehenen Landes
und im Falle von verliehenem Land auf die im Lehensvertrag genannten Lei-
stungen, nicht aber auf die daraus zu ziehenden Einkiinfte zugreifen. Dies
wire nur dann méglich gewesen, wenn mit seinem Lehensnehmer auch des-
sen Lehensnehmer gestorben wire und einen minderjéhrigen Erben hinter-
lassen hitte. Die Korporation der Lehenstreuhdnder aber starb nicht und
hinterlieB auch keine minderjahrigen Erben, weil der Lehensanteil eines ver-
storbenen Mitgliedes der Treuhdnderkorporation nicht an seinen Erben, son-
dern an die iibrigen Mitglieder des Treuhiinderverband ging. Wenn der
tatséchliche Landhalter, der Realvasall als cestuique use starb, blieben die
gesetzlichen Landhalter, die Nominalvasallen also am Leben und konnten an
die Stelle des Verstorbenen einen von ihm benannten neuen cestuique use,
einen neuen NutznieBer, setzen oder diesen in sein "Eigentum" eintreten las-
sen, damit er seinerseits neue feoffees to use bestellen konnte.

Hier konstituierte sich ganz offensichtlich eine Solidargemeinschaft der
tenurialen Landbesitzer, die sich gegenseitig flir das thnen im Wege der Be-
lehnung tiberlassene Land zu Treuhéindern einsetzten, um dariiber die volle
Verfligungsgewalt zu gewinnen. Natiirlich barg dieses System Gefahren,
wenn die Treuhdnder das in sie gesetzte Vertrauen miBbrauchten. Aber so
grof}, wie es scheint, war das Risiko, das der feoffor einging, wiederum doch
nicht. Erstens wurde meist nur ein Teil des Landes im Wege des NieB-
brauchsabkommens ausgegeben und dieser Teil moglicherweise auf ver-
schiedene Lehenstreuhdnderkorporationen verteilt. Zweitens bot die Krone
erstaunlicherweise zwar nicht auf dem normalen Rechtsweg des Common
Law, sondern auf dem auflerordentlichen der Equity-Gerichtsbarkeit, vor al-

21Vgl. ausfiihrlich zu diesem Komplex Simpson, Kap. VIIL



lem des Kanzieigerichts, Rechtsschutz. Rechtsstreitrigkeiten tiber Le-
henstreuhandschafien mit NieBbrauchsabkommen stellten den hiufigsten
ProzeBgegenstand am Kanzleigericht des Lordkanzlers dar.22

Dies dnderte sich erst, als Heinrich VIII. 1536 mit dem Statute of Uses das
System der Lehenstreuhéinderschaften und Nieflbrauchsabkommen zer-
schlug. Fortan sollte der tatsichliche Landhalter auch als der gesetzliche Be-
sitzer gelten. Es lag dabei nicht in der Absicht des Konigs, die Transforma-
tion der Feudal- in eine Eigentiimergesellschaft aufzuhalten oder gar riick-
gingig zu machen. Vier Jahre spiter konzedierte er, nachdem der Verlust der
Testiermoglichkeit auf heftige Kritik gestoBen war, im Statute of Wilis die
Testierfreiheit als einen weiteren entscheidenden Schritt auf dem Weg zur
freien Verfiigbarkeit des im Wege der Landleihe iiberlassenen Landes. Hein-
richs Ziele waren fiskalischer Art. Es ging ihm wie bei der Ausgabe des ein-
gezogenen Klosterlandes als Ritterlehen in erster Linie um die Steigerung
der Einkiinfte der Krone aus ihrem Obereigentum an allem englischen Land.

Das Statute of Uses und das Starute of Wills waren insofern Weichenstellun-
gen fiir den letzten Akt in der Entstehungsgeschichte der englischen Eigen-
timergesellschaft. Das Statute of Uses gab dem Fiskalfeudalismus ein neues
Fundament und verhalf ihm als Staatsfinanzierungsstrategie zum Durch-
bruch; das Statute of Wills erkannte andererseits an, daB sich die Feudalge-
sellschaft unwiederbringlich zur Eigentiimergesellschaft gewandelt hatte - zu
einer Eigentiimergesellschaft, die, wie sich zeigen sollte, in einer die Inte-
gritit des Eigentums von einer anderen Seite bedrohenden Steuerfrage den
Verfassungskonflikt nicht scheuen sollte.

Die letzte Stunde des Fiskalfeudalismus schlug 1660 mit dem Restoration
Settlement, als die erstmals 1646 durch eine Ordinance beider Hauser ver-
fiigte und 1656 unter dem Protektorat durch ein Parlamentsgesetz bekriftigte
Allodifikation der Lehen endgiiltig bestitigt wurde. Das erscheint spit und
konnte auch auf eine niedrige Prioritit dieser Frage schlieBen lassen, zumal
das Lange Parlament 1640 in seiner Generalabrechnung mit dem Stuart-Re-

22Vgl. F. METZGER, Das Englische Kanzleigericht unter Kardinal Wolsey 1515 - 1529,
Phil. Diss. Erlangen 1977, S. 144-152.
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gime den Fiskalfeudalismus nicht ins Visier nahm. Andererseits reichen die
Versuche des Parlaments, den Fiskalfeudalismus zu beseitigen, bis in die eli-
sabethanische Zeit zuriick. 1589 ergriff das Unterhaus zum ersten Mal die
Initiative; und in den Auseinandersctzungen zwischen Jakob . und seinem
Parlament iiber die F rage', wie das englische Verfassungssystem zu interpre-
tieren sei, spielte die Kritik an wardship eine wesentliche Rolle. Wenn der
Angriff auf den Fiskalfeudalismus in den folgenden Jahrzehnten in den Hin-
tergrund tritt, so hat dies wohl damit zu tun, daB die Steuerfrage fiir sehr viel
brennender und grundsitzlicher gehalten wurde.

1.

Es bleibt zu fragen, inwieweit die dritte Ebene des Feudalzusammenhangs,
die manoriale Ebene der Beziehungen zwischen dem Grundherm und seinen
Pichtern von der Transformation der englischen Feudalgesellschaft zur Ei-
gentimergesellschaft beriihrt wurde. Einerseits lieBen sich die Techniken der
Proprietarisierung eines tenurialen Zusammenhangs im Grundsatz leicht vom
vasallitischen auf den manorialen Bereich iibertragen. Es bestand ja durchaus
eine Art Rechtsverwandtschaft, die darin zum Ausdruck kam, daf} die
tenurialen Rechtsfiguren im manorialen Kontext ganz bewuft imitiert wur-
den. Gelegentlich gab es sogar Diskussionen dariiber, ob Gesetze, die fiir den
tenurialen Zusammenhang gemacht waren, auf den manorialen ausstrahl-
ten.23 Viele Techniken der proprietdren Umgestaltung des vasallitischen Lei-
herechts begegnen auf der manorialen Ebene wieder - mit dem freilich ent-
scheidenden Unterschied, daB das sich so entwickelnde Gutsrecht vor den 6f-
fentlichen Gerichten nicht einklagbar war. Wie auf der tenurialen Ebene gab
es innerhalb der Grundherrschaften und sogar zwischen Grundherrschaften
eine betrichtliche Mobilitit von Land und Leuten, die dadurch begiinstigt
wurde, daB die Rechtseigenschaften "frei" und "unfrei” in personen-
rechtlicher Hinsicht eine immer geringere Rolle spielten und sich statt dessen
an das Land hefteten bzw. von den zu leistenden Diensten her definiert wur-
den. Freie konnten also unfreies Land halten und umgekehrt Unfreie freies

23Vel. SimpsoN, Land Law, S. 169 f.



Land. Andererseits stellte die Proprietarisierung der biuerlichen Leihe die
sozioSkonomische Basis der Grundbesitzer in Frage, die nicht nach unten
verlieren wollten, was sie von oben gewonnen hatten.

Fir die weitere Entwicklung wurde der Unterschied zwischen freien und un-
freiem Land entscheidend, obschon er sozial und 6konomisch nur geringe
Bedeutung hatte. Wihrend das freie Land uneingeschrénkt in die Transfor-
mation der Feudal- in die Eigentiimergesellschaft einbezogen werden mufite
und wurde, schien beim unfreien Land der Hebel ansetzbar, um einer weite-
ren Proprietarisierung des manorialen Zusammenhangs einen Riegel vorzu-
schieben. Denn wihrend das Besitzrecht fiir ein freehold durch eine Urkunde
bestitigt wurde, die bei Rechtsstreitigkeiten jederzeit einem &ffentlichen Ge-
richt prisentiert werden konnte, waren die Besitzverhdltnisse unfreien Lan-
des nur in der Gutsrolle beim Gutsgericht eingetragen, das bei Rechtsstrei-
tigkeiten allein zustiindig war. Der fenant konnte sich zwar notigenfalls eine
Kopie des Eintrags beschaffen, weshalb diese Form der bduerlichen Leihe
auch als copyhold bezeichnet wurde. Er sah sich jedoch bei Auseinanderset-
zungen mit seinem Grundherrn immer einem Richter in eigener Sache ge-
geniiber. Wirkliche Rechtssicherheit konnte der copyholder erst erlangen,
wenn er zu den 6ffentlichen Gerichten vordrang.24

Eben dies war seit dem Ende des 15. Jahrhunderts der Fall.25> Die Richter der
Krone nahmen sich zuerst im Wege der Equity-Gerichtsbarkeit der Be-
sitzrechte der copyholders an, weil die Common Law - Gerichte sich
zundchst nicht von der Vorstellung 16sen konnten, daB die zur Verfiigung
stehenden Rechtsmittel im Landrecht nur vom Grundherrn als dem gesetzli-
chen Eigentiimer des in bauerliche Leihe ausgegebenen Landes in Anspruch
genommen werden konnten.26 Im Laufe des 16. Jahrhunderts absorbierte das
Common Law jedoch auch diese Rechtsmaterie und akzeptierte den Gut-
brauch als einen auch vor 6ffentlichen Gerichten einklagbaren Rechtsbesitz
der Pichter, der die Handlungsfreiheit des Grundhermn einschréinkte. Ganz

24Vgl. zur sozialgeschichtlichen Ausgangslage J. A. RarTis, Tenure and Mobility. Stu-
dies in the Social History of the Medieval English Village, Toronto 1944.

25Vgl. hierzu ausfithrlich C. M. Gray, Copyhold, Equity and the Common Law, Cam-
bridge, Mass. 1963.

26 METZGER, Kanzleigericht, S. 152-166.
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$0 wie in den vorangegangenen Jahrhunderten der tenuriale so wurde nun der
manoriale Leihezusammenhang proprietir umgedeutet. Das heifit: Die Lei-
hebeziehungen zwischen Grundherrn und Pdchtern wurden nicht etwa in
Frage gestellt, sondern wie gehabt als ein Geflecht von Besitzrechten umin-
terpretiert, die gegenein:cmder aufgewogen werden konnten.?’? Zu diesem
Zweck muBlte der Gutsbrauch auf dem Stand, den er erreicht hatte, fixiert
werden. Die customs of the manor mutierten so zum Gutsrecht, welches das
Common Law in toto in seiner je unterschiedlichen Gestalt als Grundlage der
manorialen Leihebeziehungen ansah. Der copyholder wurde also nicht etwa
von der Verpflichtung befreit, seinem Grundherrn Abgaben oder eine Ein-
trittsgebiihr zu bezahlen. Auch andere Rechte des Grundherrn, etwa der An-
spruch auf das Besthaupt beim Tode des Péchters (heriot), blieben als lastige
Erinnerung an den minderen Status von copyhold-Eigentum erhalten. Die
Leihebedingungen muBten so erfillt werden, wie sie im Gutsbrauch festge-
halten waren. Doch hatte der copyholder nun die Sicherheit, dafl der Grund-
herr die Regeln nicht, zumindest nicht einseitig, verindern konnte.28

Fur die Grundbesitzer war diese Entwicklung fatal. Denn fortan war die
Maglichkeit, ihre Abgabeforderungen der Preisentwicklung auf dem Agrar-
markt anzupassen, auf den in der Regel engen Spielraum beschrinkt, den der
Gutsbrauch  vorsah. Unter den Bedingungen der Preisinflation des
16. Jahrhunderts bedeutete das, daBl ihre Einkiinfte immer weniger wert wur-
den, wihrend ihre Péachter von der Agrarkonjunktur profitierten.2? Kein
Wunder, daB sie jede Gelegenheit nutzten, die Leiheform des copyhold durch
die zeitlich terminierte des leasehold zu ersetzen, die es ihnen erlaubte, im
Geschift zu bleiben. Die Anerkennung von copyhold als einer Eigentums-
form machte die Umstellung auf Zeitpachtformen jedoch schwierig. Letztlich
blieb dem Grundherrn keine andere Wahl als abzuwarten, bis die Familie des
copyholders ausgestorben war und das Land an ihn zuriickfiel. So stellte sich
die Proprietarisierung des manorialen Zusammenhangs aus dem Blickwinkel

27Zum rechtsgeschichtlichen Kontext siche neben GraY, Copyhold, mit rechtsdogma-
tischem Akzent auch SiMPsoN, Land Law, S. 155-172.

28Vgl. fiir eine entsprechende Auseinandersetzung den bei RarTis, Tenure, S. 277-288,
geschilderten Fall.

290ber die dkonomischen Probleme gerade der grofen Landbesitzer in der zweiten
Hilfte des 16. Jahrhunderts vgl. L. STONE, The Crisis of the Aristocracy 1558-1641,
Oxford 1965.



der Grundbesitzer als eine schleichende Enteignung dar, die von der Krone
gedeckt wurde.

Warum die Krone diese Rechtsentwicklung zuliel und warum die Grundbe-
sitzergesellschaft sich nicht durch politischen Druck wie im Falle des Statute
of Uses gegen die Proprietarisierung des manorialem Zusammenhangs
wehrte, 148t sich nicht ohne weiteres sagen. Rechts- und sozialgeschichtliche
Untersuchungsansétze haben in der Vergangenheit recht wenig Notiz von-
einander genommen, auch wenn die Verzahnung der Landrechtsentwicklung
mit dem Wandel der soziodkonomischen Rahmenbedingungen im Grundsatz
nicht bestritten wird.30 Gerade hier sind jedoch die Antworten auf unsere
Fragen zu vermuten.

So 148t sich die Haltung der Krone vielleicht ordnungspolitisch als Reaktion
auf den sozialen Wandel des 16. Jahrhunderts erkldren. Die Proprietarisie-
rung des manorialen Zusammenhangs hinderte die Grundbesitzer ja nicht nur
daran, ihre Pachtforderungen der Geldwert- und der Konjunkturentwicklung
anzupassen, sondern stand auch Ertragsoptimierung durch wirtschaftliche
Modemisierung im Wege. Gegen den Widerstand betroffener copyholder
lieBen sich keine Bauernstellen zu grdBeren Betriebseinheiten zusammen-
legen oder Acker- in Weideland verwandeln. Die absehbaren sozialen Folgen
solcher Modemnisierungsmafinahmen waren es jedoch, die die Krone zu einer
auch in anderen MaBnahmen fabaren Bauernschutzpolitik veranlaft haben
mdgen. Sie sah sich in der Verantwortung flir die Nahrungsmittelversorgung
der Gesellschaft und fiirchtete dariiber hinaus ein Anschwellen der landlosen
Bevilkerung, die als Gefahr fiir den sozialen Frieden und die gesellschaftli-
che Stabilitit galt.3! Hier scheint eine Konfliktkonstellation auf, die der Re-
volution des 17. Jahrhunderts eine spezifische 6konomische Dimension ge-
ben sollte. Wahrend die Krone im Sinne des Ordo-Gedankens als Fiirspre-

30Dies gilt sowohl fiir die rechtsgeschichtlichen Gesamtdarstellungen als auch fiir die
fiir unser Thema einschligigen Spezialstudien von MiL.soM, Framework; Gray, Co-
pyhold; SiMpsoN, Land Law.

31Siehe etwa J. POUND, Poverty and Vagrancy in Tudor England, London 1971.



cher der Gesamtgesellschaft aufirat, entdeckte die Eigentiimergesellschaft
ihre besitzindividualisitischen Triebe.32

Die politische Zuriickhaltung der Grundbesitzer angesichts eines Problems,
auf das sie 6konomisch sehr wohl reagierten, ist weniger leicht zu erkléren.
Eine Rolle mag gespielt haben, daB} die meisten copyholder in der Tudor-
Zeit copyholders for life waren, eine Umstellung des etate management auf
Zeitpachtformen mithin wenn auch nur lidngerfristig doch moéglich war. Je-
denfalls nahm die Zahl der copyholders und vor allem die Fliche des von ih-
nen bewirtschafteten Landes seit dem Ausgang des 16. Jahrhunderts konti-
nuierlich ab. Manche Grundbesitzer, vor allem solche mit einer geringeren
Einkommens- oder Kapitaldecke mogen auch analog zum Fiskalfeudalismus
der Krone auf die Eintrittsgebiihren als Einnahmequellen nicht haben ver-
zichten koénnen, die schnelleres Geld als langfristig hohere Pachteinnahmen
versprachen.

Mit der Proprietarisierung des manorialen Zusammenhangs hatte die Trans-
formation der Feudal- in die Eigentimergesellschaft eine tiberschieBende
Dynamik entwickelt, die sie in einen partiellen Gegensatz zu der sich parallel
herausbildenden Marktgesellschaft brachte. Der Sieg vor den Gerichten
konnte den copyholder nimlich nicht vor dem Druck des Marktes schtitzen.
Eine Uberlebenschance hatte der Pichter dieses Typs nur dort, wo giinstige
Besitzrechte und 6konomische Leistungsfihigkeit zusammenfielen. So
trennte die Skonomische Entwicklung die Spreu vom Weizen: Wer sich
durchsetzte, erwarb sich die Eintrittskarte in die Eigentimergesellschaft, wer
scheiterte, der wurde ein Opfer der in dieser dkonomischen verborgenen
tenurialen Revolution zu modernen Leihformen.33

32Vgl. etwa den sozial- und kulturgeschichtlichen Interpretationsansatz bei D. UNDER-
Down, Revel, Riot and Rebellion. Popular Politics and Culture in England 1603-
1660, Oxford 1985.

33vgl. G. BatHO, Noblemen, Gentlemen, Yeomen, in: J. Thirsk, The Agrarian History
of England, Bd. 4: 1500-1640, Cambridge 1967, S. 301-306, zur Mobilitit der Yeo-
men-Schicht.



Iv.

Zur Transformation der englischen Feudal- in eine Eigentiimergesellschaft
gehorte schlieBlich auch, daBl die Fesseln des alteuropdischen Produktions-
zuammenhangs abgeschiittelt wurden, der durch die Gemengelage der Felder
(vpen field system), die Allmende und die Existenz gemeinheitlicher Rechte
gekennzeichnet war. Auch hier begann im 16. Jahrhundert mit der ersten
groBen Welle von Einhegungen (enclosures) eine Entwicklung, bei welcher
der Eigentumsgedanke geradezu modellhaft in Erscheinung trat. Einhegun-
gen horten im 16. Jahrhundert mehr und mehr auf, eine Strategie zur Kulti-
vierung von Brachland zu sein, die den besonderen Einsatz von Initiative,
Arbeit und Kapital mit exklusivem Eigentum belohnte. Sie dienten nun zu-
nehmend dazu, Land aus der Flurgemeinschaft des liberkommenen open-
field-system auszugliedern und in groBeren geschlossenen Betriebseinheiten
zusammenzulegen. An die Stelle der kollektiven 6konomischen Entschei-
dungen des Dorfes traten damit individuelle Verfiigungsgewalt und individu-
elle skonomische Verantwortung. Dieses Zusammenspie} von Proprietarisie-
rung und Individualisierung wurde noch deutlicher, wenn die Allmende be-
troffen war bzw. die Moglichkeiten, diese zu nutzen, geschmilert wurden.
Rechtlich beruhten die Einhegungen auf Verabredungen, die hdufig bei den
kéniglichen Gerichten hinterlegt wurden, um spiteren Rechtsstreitigkeiten
vorzubeugen. Es waren Vereinbarungen, welche die Stirkeverhiiltnisse im
manorialen Verband widerspiegelten. Der Grundherr und die Péchter, die
liber die besten Besitzrechte, das meiste Land, das meiste Kapital und nicht
zuletzt die grofte Initiative verfligten, schrieben den Gutsbrauch in ihrem
Interesse um. Und alle diejenigen mit schlechten Besitzrechten, wenig Land
und wenig Kapital, die fiir das Uberleben auf die Allmende und die Wahr-
nehmung der gemeinheitlichen Rechte angewiesen waren, hatten das Nach-
sehen. Die Krone stellte sich der Einhegungsbewegung unter den Tudors
zunichst aus den bereits angesprochenen ordnungspolitischen Motiven in
den Weg, gab ihren Widerstand zu Beginn des 17. Jahrhunderts dann aber
auf und beschrinkte sich darauf, die Einhegungen einem Rechtsverfahren zu
unterwerfen. Es bedurfte nun eines Parlamentsgesetzes in Gestalt einer pri-
vate bill, die der Eigentiimlichkeit und Stirke der Eigentumsverhéltnisse im
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jeweiligen Einzelfall besser Rechnung trug als ein allgemeines, 6ffentliches
Einhegungsgesetz.34

Der Sieg des Eigentums iiber die kommunitidre Agrarverfassung wurde damit
im okonomischen Alltag 'des Dorfes spiirbar und vor allem auch sichtbar:
Hecken, Steinmauern und Griben machten als Instrumente der Abgrenzung
von Eigentumsanspriichen und als symbolische Reprisentationen das gesell-
schaftliche Ordnungsprinzip des Eigentums nicht mehr nur vor Gericht, son-
dern im dorflichen Lebenszusammenhang selbst sinnfillig. Wer durch Eng-
land reist, der begegnet noch heute den Spuren, die die Landschaftsgértner
der frithen Eigentiimergesellschaft hinterlassen haben.

34vgl. J. Tusk, Enclosure and Engrossing, in: Ders. (Hg.), The Agrarian History of
England, Bd. 1V: 1500-1640, Cambridge 1967, S. 200-255, sowie DIEss.. Agricul-
tural Policy: Public Debate and Legislation, in: Ebd., Bd. V: 1640-1750, Cambridge
1985, S. 378-382.
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HANS-DIETER METZGER

Zur Grundlegung des liberalen Eigentumsbegriffs im 17.
Jahrhundert

L

Fir die Ausbildung der modernen Eigentumsvorstellung werden in der kriti-
schen Literatur der begrifflichen Entwicklung von Eigentum im 17. Jahrhun-
dert und dabei ganz besonders der Eigentumstheorie John Lockes eine her-
ausragende Bedeutung zugesprochen. Dieser Aufsatz {iberprift diese These
auf dem Hintergrund sowohl des realgeschichtlichen als auch des begriffsge-
schichtlichen Wandels von Eigentum in diesem Jahrhundert. Er pladiert da-
fur, statt des Gkonomischen einen politischen und staatstheoretischen Er-
kenntnisansatz bei der Untersuchung von John Lockes Beitrag zur Grundle-
gung des liberalen Eigentumsbegriffs zu verfolgen. Auf diesem Wege soll
gezeigt werden, daBl es im 17. Jahrhundert und auch bei John Locke nicht
darum ging, eine Erfahrung marktwirtschaftlichen Eigentumsverkehrs auf
den Begriff zu bringen, als vielmehr darum, Eigentum im politischen Span-
nungsfeld mit den Polen Herrschaft und Freiheit zu verorten. Die zu Lockes
bedingt liberalem Eigentumsbegriff hinfiinrende Entwicklung ist von dieser
politischen Problematik bestimmt.

IL.

Die Eigentumstheorie John Lockes steht auch heute noch im Brennpunkt der
Diskussion um die Legitimitit von (Privat-) Eigentum. Auf Locke beruft sich
beispielsweise der amerikanische Philosoph Robert Nozick in seinem Pla-
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doyer fiir eine "entitlement theory of justice", die neben dem Prinzip einer
urspriinglichen Besitzergreifung nur die legitimen Austauschakte: Geschenk,
Tausch und Erblassung und als Rechtssubjekt nur das radikal autonome, na-
turrechtlich legitimierte Individuum kennt. Fiir Nozick ist Eigentum ein ka-
tegoriales Grundrecht. Es gehore durch den urspriinglichen acquisitiven Akt
eines "unowned objects" der ureigensten Rechtssphire desjenigen an, der
diese erstmalige Erwerbung ("original acquisition or appropriation of unheld
things") bewerkstelligt hat (solange diese urspriingliche Besitzergreifung
keinem anderen zum Nachteil gereiche), oder dem, der es gemdB den
"principles of justice in transfer” heute besitze. [hm allein stehe es zu, dieses
Eigentum riicksichtslos zu nutzen oder nach Gutdiinken zu ibertragen. Die-
ses von Nozick unter Berufung auf Locke ins Feld gefiihrte naturrechtliche
Eigentum verweigert sich dem Gedanken jedweder sozialen Bindung. Das
Argument hilt den regulicrenden Eingriff des Staates in die Sphére privaten
Wirtschaftens flir einen unvertretbaren Rechtsbruch und richtet sich unmit-
telbar gegen die modeme Entwicklung des Wohlfahrtsstaates. Die Funktion
des Staates gegeniiber dem anarchischen Gesellschaftshandeln der Indivi-
duen wird dabej radikal auf die Sicherung des Raumes zur freien personli-
chen Verwaltung individueller Rechte, insbesondere des Rechts auf Eigen-
tum, beschrénkt.!

Umgekehrt kritisiert der kanadische Politologe C. B. Macpherson das heute
dominierende privatwirtschaftlich-kapitalistische System und das ihm zu-
grundeliegende dinglich-absolute Eigentumsverstindnis. Macpherson riickt
vbllig zu Recht die Erkenntnis der Historizitit von Eigentumsauffassungen
in den Mittelpunkt. Seiner Ansicht nach handelt es sich beim Eigentum

I R. Nozick, Anarchy, State, and Utopia, Oxford (1974) 61990, S. 9 ff., 150-153, 174-
182; zu Nozicks Theorie und ihrer Beziehung zu der Lockes sieche S. B. DRURY,
Locke and Nozick on Property, in: PolSt 30 (1982), S. 28-41; A. Ryan, Property and
Political Theory, Oxford 1984, S. 37; A. RvaN, Property, Milton Keynes 1987, S.
67-68, sowie H. STEINER, The Natural Right to the Means of Production, in: PhQ
XXVII (1977), S. 41-49, die die Differenzen zwischen Lockes und Nozicks Appro-
priationstheorie (insbesondere das bei Locke grundlegende Prinzip Arbeit und die
Anbindung an die Transzendenz) herausheben. J. TULLY, A Discourse on Property.
John Locke and his adversaries, Cambridge 1980, S. 79, zeigt gegeniiber Nozick,
daB es bei Locke nicht nur absolut verfiighares Privateigentum, sondern auch andere
Arten von Eigentum, z.B. das Anrecht auf (Gemein-) Eigentum, gibt. J. O. Gru-
NEBAUM, Private Ownership, London 1987, S. 78-85, riickt die Probleme in den
Mittelpunkt, die sich aus der Setzung "unowned object” bei Nozick ergeben.
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sowohl um eine Institution als auch um ein Konzept, und er unterstellt, daf3
diese beiden Kategorien in einem wechselseitig sich bedingenden und dem
geschichtlichen Wandel unterliegendem Verhiltnis zueinander stehen. Unter
Eigentumskonzept wird dabei eine mehr oder weniger konsistente Theorie
von Rechten verstanden, die einerseits eine spezifische Verteilung von Ei-
gentum legitimiert, andererseits systemkonforme Verkehrsformen unter die-
sen Bedingungen statuiert. Macpherson wirft nun ein, dafl "property, in the
works of most modern writers, is usually treated as identical with private
property, an exclusive individual right".2 Er hilt dieses spezifische Verstind-
nis fir die Folge eines "particular set of historical circumstances” im 17.
Jahrhundert, "the product of the new relations of emergent capitalist so-
ciety".3 Sichtbares und von den Theoretikern von Hobbes bis Locke wieder-
gegebenes Kennzeichen dieser gesellschaftlichen Entwicklung sei ein be-
stimmtes Verhalten, der Besitzindividualismus ("possessive individualism"),
der wiederum in der Konzeptualisierung zur Auffassung vom absoluten Ei-
gentum in der Hand des autonomen Individuums gefiihrt habe. Macpherson
qualifiziert diese Auffassung als eine "misconception”.4 Er hilt diese Cha-
rakterisierung fiir angebracht, weil mit der Beschrinkung von Eigentum auf
dinglich-exklusives Privateigentum in seinen Augen eine ungebiihrliche und
heute durch nichts mehr zu rechtfertigende Verengung vorgenommen wor-
den sei, die die vor dem 17. Jahrhundert géngige moralisch-soziale Gebun-
denheit von Eigentum negiere und die Vorstellung vom vormals ebenso iibli-
chen Gemeineigentum vollig abgedringt habe3 Trotz ihres héchst unter-
schiedlichen Erkenntnisinteresses und ihrer gegensétzlichen politischen For-
derungen sehen damit sowohl Nozick als auch Macpherson in John Lockes

C. B. MACPHERSON, Property. Mainstream and Critical Positions, Oxford 1978, S. 2.
C. B. MacrtERSON, Democratic Theory, Oxford 1975, S. 124.

MACPHERSON, Property. S. 9.

MACPHERSON, PROPERTY, S. 13: "John Locke....at the end of the seventeenth century.
set out for the first time the case of an individual right of unlimited appropriation.
His case remained the standby of those who shaped the thinking of the ruling class in
England, from the Whig Revolution for a century or more, and of those who made
and consolidated the French and American Revolutions in the eighteenth century.
His justification of property was thus in effect written into, or at least was implied in,
the constitution of the first great modern capitalist nation-states." Siehe ebenfalls C.
B. MacrHirsoN, The Political Theory of Possessive Individualism. Hobbes to
Locke, Oxford (1962) 1965, S. 261-262, und MACPHERSON, Democratic Theory, bes.
S. 122-124.
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Eigentumstheorie die theoretische Grundlage fiir die moderne kapitalistische
Gesellschaft mit ihrer Konzeption des exklusiv-dinglichen Privateigentums
und dem laissez-faire-Staat.

Diese These von der entscheidenden Grundlegung der modemnen Eigen-
tumsauffassung und des biirgerlichen liberalen Staates im 17. Jahrhundert bei
Locke wird auch von anderen Autoren vertreten. So schrieben beispielsweise
bereits Karl Marx und Friedrich Engels: "Diese Theorie (der Reduzierung
der Verhiltnisse der Individuen untereinander auf das der Brauchbarkeit und
des gewinntrichtigen Austausches, H.-D. M.) kam auf mit Hobbes und
Locke, gleichzeitig mit der ersten und zweiten englischen Revolution, den
ersten Schlidgen, wodurch die Bourgeoisie sich natiirliche politische Macht
eroberte."¢ Ebenso wie Macpherson, wenngleich nicht mit derselben Em-
phase, hat auch der Historiker Christopher Hill die von Macpherson kriti-
sierte duplizistische Rationalitit von einerseits naturrechtlicher Gleichheit
und andererseits abgeleiteter faktischer Ungleichheit in der Lockeschen Ei-
gentumstheorie herausgestrichen.” Ahnlich verweist der konservative Philo-
soph Leo StrauB auf die von gesellschaftlichen Bindungen befreite Lehre
vom selbstisch-individualistischen, produktiven Gewinnstreben bei Locke
und deren antizipatorischer Bedeutung fiir die biirgerlich kapitalistische Ge-
sellschaft.®8 Nach Peter J. Opitz erwuchs Lockes Eigentumstheorie aus den
Problemen des "wachsenden Kolonialreichs Englands und des beginnenden
Kapitalismus."® Walter Euchner wiederum sieht in Locke den Représentan-
ten der englischen halbfeudalen Bourgeoisie, deren transitorischer Charakter
in dem eigentlimlichen Mischverhiltnis von moderner biirgerlicher Eigen-
tumstheorie und traditioneller naturrechtlicher Sozialphilosophie zum Aus-
druck komme.!® Elmar Waibl schlieBlich urteilt in seinem jlingst erschie-

6 KARL MARX/FRIEDRICH ENGELS, Deutsche Ideologie, in: Dies., Werke, Bd. 3, Berlin
1958, S. 394.

7 C. HiLL, Reformation to Industrial Revolution, Neudruck Harmondsworth 1980, S.
273; vgl. auch C. HiLL, Puritanism and Revolution. Studies in Interpretation of the
English Revolution of the 17th Century, Neudruck London 1969, S. 272.

8 L. STrAUSB, Naturrecht und Geschichte, Frankfurt a.M. 1977, S. 259.

9 P. J. Opitz, John Locke, in: Eric Voegelin (Hg.), Zwischen Revolution und Restau-
ration, Miinchen 1968, S, 128.

10W, EuchNER, Einleitung des Herausgebers, in: John Locke, Zwei Abhandlungen
iiber die Regierung, hg. v. W. EUCHNER, Frankfurt a.M. 41989, S. 9-59, bes. S. 35,
44. Siehe dazu auch 1. FETsCHER, Die englische Ideologie. Von Locke bis Mill - eine
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nenen zweibindigen Werk Okonomie und Ethik: "Locke darf mit Recht als
der spiritus rector des biirgerlich-kapitalistischen Wirtschaftsethos apostro-
phiert werden, weil er wie niemand sonst den Interessenstandpunkt der sich
emanzipierenden bﬁrgerlvic.hen Klasse aufgegriffen und den zu seiner Zeit in-
nerhalb des fortschrittlichen Biirgertums allgemein gehegten Wertidealen
einen klaren und entschlossenen sprachlichen Ausdruck sowie ein leicht faf3-
bares theoretisches Begriindungsfundament gegeben hat."!!

HI.

Eine solche Bewertung von Lockes Eigentumstheorie unter dem ausschlief3-
lichen Gesichtspunkt der Grundlegung des kapitalistisch-liberalen Eigen-
tumsverstédndnisses und des liberalen "nightwatchman state"!2 scheint indes
zu kurz zu greifen. Die scheinbar offensichtliche Ubereinstimmung von Lok-
kes Eigentumsbegriff mit dem modernen, absolut "freien" Eigentum konnte
demnach allzu leicht dazu verleiten, den historischen Terminus und die mo-
derne Institution ungepriift dem gleichen Erfahrungsraum unterzuordnen und
damit den spezitischen Gehalt von Lockes Begriff und die besonderen Be-
dingungen fiir die Herausbildung des Eigentumsbegriffs im 17. Jahrhundert
zu verkennen.

Zu wenig beachtet wird bei dieser Frage, daB das Eigentumskonzept Lockes
nicht in einem Werk zur Wirtschaftswissenschaft zu finden ist. Vielmehr bil-

kritische Retrospektive, in: I. FETscHER (Hg.), Herrschaft und Emanzipation. Zur
Philosophie des Biirgertums, Miinchen 1976, S. 87-91, der Euchner folgt. Obwohl
Fetscher konzediert, daf} sich der Begriff Eigentum bei Locke nicht nur auf dingli-
ches Eigentum bezicht, sondern auch Leben und Religionsfreiheit umfaft (S. 92),
ncgiert er diese weite Bedeutung in seinem wertenden Urteil, wenn er schreibt: "Im
Mittelpunkt der Lockeschen Staatstheorie steht die Lehre von der Funktion des Ge-
meinwesens als Mittel zur Sicherung des - langst ungleich gewordenen - Besirzes."
(S. 90; Hervorhebung von mir, H.-D. M.).

g Waist, Okonomie und Ethik 1. Dic Kapitalismusdebatte in der Philosophie der
Neuzeit, Stuttgart-Bad Canstatt 1988, S. 67. Ahnlich auch R. MUNcH, Die Kultur der
Moderne, Band 1, Frankfurt a.M. 1986, S. 224. Siehe ebenfalls H. RITTSTIEG, Ei-
gentum als Verfassungsproblem, Darmstadt 1975, bes. S. 61, 83, der auch Hobbes'
und Lockes Theoricn auf der verschwiegenen Annahme einer entwickelten kapitali-
stischen Marktgesellschaft ruhen sieht.

2 Drury. Locke, S. 30.
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det es einen wesentlichen Teil der staatstheoretischen Arbeit Two Treatises
on Government. Und hier gilt - wie Franz L. Neumann aufzeigt -, dafl "weder
Hobbes noch Locke...klar zum Ausdruck [bringen], daB...wirtschaftliche
Macht die Wurzel der politischen Macht ist...Aus der Auffassung von Hob-
bes und Locke folgt, da Wirtschaft und Gesellschaft, so weit sie {iberhaupt
Freiheit haben, diese allein zur Aufrechterhaltung einer stabilen politischen
Ordnung erhalten....Die mythologische Vorstellung des laissez-faire-Staa-
tes”, so lautet das abschlieBende Urteil, "sollte endlich aufgegeben wer-
den."13 Manfred Riedel spitzt dieses Argument zu, wenn er darauf aufmerk-
sam macht, daB John Locke das 7. Kapitel seiner Two Treatises on Govern-
ment mit Of Political or Civil Society betitelte. Hier werden Staat und Ge-
sellschaft synonym gesetzt. Sie treten nicht, wie dann bei Hegel, auseinan-
der. Damit steht - so Riedel weiter - Locke noch ganz in der Tradition der
klassischen Politiktheorie, fiir die 'biirgerliche Gesellschaft' eine zentrale
Grundkategorie der politischen Welt ist. Das in sich homogene Herrschafts-
gefiige wird durch das Verhiltnis von Herr und Diener und von hauslich-
knechtlicher Arbeit und durch den regulierenden Eingriff des Staates be-
stimmt.'4 Nozicks Plidoyer fiir den Minimalstaat, dessen Funktion es sei,
den Freiraum und die Chancen fiir die personlichen Entscheidungen zu ga-
rantieren, kann sich somit nicht direkt auf Locke berufen.

Zum zweiten ist das von Macpherson, Marx, Engels, Waibl und mit Ein-
schrankung Euchner unterstellte Bestehen einer dominanten kapitalistischen
Wirtschaftsordnung als Basis oder das Vorhandensein eines "fortschrittlichen

13F. L. NEUMANN, Demokratischer und autoritirer Staat. Studien zur politischen Theo-
rie, hg. v. . MARCUSE, Frankfurt a.M. 1967, S. 90-91.

14M. RiepEL, Hegels Begriff der biirgerlichen Gesellschaft und das Problem seines ge-
schichtlichen Ursprungs, in: M. RIEDEL (Hg.), Materialien zu Hegels Rechtsphiloso-
phie, Band 2, Frankfurt aM. 1975, S. 253; M. RieprL, Gesellschaft, biirgerliche, in:
Geschichtliche Grundbegriffe. Historisches Lexikon zur politisch-sozialen Sprache
in Deutschland, hg. v. O. BRUNNER/W. CoNzE/R. KOSELLECK, Bd. 2, Stuttgart 1975,
S. 734. Eindeutig belegt wird dieser Zusammenhang durch Lockes Definition der
"Politischen Macht". Locke schreibt: "Political Power then I take to be a Right of
making Laws with Penalties of Death, and consequently less Penalties, for the
Regulation and Preserving of Property, and of employing the force of the Com-
munity, in the Execution of such Laws, and in the defence of the Commonwealth
from Foreign Injury, and all this only for the Publick Good" (Jotn Lockg, Two
Treatises of Government, hg. v. P. LASLETT, Oxford 1967, Second Treatise, § 3, S.
286).
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Biirgertums" als Triger fiir eine solch sozioékonomisch bestimmte Theorie
in jiingster Zeit fiir das 17. Jahrhundert bestritten worden. Zwar wird man
eine relativ weit fortgeschrittene Marktbeziehung und eine Skonomisch ver-
mittelte regionale und soziale Interdependenz kaum abstreiten kénnen. Be-
sonders der agrarische Sektor mit seiner Zulieferfunktion fiir den Wollhandel
und die Bedarfsdeckung Londons sind hier zu nennen.!S Gleichzeitig gilt es
jedoch zu betonen, dal} einerseits fiir den zu dieser Zeit auftretenden Indivi-
dualismus weiter zuriickreichende Wurzeln aufzuzeigen sind und anderer-
seits die sozialen Beziehungen noch nicht von einem rigiden marktwirt-
schaftlichen Konkurrenzverhalten dominiert wurden.

So weist beispielsweise der Anthropologe und Historiker Alan MacFarlane
Christopher Hills These von der biirgerlichen Revolution des Parlaments im
17. Jahrhundert entschieden zuriick. Wihrend Hill glaubt, das Parlament sei
angetreten, um die feudalen Fesseln zu zerreilen und die unbeschrinkte Ei-
gentumsverflgung als notwendige Voraussetzung fiir kapitalistisches Wirt-
schaften zu erkdmpfen!6, hialt MacFarlane dagegen, der 'Feudalismus' des 17.
Jahrhunderts sei eine Fiktion. Was als solcher angesehen werde, seien ledig-
lich als driickend empfundene Relikte eines bereits Jahrhunderte toten

15 Vgl. H.-C. SCHRODER, Die neuere englische Geschichte im Lichte ciniger Moderni-
sierungstheoreme, in: R. KOSELLECK (Hg.), Studien zum Beginn der modernen Welt,
Stuttgart 1977, S. 31, 43-51; H.-C. SCHRODER, Der englische Adel, in: A. v. REDEN-
Domna/R. MeviLLE (Hg.), Der Adel an der Schwelle des biirgerlichen Zeitalters,
1780-1860. Stuttgart 1988, S. 54-55. D. ZAReT, The Heavenly Contract. Ideology
and Organization in Pre-Revolutionary Puritanism, Chicago/London 1985, S. 47-33,
183-192, argumentiert in Anlehnung an Christopher Hill und bes. R. H. Tawnky,
Religion and the Rise of Capitalism (1922), Neudruck Harmondsworth 1987, daf be-
reits im 16. Jahrhundert im léndlichen Bereich eine Marktgesellschaft bestanden
habe, die bei den sich dieser sozialen Form anpassenden Puritanern zur besonders
starken Betonung des Vertragsgedankens fithrte. Zaret vernachldfligt sowohl den
starken biblischen Ursprung des Vertragsgedankens als eines politischen Bundes bei
Mose (Sinai-Vertrag) als auch die ausgepriigte Bundestheologie bei verschiedenen
kontinentalen Reformatoren.

16 ¢ HiLL, From Reformation to Industrial Revolution, Neudruck Harmondsworth
1980, S. 135, 146-148 u.a.0.; C. HiLL, The Century of Revolution, 1603-1714, New
York 1966, S. 146, 202-207. Fiir Hills neuerliches Abweichen von der intendierten
Revolution der biirgerlichen Klasse hin zu einer Betonung der eine biirgerliche Ge-
sellschaft fordernden Wirkungen der Revolution (C. HiLL, Uber einige geistige Kon-
sequenzen der englischen Revolution, Berlin 1990, S. 30-39; C. HiLL, A Bourgeois
Revolution? in: J. G. A. Pocock (Hg.), Three British Revolutions: 1641, 1688, 1776,
Princeton 1980, S. 111, 115-119); siche H.-C. SCHRODER, Die Revolutionen
Englands im 17. Jahrhundert, Frankfurt a.M. 1986, S. 195 ff.
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Systems sozialer Beziehungen gewesen, mit deren Hilfe die Krone eine Stei-
gerung ihrer Einnahmen ("fiscal feudalism") betreiben konnte. Dariiber hin-
aus lasse sich der von Macpherson als ein Phdnomen des 17. Jahrhunderts
angesehene Besitzindividualismus bereits im 13. Jahrhundert in England
feststellen.’? Ahnlich vertritt Richard Tuck gegeniiber Macpherson die
These, der possessive Individualismus und das Konzept vom absoluten Ei-
gentum seien schon im 14. Jahrhundert in den Arbeiten von Rechtsgelehrten
anzutreffen.18 Vehement widerspricht der Sozialhistoriker Peter Laslett der
These von der Existenz einer dominanten Marktgesellschaft bzw. einer bir-
gerlichen Klasse. Laslett gelingt in seinen Forschungen vielmehr der Nach-
weis, daB es sich beim 17. Jahrhundert um eine patriarchalische Gesellschaft
gehandelt habe, in der der soziale Umgang durch die Paradigmen: Ehrerbie-
tung, Autoritit und Status bestimmt war.!9

In die gleiche Richtung weisen dic Ergebnisse von Penelope Corfields Un-
tersuchung {iber "economic issues and ideologies" im Vorfeld der Englischen
Revolution. Ihr zufolge gab es weder rivalisierende 6konomische Theorien,
die zu der Frontstellung im Biirgerkrieg in Beziehung gebracht werden kon-
nen, noch war die "English economy ... on the verge of take-off into a mo-
dern growth society. This was not a burgeoning economy restrained only by
the bonds of restrictive government economic politics, though some royal
policies may well have had harmful effects on economic development."20 Zu
lberzeugen vermag aber auch die Kritik von Lawrence Stone an R. H.
Tawney. Tawney verbindet in seinem zu einem Klassiker gewordenen Auf-
satz The Rise of the Gentry das Aufireten einer agrarkapitalistischen Gentry
mit dem Revolutionsgeschehen, wenn er behauptet, die Entrepreneurs hitten
sich als revolutiondre Elite auf der Seite des progressiven Parlaments, die

1TA. MACFARLANE, The Culture of Capitalism, Oxford 1987, S. 148-149, 164; A.
MACFARLANE, The Origins of English Individualism: The Family, Property, and So-
cial Transition, New York 1979, S. 183, 203, und M. McKEeoN, The Origins of the
English Novel, 1600-1740, Baltimore/London 1987, S. 176-177. Vgl. auch L.
STONE, Results of the English Revolution, in: . G. A. Pocock (Hg.), Three British
Revolutions: 1641, 1688, 1776, Princeton 1980, S. 44,

18R, Tuck, Natural Rights Theories, Cambridge 1981, S. 2-3, 15-17.

19P, LasvirT, The World We Have Lost - further explored, London 31983, bes. S. 22-
52.

20P, CorrIELD, Economic Issues and Ideologies, in: C. RusseLL (Hg.), The Origins of
the English Civil War, London 1973, S. 197-218, zit. S. 202.
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auch in 6konomischer Hinsicht traditionalistisch denkenden Adligen auf der
Seite des Konigs befunden.2! Obwohl Stone zu konzedieren bereit ist, daf3
"the English Revolution resulted in a significant psychological and political
shift towards free enterprise and possessive individualism", hélt er Tawneys
These fiir nicht triftig, da "the hypothetical relationship between estate entre-
preneurship and political affiliation" einer statistischen Nachpriifung nicht
standhalten kénne.22 Ahnlich ausgewogen ist das Urteil Hans-Christoph
Schroders. Er weist die Behauptung von der biirgerlichen Revolution zuriick,
da die revolutioniren Krifte in England weder unter einem 6konomischen
Programm angetreten seien noch {iberhaupt ein eindeutiger Zusammenhang
von revolutiondrer Einstellung und sozioSkonomischem Hintergrund zu ent-
decken sei. Weder lasse sich ein starkes, revolutionidres stiddtisches Biirger-
tum feststellen noch kdnne der Adel als Ersatz eines solchen gesehen wer-
den. Wihrend er einerseits die Existenz eines stark am wirtschaftlichen Ge-
winn und am Markt ausgerichteten Adels einrdumt, stellt er andererseits her-
aus, daB beim englischen Adel das Motiv der Profitmaximierung hinter einer
von jeder Parteienstellung unabhédngigen aristokratisch-paternalistischen
Haltung zuriickgestanden habe.23

SchlieBlich gilt es noch J. G. A. Pocock anzufiihren. Auch er kritisiert - und
dabei namentlich Macpherson - die These von der Pragung des Eigentums-
begriffs im 17. Jahrhundert in England durch eine entwickelte Marktgesell-
schaft.24 Nach Pocock wurde zu dieser Zeit Eigentum vielmehr als ein mora-
lisches und politisches Phinomen angesehen. Eigentum sei primir unter dem
Blickwinkel einer qualifizierenden Voraussetzung fiir den Besitz und die
Ausiibung von politischer Macht betrachtet worden. In dieser Perspektive
war Eigentum ein eminent moralischer, da zum tugendhaften Eintreten fiir
das Wohl! der Gemeinschaft notwendiger, gemeinschaftshezogener Begriff.2s
Daneben sei Eigentum als ein juristischer Begriff in dem relativ autonomen

2IR. H. TAWNEY, The Rise of the Gentry, in: L. Stong (Hg.), Social Change and Re-
volution in England, 1540-1640, London 41970, S. 6-18.

221,. STong. The Bourgeois Revolution Revisited, in: PaP 109 (1985), S. 44-54.
23 SCHRODER, Revolutionen, S. 189-201; ScHRODER, Der englische Adel, S. 56.

24]. G. A. Pocock, Virtue, Commerce, and History, Essays on Political Thought and
History, Chiefly in the Eighteenth Century, Cambridge u.a.O. 1985, S. 53, 59-61,
105-107.

25Pocock, Virtue, S. 103 ff,
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Bereich des Rechts und der Rechtssprechung vorhanden gewesen, wo er eine
selbstindige Rationalisierung durchlaufen habe.26 Das durch die Errichtung
der Bank von England herbeigefiihrte erstmalige massive Aufireten von be-
weglichem Kapital in der Mitte der 1690er Jahre2’ habe die Entwicklung des
juristischen Eigentumsbegriffs kaum tangiert, dafiir jedoch die Rationalitét
des herkémmlichen politischen Eigentumsbegriffs ausgehdhlt. Landbesitz als
fixes, sichtbares und damit Ansehen und ein Herrenleben ermdglichendes
Eigentum habe ebenso an Attraktivitit gegeniiber einem kommerziellen Ei-
gentum verloren wie das damit verbundene traditionale Tugendkonzept28 ge-
geniiber einem einseitigen Gewinnstreben, das als eine sozial ungefahrliche
Leidenschaft gedeutet wurde.?9 Pococks Erkenntnisse treffen sich hier mit
denen Albert O. Hirschmans und Joyce O. Applebys. Hirschmans Untersu-
chung zum Wandel des Interessenbegriffs weist eine wichtige Zisur im glei-
chen Zeitraum auf. thm zufolge hat das Wort Interesse bis zum Ende des 17.
Jahrhunderts soviel wie rationale Uberpriifung eines Standpunktes bedeutet.
Erst danach sei Interesse auch als 6konomisches Interesse verstanden wor-
den. Appleby wiederum hebt hervor, dafl erst nach 1690 ein "invariable
desire of market participants to seek their profit when reaching a bargain"
geduBert wurde.3¢ Lockes Two Treatises of Government - verfaBit in den Jah-

26 Pocock, Virtue, S. 104.

27Siehe dazu auch H. T. DICKINSON, Liberty and Property. Poltical Ideology in Eigh-
teenth-Century Britain, London 1977, S. 51-52, 85-86.

28Pocock, Virtue, S. 67-70, 107 ff. J. G. A. Pocock, The Machiavellian Moment,
Princeton 1975, passim; J. G. A, Pocock, Introduction, in: The Political Works of
James Harrington, hg. v. J. G. A. Pocock, Cambridge 1977, S. 1-152. Siehe dazu
auch Dickinson, Liberty, S. 106-107; H.-C. ScHRODER, Das Eigentumsproblem in
den Auseinandersetzungen um die Verfassung von Massachusetts, 1775-1787, in: R,
VierHAus (Hg.), Zur Eigentumsdiskussion im ausgehenden 18. Jahrhundert, Géttin-
gen 1972, S. 22-23 und Anm. 41, sowie A. RYAN, Property. Concepts in the social
sciences, Milton Keynes 1987, S. 23 ff.

29A. O. HirscHMAN, Leidenschaften und Interesse. Politische Begriindungen des Ka-
pitalismus vor seinem Sieg, Frankfurt a.M. 1980, S. 39 ff.

30HirscHMAN, Leidenschaften, S, 51-7; J. O. AppLEBY, Economic Thought and Ideo-
logy in Seventeenth-Century England, Princeton 1978, S. 247-248. Auch Stone
nennt das spite 17. Jahrhundert als den entscheidenden Zeitraum fiir wirtschaftliche
Verédnderungen (STONE, The Bourgeois Revolution Revisited, S. 44-54, und STONE,
Results, S. 44).
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ren 1679-16803! - gehoren daher einer Epoche an, die nicht von einem rigi-
den Marktdenken beherrscht wurde.?

Iv.
Der eingangs skizzierten Interpretation, die in Locke den "spiritus rector des
biirgerlich-kapitalistischen ~ Wirtschafisethos", den  Exponent  des

“Interessenstandpunkt[s] der sich emanzipierenden biirgerlichen Klasse" und
den Theoretiker des "liberale[n] Minimalstaatskonzept[s]"33 sieht, stehen
somit gewichtige Uberlegungen entgegen. Dies muB jedoch nicht besagen,
daB auch die Auffassung aufgegeben werden muf}, Locke komme eine be-
sondere Bedeutung bei der Entwicklung des Eigentumsbegriffs zu, da er am
Ende einer fiir das 17. Jahrhundert charakteristischen Entwicklung der Vor-
stellung von einem weitgehend unabhingigen persdnlichem Eigentum stehe.
So haben etwa die Untersuchungen des Historikers Gerald E. Aylmer zur Ei-
gentumsauffassung in Rechtskommentaren, die in den Jahren zwischen 1520
und 1729 verfaBit wurden, klar die Herausbildung eines Eigentumsbegriffes
im Sinne von Lockes Definition gezeigt. Wihrend beispielsweise in John
Cowells The Interpreter (1607) noch zwischen dem Herrenrecht
("dominium") als einzigem vollem Eigentum des Konigs und dem Nutzrecht
("dominium utile") der privaten Eigentiimer unterschieden wurde, erklarte
John Lilly in The Practical Register (1719) in nahezu wortlicher Uberein-
stimmung mit Locke: "And every Man (if he hath not forfeited it) hath a
Property and Right allowed him by the Law to defend his Life, Liberty, and
Estate; and if either be violated, it gives an Action to redress the Injury, and
punish the Wrongdoer."34 Zu einem #hnlichen Ergebnis wie Aylmer kommt
auch der grofie Rechtsgelehrte Sir William S. Holdsworth. Bei Klagen auf
die Wiederherstellung eines Besitzstandes im 17. Jahrhundert - so schreibt er
- "the common law had come to recognize that ownership was an absolute

31P. LasLETT, Introduction, in: Lockg, Two Treatises, S. 35.
32Pocock, Virtue, S. 108.
33waist, Okonomie I, S. 67, 85.

34G. E. AYLMER, The Meaning and Definition of 'Property' in Seventeenth-Century
England, PaP 86 (1980), S. 87-97, zit. S. 88.
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right as against all the world, and not merely the better right of a plaintiff as
against the defendant to possession."3% Nicht ganz so weit geht der Jurist
S.F.C. Milsom. Ihm zufolge "the owner's position was strengthened by an
extension of the range of persons he could hold liable to return the value of
his property."36 Aylmer weist dariiber hinaus darauf hin, daB sich eine An-
gleichung in der Behandlung von Grundeigentum ("real property") und be-
weglichem Eigentum ("personal property") vollzogen habe. Ganz eindeutig
kann somit die Starkung der Eigentumsrechte sowohl im Rechtsdenken als
auch in der Rechtspraxis verzeichnet werden.3’

Freilich ist dabei zu beriicksichtigen, daB diese Entwicklung durch die De-
batten und Ereignisse wihrend der Englischen Revolution entscheidend be-
schleunigt wurde. Aylmer betont, daB sich die neue Definition in den
Rechtskommentaren in den 1650er Jahren durchgesetzt habe.38 Auf diesen
Zeitpunkt als entscheidende Zisur deutet auch eine Analyse der 6ffentlichen
Auseinandersetzung wahrend der Revolution hin. Wahrend 1643 der royali-
stische Pampbhletist Dudley Digges das Zugriffsrecht des Konigs auf das Ei-
gentum der Untertanen noch mit dem Hinweis auf dessen feudalrechtliche
Stellung rechtfertigte, indem er darauf hinwies, daB der Monarch als einziger
absoluter Eigentiimer sei, da er sein Obereigentum ("alodium") in England
auf die Eroberung im Jahr 1066 und seine Stellung als "liege-lord" stiitze39,

358ir W. S. HoLpswoRrTH, A History of English Law, London 1937. S. 458, zit. in: A.
Reeve, The Meaning and Definition of "Property’ in Seventeenth-Century England,
PaP 89 (1980), S. 139, und A. REEVE, Property. Issues in Political Theory, Hounds-
mill/l.ondon 1986, S. 49.

36S. F. C. MiLsoMm, Historical foundations of the Common Law. London 1969. S. 332,
zit. in: REEVE, Property, S. 49. Hier erweist sich deutlich Webers These, dal die
Entwicklung des eher unformalen "Common Law" in England durch rechtstranszen-
dente Einfliisse - insbesondere die enge Klientelbeziehung zwischen Landeigenti-
mern und Juristen einerseits sowie die durch die Vereinigung der Juristen in natio-
nalen Korporationen und die auBerordentlich starke Konzentration der Gerichtshéfe
in London erreichte Rechtseinheit andererseits - einen eher materialen Rationalisie-
rungsprozeB zugunsten besonders der landbesitzenden Eliten durchlaufen hat (vgl.
Max WEBER, Wirtschaft und Geselischaft, Tiibingen 1985, S. 445-450, 467, 484;
sieche dazu auch MUNcH, Kultur, Bd. 1, S. 182-183, 214, 224, sowie W. ScCiiLUCh-
TER, Die Entwicklung des okzidentalen Rationalismus, Tiibingen 1979, S. 139-140).

37 AYLMER, The Meaning and Definition of 'Property’, S. 95.
38 AYLMER, The Meaning and Definition of 'Property’, S. 92.

39The King only has directum dominium this being reserved by the conquerors, who
changed many of our lawes, and introduced the customes of the Normandy, and
instituted all our Lawes in French, and passed over the utile dominium only. [He
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wird die Diskussion in der Kirche von Putney zwischen den sozialradikalen
Levellers und den Soldatenrdten auf der einen Seite, den sozialkonservativen
Generalen der "new model army” auf der anderen, im Oktober/November
1648 bereits ganz von naturrechtlichen Eigentumsdefinitionen bestimmt.
Auch hier bei Digges und in den Putney-Debates wurde der Eigentumsbe-
griff in einem politischen und nicht in einem konomischen Sinn benutzt.40
Ebenfalls aus politischen Griinden verwendeten Hobbes und einige Autoren
der vielbeachteten Engagement-Debatte - einer Auseinandersetzung um das
TreuegelGbnis auf die Republik - das Argument vom absoluten Eigentum
"by conquest” (dominium) sowohl fiir die Herrschaft als auch fiir das
Privateigentum.?! Der viel rezipierte Niederldnder Hugo Grotius hatte jedoch
schon vorher zwischen der obrigkeitlichen Gewalt ("imperium") und dem
Privateigentum ("dominium  privatum')y  unterschieden.42 Diese
Differenzierung wird in dem Hauptwerk des Republikaners James
Harrington, Oceana (1656), ebenfalls vollzogen. Macht - so lautet die
zentrale These - sei die natiirliche Folge von (Grund-)Eigentum. Als
entscheidendes Eigentumsobjekt sah Harrington darum einzig das freie
Grundeigentum der freien Biirger an.43 Auch in den Debatten der Parlamente
der 1650er Jahre und nach der Restauration st6ft man auf einen absoluten
Eigentumsbegriff sowie auf die Trennung von Herrschaft und Eigentum.#4

holds land not as] tenure but from God and the Sun (without burden)" (D. DIGGES,
The Unlawfulness of Subjects Taking Up Arms, Oxford 1643, S. 81-83, zit. S. 81).

40A. S. P. WoopHoUSE, Puritanism and Liberty, Neudruck London 1974, S. 53-79.
Siche dazu auch P. WENDE, 'Liberty' und 'Property’ in der politischen Diskussion der
Levellers. Ein Beitrag zur Entstehungsgeschichte des politischen Individualismus im
England des 17. Jahrhunderts, in: ZHF 1 (1974), S. 158-161; R. GLEISSNER, The Le-
vellers and Natural Law: the Putney Debates of 1647, in: Journal of British Studies
20/1 (1980), S. 74-89.

41Siehe beispielsweise ANTHONY AscHAM, Of the Confusions and Revolutions of Go-
vernments, London 1649, bes. Kap. IlI und IV, S. 8-11. Zur Rezeption von Grotius
und Selden siehe R. Tuck, 'The Ancient Law of Freedom': John Selden and the Civil
War, in: J. MorriLL (Hg.), Reactions to the English Civil War, 1642-1649, Lon-
don/Basingstoke 1982, S. 137-163. Zur Rezeption von Hobbes siehe H.-D.
MEeTZGER, Thomas Hobbes und die Englische Revolution 1640-1660, Stuttgart-Bad
Cannstatt 1991, Kap. I'V. und die dort angefiihrte Literatur.

42D. ScHwaB, Eigentum, in: Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 2, S. 96.

43Siehe dazu neben den erwihnten Schriften von Pocock vor allem Rit1sTIEG, Eigen-
tum, S. 86-92.

443, T. RutT (Hg.), Diary of Thomas Burton, Esq. Member of the Parliaments of Oli-
ver and Richard Cromwell, From 1656 to 1659, with an...Account of the Parliament
of 1654, from the Journal of Guibon Godard, Neudruck New York und London
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Richard Schlatter schlieBlich zeigt, wie diese neue Eigentumsauffassung
nach der Restauration in den Predigten der Geistlichkeit popularisiert und
verbreitet wurde.45

Die Englische Revolution brachte aber auch in praktischer Hinsicht einen
wichtigen Umbruch mit sich. Insbesondere die Aufhebung der aus dem Feu-
dalrecht stammenden Einschrinkungen des Eigentumsrechts wie Erbfallge-
biihren, Miindelgeld, die Erklarung aller Kronlehen zu freiem Eigentum so-
wie die Abschaffung der Restriktionen bei Einhegung und Schafhaltung sind
hier zu nennen. Es handelt sich dabei aber weniger um das revolutionire
Umstiirzen lebendiger Institutionen als vielmehr um das AbreiBen einer anti-
quierten Fassade, die vom Kénig als Vorwand flir steuerliche Auflagen ver-
wandt worden war. Zu erwihnen gilt es auch die Beseitigung der Produkti-
onsmonopole wihrend des Interregnums und den Bedeutungsverlust der
Handelsmonopole - von Hans-Christoph Schréder als Indizien fiir das
"Absterben" des interventionistischen paternalistischen Staates gedeutet.46

Das Grundmotiv fiir diese Schritte war jedoch nicht das Dringen auf eine
Befreiung von 6konomischen Zwingen zugunsten einer Wirtschaft des lais-
sez-faire.47 Vielmehr ging es im wesentlichen darum, "to free man of
property from arbitrary fiscal impositions, levied in the name of paternalist
control."4® Von dieser Authebung der feudalen Relikte profitierten vor allem

1974, Bd. I, S. LXX, wo behauptet wird, daB "no man can, de jure, obtain a
dominion over another man's person, without his own consent" sowie ebd., Bd. I, S.
175-176, wo ein "Bill concerning the dividing of Commons &c." wegen Eingriff in
das personliche Eigentumsrecht abgelehnt wird.

45R. B. SCHLATTER, The Social Ideas of Religious Leaders, 1660-1688, Oxford u.
London 1940, S. 87-105.

46 Siehe dazu SCHRODER, Revolutionen, S. 197; CorFIELD, Economic Issues, S. 205-
206; HiL, Reformation, S. 146-147; HiLL, Century, S. 145-151; HiLL, Uber einige
geistige Konsequenzen, S. 30; Hill, A Bourgeois Revolution? S. 15-19; S. R.
GARDINER (Hg.), The Constitutional Documents of the Puritan Revolution, 1625-
1660, ND Oxford 1979, S. 29; G. E. AyLMER, The Struggle for the Constitution.
England in the Seventeenth Century, London 41971, S. 174-175; STONE, Results, S.
47

47]. THIRSK, in: J. THirsK (Hg.), The Restauration, London 1976, S. 111; C. WiLson,
in: J. THirsk (Hg.), Restauration, S. 148.

48 CorFIELD, Economic Issues, S. 206.
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die Grundbesitzer?®, die ihr Eigentum zunehmend als ein “absolute
propriety” betrachten konnten. Der puritanische Geistliche Richard Baxter
machte dieses neue Eigentumsverstidndnis dafiir verantwortlich, daf Grund-
besitzer sich nun von der sozialen Bindung ihres Eigentums befreit fiihiten
und dies zur skrupellosen Steigerung ihrer Pachten (“rack-renting") nutz-
ten.50 Es darf indes nicht iibersehen werden, dafB3 die Profitorientierung durch
die Einbettung in die auf Ehrerbietung und gesellschaftliches Ansehen ge-
griindete Gesellschaft in Schach gehalten wurde. So hat beispielsweise Sir
William Wentworth seinen Sohn Thomas in einer Ratgeberschrift ausdriick-
lich dazu angeleitet, Reichtiimer zu akkumulieren. Die Wiinschbarkeit eines
solchen Verhaltens wird jedoch nicht mit dem erhoffien groflen Vermdgen
begriindet. Vielmehr werden die statussichernden Folgen von Reichtum be-
tont, insbesondere die Wertschétzung im Kreise der Nachbarn und das Er-
halten von Freundschaften.5! Politisch argumentierte auch ein Mitglied der
aristokratischen Opposition gegen Karl 1., als er die Funktion der Hochari-
stokraten geradezu iiber das Eigentum definierte. Er betrachtete Eigentum als
die, die Peers und ihren erblichen Sitz im Oberhaus legitimierende Grund-
lage, da es eine freiheitliche und vom Monarchen unabhingige Stellung er-
mdgliche. Dagegen riihre die Ehre vom Koénig her. Sie bilde daher keinen
Grund fiir eine unabhédngige Position. In die gleiche Richtung weist auch,
daB sich die Adligen mit dem strict settlement - eine dem FideikommiB dhn-
liche Regelung, die dem aktuellen Eigentiimer zwar die Nutzung der Giter
gewihrt, im Interesse der folgenden Generationen jedoch die Verduflerung
des Familienbesitzes untersagt - selbst eine Beschrinkung hinsichtlich der
Verfiigbarkeit thres Eigentums auferlegten.52 Deutlich wird damit, daf hinter
dem im England dieser Zeit erkennbaren Zusammenhang von Status und Ei-
gentum3? eine eindeutige Zweck-Mittel-Hierarchie stand. Nicht dem Ziel der

49ScHRODER, Revolutionen, S. 197; WEBER, Wirtschaft, S. 434; CORFIELD, Economic
Issues, S. 206, THIRSK, Restauration, S. 113.

S0R. BAXTER, The Poor Husband's Advocate to Rich Racking Landlords (1691), in: W.
MEYERS (Hg.), Restauration and Revolution, London 1986, S. 223-237 und ebd., In-
troduction, S. 26.

518ir WiLLiAM WENTWORTH, Advice to his son (1604), in: J. P. Cooper (Hg.), Went-
worth Papers, 1597-1628, London 1973, S. 10. Siche dazu auch I.. STONE, Family,
Sex and Marriage in England, 1500-1800, Harmondsworth 21982, S. 78-79.

52SCHRODER, Der englische Adel, S. 33; SCIRODER, Revolutionen, S. 197.

53 SCHRODER, Der englische Adel, S. 31.
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Profitmaximierung, sondern der Machtakkumulation gebiihrte - wie bereits
von Hobbes erkannt - der Vorrang.54

Damit zeigt es sich auch hier, da} Eigentum im 17. Jahrhundert immer in
engster Berlihrung mit dem Politischen gedacht wurde. Die Entwicklung in
der Eigentumsauffassung von der beschrinkten hin zur unbeschrinkten Ver-
figung und die Steigerung der Durchsetzbarkeit von Rechtsanspriichen
dienten vor allem dazu, die Stellung der alten Eliten zu stirken und ihren
Herrschaftsanspruch zu zementieren. Zusammenfassend kann man sagen,
daBl die Entwicklung des Eigentumsverstdndnisses der Realitit einer Gesell-
schaft nun nicht des marktwirtschaftlich bestimmten "Besitzindividualismus"
(Macpherson) als vielmehr einer Gesellschaft relativ autonomer, machtori-
entierter "householder" entsprach.

Gleichzeitig zeichnete sich mit diesem Prozef} hin zum absoluten Eigentiimer
und der sozialen Identitit von Eigentiimer und Hausvater aber gerade fiir die
Unabhingigkeit dieser "householder” auch eine Gefahr ab. Sir William
Temple schrieb in seinem Ar Essay upon the Original and Nature of Go-
vernment (1680): "The Father, by a natural Right as well as Authority,...[is] a
Governour in this little State...Thus a Family...[is] a little Kingdom, and a
Kingdom...but a great Family."S5 Daran schlieBt sich die Frage an: Wenn ein
Vater der absolute Herr iiber seinen "Estate" ist, ist dann nicht auch der Ké-
nig als pater patriae ein absoluter Eigentiimer iiber das ganze Reich? Diese
bittere Konsequenz des absoluten Eigentumsrechts wurde schon 1654 im
Parlament diskutiert und verworfen. Dem Herrscher - so fiihrte ein Abgeord-
neter aus - ein absolutes Eigentumsrecht iiber seine Untertanen aufgrund sei-
ner Gleichsetzung mit dem Urmonarchen Adam einzurdumen, sei imperti-
nent. "Men are not like sheep under a shepherd, where the dignity of the kind
may justly challenge superiority and dominion over the inferior kind, in
regard of the great difference."36 Dreilig Jahre spiter wurde diese nahelie-
gende Analogie auch von John Dryden abgelehnt: "The Estate of England is
indeed the King's...but it follows not, that the people are his goods and chat-

54 SCHRODER, Der englische Adel, S. 56.

53Sir WiLLiam TemPLE, Miscellania...An Essay upon the Original of Government
(1680), in: MeYERrs (Hg.), Restauration, S. 144.

56BurTON, Diary, Bd. 1, S. LXIX-LXX.
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tels on it."S7 Damit ldBt sich nunmehr der genuine Zusammenhang von Ab-
solutismus und absolutem Eigentum erkennen. Mit der Abschaffung der feu-
dalen Relikte war die traditionelle Spannung zwischen Herrscherwille und
Privileg aufgehoben und auf die einfache Frage nach dem absoluten Eigen-
tumsrecht reduziert. Wurde dieses Recht dem Koénig zuerkannt, so war er
unumschrénkter Herr. War hingegen ein Untertan absoluter Eigentiimer, so
hatte der Konig auf dieses Recht Riicksicht zu nehmen und war damit in sei-
ner Machtfiille eingeschrénkt. Es ist die Verortung des absoluten Eigentums-
rechts im Rahmen von Herrschaft, die die Theoretiker von Hobbes bis Locke
bewegte und nicht das Problem der begrifflichen Fassung eines unter kapita-
listischen Marktbedingungen sich herausbildenden absoluten Eigentumsbe-
griffs.

Damit kehren wir zu unserem Ausgangspunkt zuriick. Es stellt sich ndmlich
nunmehr die Frage, ob wir die Entwicklung der Eigentumsvorstellung im
England des 17. Jahrhunderts, an deren Ende sich Lockes Theorie befindet,
nicht besser unter einem politischen und staatsphilosophischen statt einem
okonomischen Blickwinkel und im Lichte der mit der Englischen Revolution
anhebenden politischen "Fundamentaldiskussion"58 betrachten sollten. In
dieser theoretischen Auseinandersetzung stehen Autoren, die das Eigentums-
recht den Erfordernissen von Herrschaft unterordneten, Autoren gegeniiber,
die das Eigentumsrecht mit der Behauptung eines Freiheitsanspruches ver-
banden. In den folgenden Abschnitten soll dieser Diskurs - jedoch nur so
weit er sich unmittelbar auf Lockes Theorie bezieht - nachgezeichnet und zu
Lockes Lehre in Beziehung gebracht werden.

V.

Die ersten systematischen und metajuridischen Neubegriindungen des Ei-
gentumsbegriffs kamen aus den Reihen der Royalisten. Der umfassendste
stammt von Thomas Hobbes. Seine Eigentumstheorie stellt eine gewaltige
Rationalisierungsleistung dar. Die Bedeutung dieser Theorie fiir den

57 JoHN DRYDEN, zit. in: MEYERS, Introduction, S. 3.
58 SCHRODER, Revolutionen, S. 203.
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weiteren Verlauf der theoretischen Auseinandersetzung um den
Eigentumsbegriff kann gar nicht hoch genug veranschlagt werden. Die
zweite Theorie, die es anzusprechen gilt, ist die im spiiten 17. Jahrhundert
bei den Anhingern des Absolutismus auBerordentlich populdre
Eigentumstheorie Sir Robert Filmers, die wie die Theorie Hobbes' eine
Vielzahl von Entgegnungen, darunter die Lockes, provozierte.

Hobbes negierte in seinen Werken von vornherein die géngigen rechtlichen
Definitionen von Eigentum.3® Fiir den Philosophen ist Eigentum untrennbar
mit der Bedingung der Berechenbarkeit oder Stetigkeit im Umgang mit den
in Frage kommenden Sachen oder vermégenswerten Anspriichen verbunden.
Eigentum ist fiir ihn "continued possession”. Die konstitutive Forderung der
rationalen Kalkulierbarkeit sah Hobbes erst mit der Errichtung einer unein-
geschriankten Macht gegeben. Sie habe durch die ihr zu Gebote stehenden
Zwangsmittel die Moglichkeit, Recht zu setzen und zu garantieren. Erst
durch ihr Auftreten sei es méoglich, Recht und Unrecht, wahr und falsch oder
gut und schlecht sozial verbindlich zu definieren. Sie erst erlaube rationales
wirtschaftliches Handeln. Auch die Unterscheidung von meum und tuum er-
halte erst mit dem Vorhandensein einer rechtliche Zuschreibungen garantie-
renden Zwangsgewalt eine handlungsnormierende Relevanz. Der Staat wird
bei Hobbes mithin nicht wie bei Locke geschaffen, um das Eigentum zu
schiitzen. Eigentum ist bei Hobbes vielmehr ein Effekt der Staatlichkeit.60

Man kann der Bemerkung von Maurice Goldsmith, Hobbes habe sich bei der
genauen Bestimmung seiner Eigentumstheorie schwer getan!, nur zustim-
men. Zwar hielt der Philosoph von Anfang an daran fest, daf3 es die uniiber-
windliche ordnungschaffende Macht sei, die das Eigentum hervorbringe und
dem Souverdn ein uneingeschrinktes Zugriffsrecht auf das Eigentum der

59Fiir eine rechtshistorische Behandlung des Eigentumsbegriffs bei Hobbes siehe
THomas HoBBEs, A Dialogue between a Philosopher and a Student of the Common
Law of England, hg. v. J. Cropsey, Chicago/London 1971, S. 163.

60Siehe dazu METZGER, Thomas Hobbes, S. 37-39; B. B. LoPATA, Property Theory in
Hobbes in: Political Theory 172 (1973), S. 204-205; D. ScHwas, Eigentum, in: Ge-
schichtliche Grundbegriffe, Bd. 2, S. 74; GRUNEBAUM, Private Ownership, S. 87-92;
WaIBL, Okonomie I, S. 62-66; R. SCHLATTER, Private Property. The History of an
Idea, London 1951, S. 140.

61 M. M. GoLpsmriTH, Hobbes's Science of Politics, New York/London 1966, S. 199.
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Untertanen einrdume. In der Frage nach der Stellung des Eigentums in dem,
dem Gesellschaftszustand hypothetisch vorausgehenden Naturzustand zeigte
Hobbes dagegen zunichst wenig Klarheit.62 So vertrat der Philosoph in sei-
nem Werk von 1640, Elements of Law, die spiter von Samuel Pufendorf ak-
zeptierte Ansicht, es gebe auch im Naturzustand personliches Eigentum, das
durch eine vertragliche Ubereinkunft unter Individuen zustande gekommen
sei und das mit in die Gesellschaft hineingenommen werden kénne.63 In sei-
nem nichsten politischen Buch vom Jahr 1642, De Cive, beschrinkte Hob-
bes die mogliche Existenzform des Eigentums aber bereits auf Gemeinei-
gentum.%4 SchlieBlich erreichte Hobbes im Leviathan seine endgiiltige und
mit seinem Gesamtsystem in vélliger Ubereinstimmung befindliche Position.
Dort insistiert er, es gebe im Naturzustand weder personliches Eigentum,
noch Gemeineigentum, sondern lediglich Unsicherheit ("uncertainty"), da je-
der jedem alles zu jeder Zeit mit Hilfe seiner Macht oder seiner Schldue und
Listigkeit nehmen konne.65 Der gedankliche Radikalisierungsproze zwi-
schen Elements of Law und Leviathan springt damit ins Auge. Hobbes sah
Eigentum zunehmend unter dem formalen Aspekt der Dauerhaftigkeit und
Berechenbarkeit. Diese Entwicklung ist aber nicht nur in systematischer Hin-
sicht konsequent, sondern auch in politischer Hinsicht. Erst im Leviathan
gibt es keine die politische Herrschaft bindende, weil von ihr vorgefundcne,
Form des Eigentums mehr. Ein vorstaatliches Gemeineigentum als Aus-
gangspunkt der Eigentumsgeschichte wurde von Hobbes im Leviathan vollig
abgelehnt. Hobbes kannte damit kein Anrecht auf einen urspriinglichen Ge-
meinbesitz.

Wie entschieden Hobbes gegen den Gedanken vom natiirlichen Eigentum
Stellung bezog, wird erst ganz deutlich, wenn wir die fiir ihn eigentumsfzhi-
gen Dinge betrachten. So ist es richtig, wenn Karl Olivecrona darauf hin-
weist, daf} der Terminus "propriety” bei Hobbes sich hinsichtlich seines Be-

62M. M. GoLDSMITH, Introduction, in: Thomas Hobbes, The Elements of Law, Natural
& Politic, hg. v. F. TONNIES, London 1984, S. XI-XIV.

63 GoLpsmiTH, Hobbes's Science, S. 199; derselbe, Introduction, S. XII, sowie K. Tio-
MAS, The Social Origins of Hobbes's Political Thought, in: K. BrowN (Hg.), Hobbes
Studies, Oxford 1965, S. 188.

64'TomAs HoBeks, De Cive, XI1/7, hg. v. H. WARRENDER, Oxford 1984, S. 151, 172.

65THoMAs Hosses, Leviathan, hg. v. C. B. MAcPHERSON, Harmondsworth 1981, S.
188, 202, 296.

41



deutungsumfangs von dem im 17. Jahrhundert in England gebrduchlichen
und mit dem lateinischen “suwm” deckungsgleich behandelten Eigentumsbe-
griff nicht unterscheidet.56 Hobbes erklirte im Leviathan: "Of things held in
propriety, those that are dearest to a man are his own life, & limbs; and in the
next degree, (in most men), those that concern conjugall affection: and after
them riches and means of living". Da diese Dinge dem Menschen wichtig
seien - so Hobbes weiter -, sei es eine der Pflichten des Souverins, sie dau-
erhaft zu schiitzen.5? Auch hier bleibt die Bindung des Eigentums an die Exi-
stenz des Staates gebunden. Das Anrecht auf Leben kann nur unter der Be-
dingung des Staates als ein positives Recht gegeniiber anderen Biirgern an-
gesehen werden. Zwar trifft es zu, wie in der Hobbes-Literatur immer wieder
herausgestellt wird, dall Hobbes einen vorstaatlichen Anspruch auf korperli-
che Erhaltung und Unversehrtheit einrdumt, der sogar eine - positiv rechtlich
gesehen - widerrechtliche Aneignung von Grundnahrungsmitteln vorsieht. Es
handelt sich hier aber nicht um eine rechtliche Gewihrung, sondern um eine
Logik zwingender Selbsterhaltung. Es ist der faktische Entzug jeden Sinns
der Unterwerfung unter eine Herrschaft, der durch die elementare Bedrohung
des konkreten Individuums aufgeldst wird und damit eine aber immer auf das
Individuum begrenzte, rechtmdflige aber nicht rechtliche Widerstandshand-
lung hervorrufen darf.63

Ahnliches gilt fiir Eigentumsrechte, die sich auf "conjugal affection” bezie-
hen. Andrew Reeve macht in diesem Zusammenhang darauf aufmerksam,
daB3 "many of today's readers are surprised to discover that Hobbes included
‘conjugal affection’ as a form of property, perhaps forgetting the parallel be-
tween 'to have and to hold', used in the marriage ceremony, and the same
phrase used when referring to land tenure."5% Hier handelt es sich m.E. je-
doch weniger um eine konziliante Geste gegeniiber dem Gewohnten - wie
Reeve es andeutet -, die Hobbes dazu bewog, "conjugal affection” als ei-

66 . OLIVECRONA, The Term Property' in Locke's Two Treatises of Government, in:
ARSP LX1/1 (1975), S. 113.

67 Homnrs, Leviathan, S. 382-383.

8 Siche dazu vor allem die Behandlung dieses kniffligen Problems bei K.-M.
KopALLE, Sterbliche Gétter: Martin Luthers Ansichten zu Staat, Recht und Gewalt
als Vorgriff auf Hobbes, in: Hobbes Oggi, Milano 1990, S. 139-140, dem ich hier
folge.

69 Reeve, Property, S. 6, siche auch S. 57, 120, 123.
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gentumsféhig anzuerkennen. Vielmehr ist es der rechtliche Schritt der Ehe-
schlieBung, der auch hier die Eigentumsfihigkeit erst schafft. AuBerhalb des
Staates ist es nach Hobbes lediglich die faktische Verfiigungsgewalt - eben-
falls kein natiirliches Band -, die ein Anrecht iiber die Kinder gewihrt.
Darum liege die Verfligung iiber die Kinder logischerweise zunichst bei der
Mutter, die die Kinder gebiert und damit als erste in ihrer Gewalt habe. Da
die Frauen allerdings ihrerseits in aller Regel einem patriarchalisch regierten
Haushalt zugehorten, falle die Verfligungsgewalt an den Hausvater.”? Recht
in einem positiven Sinne und damit Eigentum als Institution ist immer auf
die Existenz des Staates angewiesen.

Man wird Hobbes' Uberlegungen zum Eigentum in systematischer Hinsicht
nicht gerecht, wenn man darin nur eine politisch motivierte Begriindung des
absoluten Zugriffs- und Besteuerungsrechts des Souverins sehen wollte. Der
Philosoph glaubte vielmehr, daB es ein Grundbediirfhis nach Eigentum gebe,
das unter den Bedingungen des Naturzustands in keiner Weise realisiert wer-
den kann. Es ist die Chance, Eigentum erwerben und akkumulieren zu kén-
nen, die zusammen mit der Bereitstellung des Friedens die Unterwerfung
"unter das Joch des Staates” (iberhaupt erst attraktiv macht.7! Doch bleibt
dieses Grundbediirfnis nach Eigentum dem Primat des Friedens untergeord-
net. Nur um den Preis der volligen Aufgabe der vorstaatlichen Freiheit ist der
Zweck von Politik: die Sicherung des Friedens, erreichbar. Freiheit und Ei-
gentum haben damit nicht den Rang von Rechten, die nach dem Abschluf
des Gesellschaftsvertrags gegen den Herrscher mobilisiert werden kdnnen,
wie dies spéter bei Locke der Fall ist.

Der zweite hier anzusprechende royalistische Theoretiker, Sir Robert Filmer,
ging im Gegensatz zu Hobbes nicht von einem kulturlosen und herrschafts-
freien Urzustand aus. Er vermied damit nicht nur wie Hobbes die Vorstel-
lung eines uranfinglichen Gemeineigentums’?, sondern bestritt auch, daff

70HoBBES, Leviathan, S. 253.

71Hosnes, Leviathan, S. 202, 223. Siehe auch M. OAKESHOTT, Introduction, in: THo-
MAS HOBBES, Leviathan, Oxford 1946, S. XLI.

72"1f there hath been a time when all things were common and all men equal and that it
be otherwise now; we must needs conclude that the law by which things were com-
mon, and men equal, was contrary to the law by which now things are proper [i.e.
privately owned] and men subject. If we will allow Adam to have been lord of the
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“the people...were free by nature".”3 Filmer interpretierte vielmehr die bibli-
sche Lehre in Genesis 1:28 als direkte Ubereignung der Schépfung von Gott
an Adam, den Urvater aller Menschen und ersten Herrscher. Das Geschenk
Gottes habe Adam zum absoluten Eigentiimer tiber die Welt, seine Frau und
seine Kinder gemacht, ein Recht, das Adam mit dem Akt der Zeugung an
den erstgeborenen Sohn weitergegeben habe. So erklére sich die Institution
der Primogenitur, die bis auf den heutigen Tag in England das Erbrecht be-
stimme.” Nach der Sintflut, als die Anzahl der Menschen enorm angewach-
sen sei, habe Noah die Welt unter seinen drei Sohnen geteilt. Im Laufe der
Geschichte hitten sich weitere Aufspaltungen in Volker vollzogen. Eine un-
mittelbare leibliche Abstammung der gegenwirtigen Kdnige vom Urvater
Adam lasse sich heute aufgrund dieser Verzweigungen nicht mehr nachwei-
sen. Trotzdem miisse das Legitimitéitsprinzip auch jetzt noch als giiltig ange-
sehen werden, denn - schrieb Filmer - das ius divinum des Vaters sei als
"substance" im Konig als pater patriae immer noch erhalten.”>

Gegeniiber der Lehre von Hobbes wird die paternalistische Eigentumstheorie
von Sir Robert Filmer reaktiondr, ja "anachronistisch" entwickelt.’6 Doch ist
es kaum zweifelhaft, daB Filmers patriarchalische Theorie der sozialen
Wirklichkeit des 17. Jahrhunderts mit der dominierenden Stellung des durch
die viterliche Gewalt regierten Haushalts weit eher entsprach?” als Hobbes'
Theorie der "generation" eines mechanistisch konzipierten Staates durch
VertragsschluB unter den Individuen. Im Gegensatz zu Hobbes hat Filmer es
vermocht, sowohl "[to] conform...with the generally accepted pattern of so-

world and of his children, there will need no such distinctions of the law of nature
and of nations” (Filmer, zit. nach J. R. WESTERN, Monarchy and Revolution. The
English State in the 1680s, Houndsmill/London 1972, S. 10-11).

73FILMER, Works, S. 229.

74FILMER, Works, S. 57, 187-188.

75Siehe dazu vor allem G. J. ScHOCHET, Patriarchalism in Political Thought, Oxford
1975, S. 139-179; EucHNER, Einleitung, S. 26-27; M. GOLDIE, Absolutismus, Parla-
mentarismus und Revolution in England, in: 1. FETSCHER/H. MONKLER (Hg.), Pipers
Handbuch der politischen Ideen. Neuzeit: Von den Konfessionskriegen bis zur Auf-
kldrung, Miinchen 1985, S. 313.

76 RITTSTIEG, Eigentum, S. 71; siehe auch EUCHNER, Einleitung, S. 25-29.

77Sieche dazu P. LASLETT, Introduction, in: P. LasLert (Hg.), Patriarcha and other
Works of Sir Robert Filmer, Oxford 1949, S. 22; DickinsoNn, Liberty, S. 25; WE-
STERN, Monarchy, S. 8-13, 17.
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cial organization of his time"78 als auch mit den gingigen theologischen Leh-
ren in Einklang zu sein.’® Aber auch hinsichtlich der Eindeutigkeit der
Rechtfertigung einer unumschrinkten Herrschaft stand Filmer Hobbes nicht
nach. Dies fihrte zu dem auBerordentlichen AusmaB an Zustimmung, das
Filmer wihrend der Restaurationsepoche erfuhr.

In praktischer Hinsicht - und dies ist in unserem Zusammenhang besonders
wichtig - gingen Filmer und Hobbes konform.80 Beide lehnten die Hypothese
vom Gemeineigentum an der Schopfung am Anfang der Zeit ab. Uberein-
stimmend verneinten sie die Existenz von personlichem Eigentum auBerhalb
herrschaftlicher Gemeinschaft. Beide dachten das Eigentumsrecht des Sou-
verdns Uber das Herrschaftsgebiet als ein absolutes. Sie verweigerten damit
den Untertanen ein eigenes, vom Souverdn unabhingiges Eigentum und
raumten auch der Freiheit keinen gegeniiber dem Herrscherrecht autonomen
Rang in der politischen Gemeinschaft ein.

VL

Zweifellos hitten diese Eigentumstheorien, die dem Monarchen ein absolu-
tes Eigentumsrecht tber das Staatsgebiet zusprachen, den Kénig zu einem
absoluten Herrscher werden lassen. Die erste kritische Antwort auf diese ab-
solutistischen Eigentumstheorien kam von dem Geistlichen George Lawson.
Sie richtete sich - wie die anderen Kritiken von Richard Cumberland und J.
Shafte an absolutistischen Eigentumstheorien - gegen Thomas Hobbes.

78 WESTERN, Monarchy, S. 8.

T9Fiir Hobbes siehe dazu MET7GER, Thomas Hobbes, S. 219-250.

80Dies erkannte Filmer selbst (vgl. FiLmer, Works, S. 239). Das Werk von Join HALL
oF RicumonD: Of Government and Obedience, London 1654 (bes. S. 132-136, 187)
ist ein gutes Beispiel dafiir, wic die Thesen Hobbes' und Filmers verschmolzen wer-
den konnten. Hall verband sein sozial-technologisches Staatsmodell nach dem Vor-
bild Hobbes' Leviathan mit Filmers patriarchalischer Begriindung von Herrschaft
(sichc dazu auch METZGER, Thomas Hobbes, S. 165-167, 171-172).
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Lawson, mit dessen Werk sich dann Locke unmittelbar auseinandersetzte8!,
sah in Hobbes "an enemy to English liberty".82 Unter Bezugnahme auf die
Freiheit akzeptierte er die moderne Definition von Eigentum als absolutem
Eigentum, wandte sich aber gleichzeitig gegen jede Form einschrinkenden
Obereigentums. Eigentum sei "an independent right of total alienation,
without the license of an Superior or any other".83 Er wies auflerdem darauf
hin, daB das Eigentum als eine Institution des Naturrechts dem Staat voraus-
gehe und darum iber der "civil power" stehe.8¢ Der Mensch wiirde die drei
unaufgebbaren Rechte "propriety of goods, liberty of persons, equality of
members"” in die durch VertragsschluB} gegriindete Gesellschaft der gleichen
Biirger (civitas) mithineinnehmen, die ihrerseits eine Regierung als "trustees”
der Zwangsgewalt einsetzen. Das Recht zu regieren wird damit der Regie-
rung nur zur Verfiigung gestellt. Aus dem vorstaatlichen Recht auf Eigentum
erwachse so die strenge Trennung der Sphiren in der Gesellschaft, eine
"difference inter res & possessiones publicas and privatas"83 zur Bewahrung
von "liberty...without levelling" .86

Lawsons eher beildufige Uberlegungen zum Wesen des Eigentums waren
aus der Notwendigkeit einer Zuriickweisung Hobbes' Uberlegungen zur ké-
niglichen Herrschaft entstanden. Eine umfassende und systematische Be-
handlung dieses Problems findet sich aber erst in Richard Cumberlands De
legibus naturae disquisitio philosophica. Cumberland entwickelt dort das
teleologische System einer umfassenden natiirlichen Harmonie der Welt87,
der Menschen und ihres wohlwollenden Schopfers und Gesetzgebers. Er

81Siehe dazu J. FRANKLIN, John Locke and the Theory of Sovereignty. Mixed
Monarchy and The Right of Resistance in the Political Thought of the English
Revolution, Cambridge 1981, S. 89 ff., sowie J. BowLE, Hobbes and his Critics. A
Study in Seventeenth Century Constitutionalism, L.ondon 1951, S. 86, 98.

82G. LawsoN, An Examination of the Political Part of Mr Hobbs his Leviathan, Lon-
don 1657, S. 61.

831,AwsoN, An Examination, S. 131.

84 AwsoN, An Examination, S. 73, 131.

85LAawsoN, An Examination, S, 84.

86 awsoN, An Examination, S. 69.

87]. TYRELL, A Brief Disquisition of the Laws of Nature, According to the Principles
and Method laid down in the Reverend Dr. Cumberland's (now Lord Bishop of
Peterborough’s) Latin Treatise on that Subject, Second Edition Corrected, and some-
what enlarged, London 1701, S. 275, 354, 378.

46



hielt eine grundiegende Ubereinstimmung des Allgemeinwohls mit dem In-
teresse des Einzelnen fiir gegeben. Die Weisung der Natur und der Vernunft
werden hier gleichwertig als moralische Imperative interpretiert. Grundsitz-
lich gilt fiir Cumberland, daf die Bedingungen des Naturzustands der phy-
siologischen und psychischen Konstitution des Menschen entsprechen. 33

Im Gegensatz zu Hobbes ist es nicht die unsoziale Natur, sondern die
schlichte empirische Tatsache, daB der, der ein Ding nutzt, es vorher in Be-
sitz nehmen muf, die bei Cumberland eine dauerhafte Eigentumsbildung
nahelegt. Nachdem sich im Naturzustand zundchst ein tempordres Eigen-
tumsrecht herausgebildet habe ("post rerum occupationem"), das auf dem
zeitweiligen Gebrauch einer Sache zur momentanen Befriedigung eines Be-
diirfnisses basiert, werden von Cumberland Fille pathologischer Natur, ver-
starkt durch die historische Entwicklung (Anwachsen der Bevolkerung, zu-
nehmende wirtschaftliche Interdependenzen®?), fiir die dauernde Aufteilung
des Gemeinbesitzes geltend gemacht.%0 Allerdings bedarf dieser qualitative
Einschnitt der Ubereinkunft aller Menschen. Dieser Vertrag legitimiert nach
Cumberland auch die gegenwirtige Ungleichheit der Eigentumsverhiltnisse,
die man als de facto gegeben akzeptieren miisse. Die Verniinfigkeit dieser
Regelung sei selbstevident und wiirde darum "jene Menschen selbst und die
spiter geborenen verpflichten, die Aufteilung, die dem héchsten Zweck
dient, so zu erhalten."9! "In dieser dauernden Begrenzung der Dinge und
menschlichen Titigkeiten, die notwendig sind fur das Leben, die Gesundheit
und das vollige Gliick der einzelnen, liegt das Wesen, die Gesundheit und
das vollige Gliick der einzelnen, liegt das Wesen, die Kraft und die morali-
sche Stirke des Eigentums."2 Der Staat, durch einen Vertrag gegriindet?3,

88ch stiitze mich hier auf die Einleitung und den einleitenden Kommentar zu dem Ex-
trakt aus Richard Cumberlands De legibus naturae disquisitio philosophica von R.
BranDT, Eigentumstheorien von Grotius bis Kant, Stuttgart-Bad Cannstatt 1974, S.
9-41 und 50-58.

89TuLLY, A Discourse on Property.

90R1cHARD CUMBERLAND, Uber die Naturgesetze, Kap. 1, § 22, Kap. 11, § 2, zit. nach
BranpT, Eigentumstheorien, S. 61, 63; siche auch TYRELL/CUMBERLAND, A Brief
Disquisition, S. 276-283.

91 CumBERrLAND, Uber die Naturgesetze, Kap. I1, § 8, S. 66.

92CumsERrLAND, Uber die Naturgesetze, Kap. II, § 2, S. 64-65, § 9, S. 68.

93 TYRELL/CUMBERLAND, A Brief Disquisition, S. 346-347.
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hat bei Cumberland die Funktion einer zusétzlichen Sicherstellung der ver-
niinftigen Teilung des Eigentums. Ein Eingriff des Staates in das Eigentum
der Untertanen sei nicht statthaft, da dem vorpositiven Naturrecht als Aus-
druck von Gottes Willen eine hdhere Qualitit zukomme.94 Es wire indes
falsch, nur von einer Konsolidierung bereits bestehender Rechtsverhéltnisse
zu sprechen. Wie dann bei Locke hat die Legislative die Funktion, das Ei-
gentum nicht nur zu schiitzen. Sie muB statt dessen auch auf das natiirliche
Anrecht eines jeden an der Schipfung aufgrund seiner Gotteskindschaft
achten und eine sozial unvertrdgliche Konzentration durch regulierende
MaBnahmen vermeiden.’> So wenig es also damit einer Regierung erlaubt
ist, in das Eigentumsrecht der Biirger einzugreifen, so gerechtfertigt ist es,
daf} sie Vorkehrungen gegen den vélligen und andauernden Entzug des ur-
spriinglichen Eigentumsanrechts eines jeden trifft.

Zu beachten gilt es auch hier, da8 diese Eigentumstheorien vor einem kon-
kreten historischen Hintergrund entstanden sind. Lawsons Kritik an Hobbes
und sein Plidoyer fiir eine gemischte Monarchie basierte auf der Erfahrung
mit der Diktatur Oliver Cromwells. Cumberlands Arbeit, ebenfalls als eine
Kritik an Hobbes' Absolutismus angelegt, wurde 1671 publiziert und kann
als implizite Kritik an der dem Absolutismus zuneigenden Politik Karls II.
gelesen werden. Deutlicher wird die implizite Wendung gegen den Absolu-
tismus in der Arbeit von J. Shafte, die 1673 erschien und von Cumberland
gepragt ist.

Wie Cumberland ging Shafte von der Hypothese eines jeder Gesellschaft
vorhergehenden Naturzustandes aus, den auch er als eine umfassende civiras

94"Every invasion or violation of another's Right and Property, is Injury, by whatever
Law he enjoys it: And much more of the Right be conferred upon him by the Law of
Nature, given by God as a Legislator, than if it proceeded from meer Humane
Compacts” (TYRELL/CUMBERLAND, A Brief Disquisition, S. 299).

95Cumberland schreibt in De legibus naturae disquisitio philosophiae: "Since the
Right to the making such a Division can only be deduc'd from a Care of the Com-
mon Good, it manifestly follows that the dominion of God over all things is
preserv'd unviolated; and that, from this Principle, no Right of Dominion can accrue
to any man over others, which will license him to take from the Innocent their neces-
saries; but on the contrary, that the Right of Empire is therefore given to them, that
the Rights of all may be protected from the evils of contention, and may be
encreased, as far as the nature of Things, assisted by human industry, will permit"
(zit. nach TuLLY, A Discourse on Property, S. 93).
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Dei konzipierte. Konstitutiv dafiir ist die Annahme eines allgegenwirtigen
und unverinderlichen Gottes, Quell und Teil der Vemniinftigkeit des Univer-
sums. Die universelle Harmonie werde bewahrt durch die Ausrichtung am
Naturgesetz, das mit den Anweisungen der "right reason" identisch sei.%
Vermniinftig sei vor allem die Erhaltung der Schdpfung. Folgerichtig sei ein
Recht auf individuelle Selbstbewahrung zu schliefien.97 Dies impliziere, daf3
unter der Bedingung der Gleichheit im Naturzustand keiner mehr Freiheit
fordern solle als er seinem Nichsten zubillige, da sonst die Harmonie gestért
werde.%8 Nachdem unter den natiirlichen Individuen keine wechselseitigen
Verpflichtungen bestiinden, kdnnten Vereinbarungen nur auf Vertragsbasis
und unter Anerkennung der allgemeinen Prinzipien "Charity", "Justice" und
"Modesty" geschlossen werden. Da Menschen aber nicht nur vernunftbe-
stimmte Wesen sind, sondern auch von den Leidenschaften geleitet werden,
sei vernlinftiges Verhalten nicht immer gewihrleistet. Dieser Mangel sei
Anlaf} dafiir, den von Gott den Menschen verliehenen Gemeinbesitz aufzu-
teilen, "for quietness and securities sake."99 Diese Unzulinglichkeit aber sei
auch der Grund dafiir, eine Regierung einzurichten, denn "to avoid those
mischiefs, and that each may enjoy what in Justice and Equity belongs to
him without strife and danger, Reason adviseth them, as the only remedy,
that they should chuse one or more to administer Justice, and to sit as sole
Arbitrator in all Causes, and that they should unanimously agree to submit
themselves to his or their judgment and determination in all their concerns,
who is by mutual Covenant to see Justice impartial executed."!00 Gleichzei-
tig diirfe dem Herrscher aber auch keine absolute Macht eingerdumt werden,
denn "absolute power in any one mans hand is too great and unsafe, unless
we should suppose him always the best of men, or little less than some
Divinity."t0t Auch der Herrscher sei an das Naturgesetz der "right reason”
gebunden. VerstoBe er dagegen, so drohe dies den Staat aufzulgsen. Ohne di-
rekt ein Widerstandsrecht einzurdumen, verwies Shafte darauf, dal} das Na-
turrecht auf Selbstbewahrung und die Gesetze der Rationalitit auch im Falle

967, SHarTE, The Great Law of Nature, London 1673, S. 18.
97SuartE, The Great Law of Nature, S. 6-7, 27, 36, 39.

98 S11arTE. The Great Law of Nature, S. 14.

99 SHArTE, The Great Law of Nature, S. 24.

100 SHAFTE, The Great Law of Nature, S. 25.

10t SpaFTE, The Great Law of Nature, S. 38.
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der Nichtachtung der Vernunft durch den Herrscher Giiltigkeit behielten,
auch wenn der Souverin durch die Untertanen nicht direkt zur Rechenschaft
gezogen werden konne.!02 Sowohl bei Shafte als auch bei Cumberland ist
dem Herrscher der Eingriff in das Eigentum der Blirger untersagt. Gleichzei-
tig gilt aber aufgrund des Harmoniegebots, dal der Regierung eine vorsichtig
regulierende EinfluBnahme in die Entwicklung der Eigentumsverhiltnisse
zugesprochen wird. Gegeniiber den Absolutisten, die dem absoluten Eigen-
tumsbegriff anhingen, vertreten diese Theoretiker damit einen bedingten Ei-
gentumsbegriff, der jedoch die Verfiigungsberechtigung des Eigentlimers
nicht einschrénkt.

Den hier nur kurz skizzierten Naturrechtstheorien von Lawson, Cumberland
und Shafte ist gemeinsam, daf sie im Naturzustand ein uranfingliches Ge-
meineigentum kennen und die RechtmiBigkeit von persdnlichem Eigentum
generell vor der Errichtung des Staates aus den Postulaten zum Naturzustand
ableiten. Das Naturgesetz ist damit materialiter determiniert. Sein Inhalt sind
die Vernunftsitze zur optimalen Realisierung der Schépfung - und das ist die
teleologische Vervollkommnung des Menschen in der Freiheit, dem Gott die
niedere Schépfung zur Verfolgung dieses Ziels iiberlassen hat. Die
(finalistische) Zwecksetzung gebietet (imperativistisch) die (verbindliche)
Konvention der Aufteilung des gemeinsamen Besitzes durch die Erlaubnis
einer prima occupatio. Der Staat schlieBlich ist ein weiteres, wichtiges, je-
doch zugleich nachgeordnetes Mittel, um das Ziel der Geschichte und damit
die Anlagen des freien Menschen angesichts der empirischen Wirklichkeit
pathogenen Verhaltens einzelner optimal zu verwirklichen. Die Hegung und
die Forderung der individuellen Freiheit und des erworbenen Eigentums sind
seine ihn legitimierenden Aufgaben. Eigentum und Freiheit haben hier bei
transzendentem Bezug einen unmittelbar sidkularen Effekt. Einem Eingriff
des Staates in das personliche Eigentum und in die Freiheit ist die transzen-
dente und logische Grundlage entzogen.

102 SHAFTE, The Great Law of Nature, S. 27.
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VIL

Die hier vorgestellten Eigentumstheorien bilden den Ausgangspunkt fur den
Entwurf Lockes. Man kann davon ausgehen, daB Locke sie gekannt hat. In
seinen Two Treatises befaBt sich Locke ausfithrlich mit der Theorie Filmers,
die er zu widerlegen suchte. Obwohl Filmers Thesen die Argumentationsfiih-
rung Lockes im wesentlichen bestimmen, wird die Theorie Hobbes' doch
immer mitgedacht und teilweise indirekt auch angesprochen.'03 Auf der an-
deren Seite kann Julian Franklin zeigen, daB sich Locke ausfiihrlich mit den
Thesen George Lawsons beschiftigt und dies seinen Niederschlag in den
Two Treatises gefunden hat.1%4 Wenn auch vielleicht nicht mit dem Buch
Shaftes, so war Locke durch seinen Freund James Tyrell, der De legibus
naturae disquisitio philosophica in den 1680er Jahren ins Englische liber-
trug, doch mit Cumberlands Werk bekannt gemacht worden.105

Gleichzeitig mufl man im Auge behalten, daB Lockes Eigentumstheorie Teil
einer aktuellen politischen Debatte war. In der Forschung ist man sich seit
den bahnbrechenden Ergebnissen Peter Lasletts dariiber einig, daB lL.ocke
seine Two Treatises im Auftrag seines Patrons, des Politikers Anthony
Ashley Cooper, Graf von Shaftesbury, auf dem Héhepunkt der Exklusions-
krise verfaite. Sie sollten durch die Zuriickweisung der populiren paternali-
stischen Lehre Filmers, die den Erbfolgeanspruch des katholischen Préten-
denten Jakob theoretisch fundierte, das politische Ziel Shaftesburys, der
diese Thronfolge verhindern wollte, systematisch begriinden.!06 Dies war der
Grund daftr, daB Locke "apparently developed his theory of property to meet
Filmer's argument".!97 Unter dieser Voraussetzung gilt es, die Eigentums-
theorie Lockes zu betrachten und ihre allgemeine Bedeutung fiir die Grund-
legung des Liberalismus herauszuarbeiten.

103 Vgl. LASLETT, Introduction, in: Locke, Two Treatises, S. 67 ff.; siehe auch G. Non-
NENMACHER, Die Ordnung der Gesellschaft, Weinheim 1989, S. 74.

104 FRANKLIN, Locke, S. 94 ff.

105 TuLLy, A Discourse on Property, S. 6, 53, 97-98.

106 Siehe neben LLASLETT, Introduction, in: Lockg, Two Treatises, S. 27 I, jetzt vor al-
lem R. ASHCRAFT, Revolutionary Politics and Locke's Two Treatises on Govern-
ment, Princeton 1986, passim, aber auch U. TuitL, John Locke, Reinbek bei Ham-
burg 1990, S. 49-50. 96, der die neusten Forschungsergebnisse zusammenfafit.
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Alle vor Lockes Werk erschienenen Eigentumstheorien, die einen den Herr-
scher in seiner Machtvollkommenheit einschriinkenden Eigentumsbegriff
vertraten, waren mit einem entscheidenden Nachteil behaftet. Lawson, Cum-
berland und Shafte - das gleiche gilt aber auch fur Hugo Grotius und Samuel
Pufendorf - gingen vom historischen Beginn eines Urkommunismus aus und
muBten daher die Umwandlung des Gemeineigentums in personliches Ei-
gentum begriinden.198 Zwei Verfahren hatten sich angeboten: zum ersten die
Hypothese vom de facto-Recht des ersten Besitznehmers; zum zweiten die
universelle Vereinbarung. Die erste Begriindungsform, die proprietas mit
dominium gleichsetzt, war aufgrund ihres Absolutheitsanspruchs denkbar
ungeeignet, den Herrscher einzuschrinken.!9® Mit dieser Theorie verband
sich auch das moralische Problem, daB hier Macht in Recht umgedeutet
wurde. Die zweite Form der Rechtfertigung, die die These von der univer-
sellen Vereinbarung nutzt, war in ihrer AusschlieBlichkeit dagegen historisch
nicht haltbar. Héhnisch konfrontierte Sir Robert Filmer die Vertragstheoreti-
ker mit der schwerwiegenden Frage: "Can they show or prove that ever the
whole multitude met and divided this power God gave them in gross, by
breaking it into parcels ...?"110

John Locke war der erste Theoretiker, der Filmers Kritik am Gesellschafts-
vertrag mit Hilfe einer neuen Uberlegung zu begegnen wufte.!!! Er konze-
dierte zunichst, daf3 "if such a consent as that was necessary, man had star-
ved, notwithstanding the Plenty God had given him."1!2 Dann entwickelte er
seine Eigentumstheorie, die der Hypothese der universellen Vereinbarung
und des faktisch volizogenen Gesellschafisvertrags nicht bedurfte und den-
noch an der Unantastbarkeit des vorstaatlich erworbenen Eigentums festhilt.
Eigentum, so lautete Lockes neue Lehre, ist ein Ergebnis von Arbeit.

107 Vgl. LASLETT, Introduction, in: Locke, Two Treatises, S. 34; MEYERS, Restauration,
S. 20.

108 Dies betont neben anderen vor allem REEVE, Property, S. 55.
109 Siche dazu METZGER, Thomas Hobbes, S. 171-172.
110 FiLmER, Works, S, 81.

111 Siehe dazu M. SELIGER, John Locke, in: I. FETSCHER/H. MUNKLER (Hg.), Pipers
Handbuch der politischen Ideen: Neuzeit, Miinchen 1985, S. 390; Ryan, Property, S.
14-15; Reeve, Property, S. 53.

1121.0cKE, Second Treatise, § 28, S. 306.
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Nach Locke ist Gott Eigentiimer der Welt und allem, was darin ist zum Zeit-
punkt der Schopfung.!!3 Dieses Recht als Eigentiimer resultiere aus der Ar-
beit, die Gott mit seinem Schopfungswerk vollbracht habe. Auch der Mensch
sei darum Gottes Eigentum. Aus diesem Postulat leitete Locke die Selbstbe-
wahrungspflicht des Menschen ab.14 Wie Lawson, Cumberland und Shafte
sprach Locke davon, daB Gott den Menschen ein Nutzungsrecht iiber die
niedere Schépfung zugesprochen und ein Eigentum an sich selbst gewéhrt! 15
habe, das nun aber in ein Anrecht auf Eigentum aus eigener produktiver T&-
tigkeit miinde.!!'¢ Durch den Akt der Arbeit ahme der Mensch Gott nach.!!?
Aus der schopferischen Handlung, der titigen Vermischung der Individuali-
tit mit dem Vorgefunden, erwichst ein distinktes Anrecht!!8, das zugleich
als eine exklusive Freiheit auf das Kultivierte interpretiert werden kann.!19 In
diesem Licht bedeutet Lockes berithmte Definition: "Property, that is, his
Life, Liberty and Estate"!29, nicht nur daf} es ein Naturrecht auf Leben, Frei-
heit und dingliches Gut gebe und dieses (An)Recht als das einem jeden Men-
schen zustehende Eigentum zu betrachten sei - eine Definition, mit der
LLocke sich an dic im Common Law und bei den Levellers zu findende liber-
tare Tradition des "birth right” anschlieBt!2!; vielmehr wird durch die
"Erweiterung des Selbstbesitzes des Menschen iiber seinen Korper hin-

I3 Locke, Second Treatise, § 6. S. 289.

114 Locke, First Treatise, § 88, S. 224, Second Treatise, § 6, S. 289.

15 Zum scheinbaren Widerspruch zwischen dem Menschen als Eigentum Gotles und als
Selbsteigentum siehe BRANDT, Eigentumstheorien, S. 70.

16 LockE, Second Treatise, § 25-27. § 32, § 34-36. S. 303, 308, 309-311.

17 Darauf weisen besonders TuiLy. A Discourse on Property, S. 108-111, und RyAN,
Property and Political Theory, S. 17 ff., hin.

M8 Locke, Second Treatise, § 27-28, S. 305-307. Siche dazu auch H. MEnick, Natur-
zustand und Naturgeschichte der biirgerlichen Gesellschaft, Géttingen 1973, S. 74 {f.

H9RERVE, Property. S. 77; Ryan. Property, S. 36,

120 LockE, Second Treatise, § 87, S. 341.

121 Siche dazu bes. WeNDE, Tiberty', S. 170; I. P. Davy, Locke on Property, in: PQ 16
(1966). S. 219; H.-C. SCHRODER, Countryposition und Levellerprogramm. Zur Kon-
tinuitét politischen Denkens im frithneuzeitlichen England. in: Festschrift fiir Rudolf
Vierhaus., Gottingen 1982, bes. S. 125, 132; H.-C. ScHRONER, Die Grundrechtspro-
blematik in der englischen und amerikanischen Revolution, in: G. Birrsch (Hg.),
Grund- und Freiheitsrechte im Wandel von Gesellschaft und Geschichte, Géttingen
1981, bes. S. 77-78; G. STOURZH, Die Begriindung der Menschenrechte im engli-
schen und amerikanischen Verfassungsdenken des 17. und 18. Jahrhunderts. in: E.
W. BOCKENFORDE/R. SPAEMANN (Hg.), Menschenrecht und Menschenwiirde, Stutt-
gart 1987, S. 78-84: MUNcH, Kultur der Moderne, Bd. 1, S. 184, 219 ff.
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aus"122 durch die Vermischung von individueller Freiheit, Lebenszeit und
vorgefundener Natur im Vorgang der Arbeit Freiheit und Leben ebenso un-
trennbar in das entstehende Eigentum hineingewoben wie das naturhafte
Rohmaterial. Auch darum ist ein Eingriff in das Eigentumsrecht ein Eingriff
in die Freiheit.

Nach Locke ist das Motiv fiir den Eintritt in eine politische Gemeinschaft die
Bewahrung von "Lives, Liberties and Fortunes".123 Doch handelt es sich
langst nicht mehr um die Menschen, die ein urspriingliches Eigentum mit der
Arbeit ihrer Hinde gebildet haben und zu deren Zeit die Akkumulation von
Eigentum durch das Gebot der unmittelbaren Verwendbarkeit desselben
gleichsam natiirlich begrenzt war. Vielmehr liegt Locke zufolge schon eine
differenzierte und verfeinerte Gesellschaft!?4 vor, die durch die stillschwei-
gend akzeptierte Verwendung von Geld und Gold als universales
Tauschmittel eine iiber die unmittelbare Verwertbarkeit des sichlichen Ei-
gentums hinausgehende Eigentumskonzentration kennt.125

Gleichzeitig dachte Locke, wenn er vom Eigentiimer sprach, nicht an iso-
lierte Einzelpersonen einer arbeitsteiligen Marktgesellschaft, sondern "an
den pater familias als den Reprisentanten der Hausgenossen: die Arbeit
kénnen Tiere, Kinder, Knechte oder Tagelohner verrichten".126 Doch sind
Knechte und Kinder nicht das Eigentum des Hausvaters - wie bei Filmer -,
sondern aufgrund der urspriinglichen Freiheit eines jeden nur durch einen
Lohnvertrag, oder aufgrund kindlicher Unmiindigkeit und daraus
entstehender  Erziehungsbediirftigkeit, zeitweise seiner  Verfligung
untergeordnet und damit auch potentielle Eigentiimer von Freiheit.!?7 Die
Regierung, statt durch einen Gesellschaftsvertrag wie im Leviathan durch die

122 BranDT, Eigentumstheorien, S. 22.

123 1,ockE, Second Treatise, § 87, § 137, S. 341, 377.

124 ockEe, Second Treatise, § 35, S. 310.

125 LockE, Second Treatise, § 36, § 38, § 45-50, S. 311, 313, 317-320.

126 Locke, Second Treatise, § 85-86; BranDT, Eigentumstheorien, S. 85; vgl. auch
RIEDEL, Hegels Begriff, S. 253.

127 Locke, Second Treatise, § 52-76, S. 321-336. Sieche zu Lockes Erziehungsvorstel-
lungen vor allem E. LEITES, Puritanisches Gewissen und moderne Sexualitat, Frank-
furt a.M. 1988, S. 54-70. Fiir eine andere Sicht des Lohnverhiltnisses siehe bei-
spielsweise WAIBL, Okonomie I, S. 115-131, der bei Locke die Rechtfertigung kapi-
talistischer Lohnarbeit zu erkennen glaubt.
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stillschweigende Zustimmung der Biirger legitimiert'28, ist durch ihren
Zweck begrenzt.!29 Thre Funktion ist indes nicht nur die Sicherung von
Eigentum, sondern auch "to preserve and enlarge Freedom".130 Locke weist
also der Regierung nicht blof die negative Aufgabe des Schutzes eines
autonomen Marktes zu, sondern auch eine regulierende Funktion, die dem
Eigentum und der Freiheit forderlich ist.!3! Bricht der Herrscher die
Vereinbarung, das Recht der Untertanen auf Eigentum und Freiheit zu
respektieren, so erlischt der Gesellschaftsvertrag; das Recht auf Widerstand
tritt in Kraft.132

Freiheit und Zwang werden damit bei Locke nicht einander entgegengesetzt,
sondern im Begriff einer rechtmiBigen Regierung miteinander verkniipft.
Erst wenn diese durch Willkiirmafinahmen die rechtmiBige Verkniipfung
zerschldgt, wird die urspriingliche Freiheit reaktiviert, das Widerstandsrecht
wirksam. Die allgemeine Idee der kultivierten Freiheit erfihrt im Verstindnis
Lockes ihre Verwirklichung nicht im Ausleben individuellen Erwerbshan-
delns in einem dem Staat entgegengesetzten gesellschaftlichen Raum. Es
handelt sich darum auch nicht um eine gegen den Staat mobilisierbare Kultur
des absoluten Rechts auf Eigentum, sondern um die Pflege von privatem Ei-
gentum und politischer Freiheit in einem immer nur politisch zu denkenden
Gemeinwesen.!33 Freiheit und Eigentum im vorstaatlichen Raum sind somit
bedingt. Sie bediirfen der Regulierung durch den Staat. Locke ist damit kein
Liberaler in dem Sinne, daf} er (scheinbar) dic Freiheit des Eigentiimers dem
Staat entgegensetzt. Er ist vielmehr darum ein Liberaler, weil sein Eigen-
tumsbegriff eine praktisch-politische Dimension beinhaltet, welche die Indi-
viduen zur Sicherung ihrer Biirgerrechte und ihrer Freiheit gegen eine per-

128 LockE, Second Treatise, § 98, S. 351.
1291 0cke, Second Treatise, § 138, S. 378.
130 Locke. Second Treatise, § 57, S. 324.

31 Locke, Second Treatise, § 3, S. 286. Sieche dazu besonders GRUNEBAUM, Privale
Ownership, S. 67-69 und SELIGER, John Locke, S. 393-399.

LockE, Second Treatise, § 90, S. 344,

Siehe dazu die Uberlegungen von M. CRANSTON, Some Aspects of the History of
Freedom, in: M. CransTON, The Mask of Politics, London 1973, S. 29-30.

32
an
33
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vertierte staatliche Macht richten kdnnen!34, wobei er gleichzeitig aber dem
Staat - wie schon Cumberland und Shafte - die Aufgabe der Harmonisierung
der individuellen Freiheits- und Eigentumsrechte zuweist. Darin, daB Locke
diese freiheitlich-politische Dimension des Eigentums in seiner Polemik ge-
gen Filmer freigelegt und damit eine Tendenz des politischen Denkens im
England des 17. Jahrhunderts zu ihrem konsequenten Ende geflihrt hat, liegt
das eigentliche, aber doch auch wiederum bedingte, liberale Verdienst dieses
Theoretikers.

134vgl. M. SELIGER, Authentischer Liberalismus. Grundideen, Entwicklungspotential
und Krisen der Verwirklichung, in: R. v. THADDEN (Hg.), Die Krise des Liberalis-
mus zwischen den Weltkriegen, Gottingen 1978, S. 31-32.



RONALD G. ASCH

Eigentum und Steuerwesen unter den friihen Stuarts von
Bate's Case (1606) bis zum Case of Ship Money (1637/38)!

L.

Ausgangspunkt der Auseinandersetzungen um die Grenze zwischen dem Be-
steuerungsrecht der Krone und dem Eigentumsrecht der Untertanen im frii-
hen 17. Jahrhundert war die schwere Finanzkrise, in die Jakob 1. schon bald
nach seinem Regierungsantritt geriet. Elisabeth 1. hatte ihrem Nachfolger
nicht nur eine erhebliche Staatsschuld hinterlassen - diese war mit rund £
370.000 etwas hoher als das reguldre Einkommen eines Jahres und somit
nach den MabBstidben frithneuzeitlicher Finanzpolitik noch vergleichsweise
bescheiden - sondern auch ein Finanzsystem, das strukturell antiquiert war.?
Veraltet war dieses Finanzsystem sicherlich nicht zuletzt deshalb, weil die
finanzielle Situation der Krone in der ersten Hilfte des 16. Jahrhunderts so
relativ giinstig gewesen war. Schon Heinrich VIIL. hatte den Dominenbesitz
der Krone erheblich vergroBern kdnnen, und die Auflésung der Kigster unter
Heinrich VIII. vermehrte den Landbesitz der Krone kurzfristig nochmals in
groffem Umfang. Hinzu kam, daf} die Krone traditionell einen groflen Teil
ihrer Einkiinfte aus den Zollen bezog, einer zumindest potentiell inflationssi-
cheren Einkommensquelle. Diese bis zur Mitte des 16. Jahrhunderts recht
hohen Einkiinfie aus Regalien und dem Kammergut waren sicher mit daftir
verantwortlich, daB eine Reform des Systems der direkten Besteuerung von
der Krone trotz gewisser Ansitze in dieser Richtung nicht mit groBem Nach-

' Dies ist die etwas gekiirzte und iiberarbeitete Fassung des Vortrages. den ich 1990
auf der Tagung des Arbeitskreises deutsche Englandforschung gchalten habe. Nach
Abgabe des Manuskriptes (August 1990) bis 1993 erschienene Literatur wurde so-
weit moglich zumindest im Einzelfall erginzend nachgetragen.

2 Zu Finanzsituation am Ende der Regierungszeit Elisabeths I.: J. Guy, Tudor Eng-
land, Oxford 1988, S. 384 f.
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druck verfolgt wurde; ein fiir die Beziehungen zwischen Parlament und
Krone entscheidender Punkt.3

Fur die Regierungszeit Elisabeths 1. hat Christopher Haigh jiingst festgestellt:

Queen Elizabeth did not attempt to solve problems, she simply
avoided them - and then survived long enough for some to go away.
The rest returned to plague her successor, James I - but that was his
problem.4

Dieses Urteil ist auf kaum irgendeinem Gebiet so zutreffend wie auf dem der
elisabethanischen Finanzpolitik. GewiB gelang es der Konigin, den Krieg
gegen Spanien und den noch ruindseren irischen Krieg in den 1590er Jahren
ohne Staatsbankrott oder groflere Steuerrevolten zu Uberstehen, aber der
Preis, den sie dafiir zahlte, war hoch. Ein groBer Teil der Kriegslasten war
durch den Verkauf von Kronland finanziert worden. Die immer haufiger und
umfangreicher werdenden parlamentarischen Steuerbewilligungen wurden
erkauft durch die stillschweigende Hinnahme des Prinzips der degressiven
Besteuerung fur die Mitglieder der landbesitzenden Oberschicht. Ja, man
konnte fast sagen, daf3 sich England unter Elisabeth einer faktischen Steuer-
freiheit flir den héheren Adel, also die peerage und die oberen Réinge der
gentry anndherte, wie sie juristisch hier im Gegensatz zum Kontinent nicht
bestand.>

Auf diese faktische Steuerfreiheit war es zuriickzufiihren, daf} der Ertrag ei-
nes sogenannten subsidy, der liblichen parlamentarischen Steuer, von rund £
140.000 um 1560 auf ca. £ 80.000 gegen Ende des Jahrhunderts und schlieB-
lich auf rund £ 55.000 Ende der 1620er Jahre sank.6 Die Effektivitit des
parlamentarischen Besteuerungssystems war aber nicht nur durch das auf lo-
kaler Ebene bestehende System der Selbsteinschitzung der Steuerzahler be-

3 Zu einem Teil des Kammergutes, den Krondominen, siehe jetzt die Aufsatzsamm-
lung R. W. HovLE (Hg.), The Estates of the English Crown, 1558-1640, Cambridge
1992.

4 C. HAlGH, Elizabeth I, London 1988, S. 173,

5 P. WiLLiamMs, The Tudor Regime, Oxford 1979, S. 70-78, bes. S.74 f.

6 Guy, Tudor England, S. 383; vgl. R. ScHOFIELD, Taxation and the political limits of
the Tudor State, in: C. Cross et al. (Hg.), Law and Government under the Tudors:
Essays Presented to Sir Geoffrey Elton on His Retirement, Cambridge 1988, S. 227-
255.
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grenzt, das fiir das Absinken des Steuerertrages verantwortlich zu machen
war, sondern auch durch das Fehlen einer jeden permanenten direkten oder
indirekten Steuer. Auch gegen Ende des 16. Jahrhunderts war noch - oder
wieder - die Theorie vorherrschend, daB der Herrscher unter normalen Um-
stdnden, das heiBt in Friedenszeiten, von seinen eigenen permanenten Ein-
nahmen zu leben habe, daB heiBit von den Einkiinften der Dominen, den
Zéllen, sowie den verschiedenen Regalien. Zwischen 1530 und 1580 hatten
sich Praxis und Theorie der Besteuerung zwar schon dem Prinzip einer per-
manenten Besteuerung in Friedenszeiten angendhert. Doch diese Ansitze
waren gegen Ende des 16. Jahrhunderts nicht mehr weiterentwickelt worden;
dafiir war die schon vor 1588 sich abzeichnende Kriegsgefahr, die eine hin-
reichende Legitimation fiir Steuerforderungen abgab, ebenso verantwortlich
wie die sehr sparsame Politik der Herrscherin, der es gelang, die Ausgaben
fur Verwaltung und Hofhaltung auf ein Minimum zu beschrénken.”

Die Notwendigkeit, finanzpolitische Innovationen in Friedenszeiten durch-
zufiihren, entfiel damit. Als die kostspieligen Kriege nach 1588 das bisherige
Besteuerungs- und Finanzsystem dann doch zum Einsturz zu bringen droh-
ten, nahm die Kdnigin ihre Zuflucht zunehmend zu BehelfsmaBnahmen, wie
sie dann auch unter Jakob 1. wieder eine grofe Rolle spielen sollten. Zum
einen wurden Amtstriger und Héflinge durch Ubertragung oft recht zweifel-
hafter Rechtstitel, wie etwa von Monopolen oder Privilegien zur Durchset-
zung von Strafgesetzen statt durch Bargeld entlohnt; zum anderen suchte
man die nicht von der Bewilligung des Parlamentes abhingigen Abgaben zu
erhdhen. So wurde das traditionell nur von den Hafenstddten zu zahlende
Schiffsgeld auf inldndische Gemeinden ausgedehnt, eine Vorwegnahme der
Praxis der 1630er Jahre .8

7 J. D. A1sop, The Theory and Practice of Tudor Taxation, in: EHR 97 (1982), S. 1-
30; vgl. DERS., Innovation in Tudor Taxation, in: EHR 99 (1984), S. 83-93.

8 Zum ship money unter Elisabeth: WiLLiams, Tudor Regime, S. 76 f.; A. H. LEwis, A
Study of Elizabethan Ship-Money, Philadelphia 1928; vgl. D. MacCuLLocll, Suffolk
and the Tudors, Oxford 1985, S. 274-279. Zu den Monopolen: G. D. DuncaN, Mo-
nopolies under Elizabeth I, 1558-1585, ungedr. Ph. D. thesis, Cambridge 1977, und
J. NEALE, Elizabeth I and her parliaments, 2 Bde., London 1953-57, II, S. 352-356
und 376-393.
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Der FriedensschluB mit Spanien unmittelbar nach dem Tode Elisabeths hitte
zwar zu einer Entpannung der finanziellen Lage fiihren kénnen, faktisch be-
deutete er jedoch nur, daB dem Kénig nunmehr die Legitimation fiir eine
grundsétzliche Reform des Finanzsystems und eine permanente ErhShung
der Abgaben und Steuern fehlte. Die Ausgaben gingen hingegen keineswegs
auf das Niveau der Zeit vor 1588 zuriick. Das Gegenteil war der Fall. Jakob
L. vergroBerte nicht nur die Hothaltung, die er vorfand, erheblich, er verteilte
auch freigebig Geld, Land, Pensionen und wertvolle Privilegien an englische
und schottische Adlige und Hoflinge.9 Sicher war diese Politik nicht unbe-
dingt immer sehr weitsichtig, doch eine Fortsetzung der elisabethanischen
Sparpolitik wire nach 1603 kaum denkbar gewesen. Jakob I. konnte kaum
hoffen, sein Heimatland Schottland, wo die Machtstellung der Krone in der
zweiten Hilfte des 16. Jahrhundertes sehr labil gewesen war, unter seiner
Kontrolle zu behalten, wenn er nicht eine ausreichende Zahl von schotti-
schen Magnaten durch Positionen an seinem Hof und durch eine freigebige
Patronagepolitik an sich band. Umgekehrt vermochte er als landesfremder
Herrscher auch in England seine Position nur zu sichern, indem er sich von
der extremen Sparsamkeit seiner Vorgingerin, deren Popularitit unter ihrer
mangelnden Freigebigkeit nach 1590 zunehmend gelitten hatte, distan-
zierte. 19

Die aufwendige Hofhaltung Jakobs 1. entsprach im iibrigen ganz wesentlich
einer Tendenz der Zeit. In der zweiten Hilfte des 16. Jahrhunderts hatten
sich in England ebenso wie in vielen anderen europiischen Lindern eher bii-
rokratische Regierungs- und Verwaltungsformen durchgesetzt - rechtsge-
lehrte Verwaltungfachleute hatten die grofen adligen Magnaten zumindest

9 Uber die Finanzlage in den ersten Regierungsjahren Jakobs I.: A. G. R. SMiTH,
Crown, parliament and finance: the Great Contract of 1610, in: P. CLARK et. al (Hg.),
The English Commonwealth 1547-1640, Leicester 1979, S. 111-128, hier S. 113 f.,
und R. AsHTON, Deficit finance in the reign of James I, in: EHR, 2nd ser. 10
(1957/58), S. 15-29; vgl. C. RussELL, Parliament and the King's finances, in: DErs.
(Hg.), The Origins of the English Civil War, Basingstoke 1973, S. 91-118, sowie M.
PRESTWICH, Cranfield. Politics and Profits under the Early Stuarts, Oxford 1966.

10Zur Hofhaltung Jakobs 1. und den damit verbundenen Ausgaben siche N. Cunpy,
The revival of the entourage: the Bedchamber of James I, 1603-1625, in: D. STAR-
KEY (Hg.), The English Court from the Wars of the Roses to the Civil War, London,
1987, S. 173-225; zur Patronagepolitik Jakobs I.: L. STONE, The Crisis of the Ari-
stocracy, Oxford 1965, S. 473-476; vgl. L. L. Peck, Court Patronage and Corruption
in Early Stuart England, Boston 1990. Zur Unpopularitit Elisabeths in ihren letzten
Regierungsjahren siche die freilich sehr drastischen Bemerkungen HAIGHS, Elizabeth
I,S. 1611
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zum Teil aus den Schliisselpositionen in der Zentralverwaltung verdringt.!!
Unter Jakob I. nimmt die adlige Pridsenz in der Umgebung des Herrscher
hingegen wieder zu - der Ausbau der Hofhaltung trug gewissermaBen der
Tatsache Rechnung, daB die héheren Adligen, also in diesem Falle die
peerage und die wohlhabendsten Mitglieder der gentry, sich in England wie
auch anderswo der Modernisierung des frithneuzeitlichen Staates angepaBt
hatten. Unter partieller Aufgabe lokaler Machtpositionen wandten sich die
Angehdrigen dieser Schicht nun dem Hof und der Hauptstadt zu, um dort als
Patronagemakler in der Umgebung des Kénigs aber auch im Parlament ein
neues Betdtigungsfeld zu finden. Nur iber den Hof konnte der Adel in das
politische Herrschafissystem integriert werden.'2 Selbst die Kritiker der recht
sorglosen Finanzpolitik des Konigs wie etwa der Lord Schatzmeister Salis-
bury gaben daher zu, dal man zumindest einige groBe adlige Magnaten mit
Pensionen ausstatten miisse und daB der Aufwand fir die Hofhaltung kaum
reduzierbar war.!3

11So war es bezeichnend, daB der Geheime Rat Elisabeths 1. gegen Endc ihrer Regie-
rungszeit nur noch aus etwa einem Dutzend Mitgliedern bestand, die eigentlich alle
hohe Amtstrager waren, und von denen kaum einer, obwoh! manche durchaus der
peerage angehoérten, die lokalen Magnaten, die sich als die geborenen Ratgeber der
Herrscherin betrachteten. reprisentierte (HaiGH, Elizabeth I, S. 67 f.; Guy, Tudor
England, S. 310).

12Zur Bedeutung des Hofes vgl.: R. G. Asci, Krone, Hof und Adel in den Landern der
Stuart Dynastie im friohen 17. Jahrhundert, in: ZHF 16 (1989), S. 183-220, und
DeRrs., Der Hof Karls I. von England. Politik, Provinz und Patronage, 1625-1640,
(Norm und Struktur Bd. 3), Kéln 1993; Wichtige Hinweise zum Wandel des llofes
nach dem Tode Elisabeths I. verdanke ich Dr. D. Starkey, London.

13A COLLECTION OF SEVERAL SPEECHES and Treatises of the late Lord Treasurer Ce-
cil...in the years 1608, 1609, 1610, hg. v. P. CroFT, in: Camden Miscellany 29
(Camden Society Publications 4. Folge, 34), London 1987, S. 273-318, hier S. 304:
"Secondly, it is most necessary to resolve of some certain portion to be yearly paid to
a sclected number of choice servants of both kingdoms. For it cannot be denied that
there are many of them that ought not to reside about you in a common fashion, nor
would be left, to live only upon the hopes of mere casualties.”; vgl. ebd., S. 286. Zu
den schottischen Hoflingen vgl. K. M. Brown, Courtiers and Cavaliers: Service,
anglicization and loyalty among the royalist nobility, in: J. S. MorriLl. (Hg.), The
Scottish National Covenant in its British Context, Edinburgh 1991, S. 155-192, und
DERs., The Scottish Aristocracy, Anglicization and the Court 1603-1638, in: Hist]
36, (1993), S. 543-576.
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Wie waren dann aber die finanziellen Probleme der Krone, die sich nach
1603 rasch zuspitzten, tiberhaupt zu I6sen? Nach 1603 beschritten der Lord-
schatzmeister Dorset und Robert Cecil, Earl of Salisbury, als Staatssekretir
zunichst den Weg einer Aufbesserung des Kroneinkommens ohne Mitwir-
kung des Parlamentes. Hierfiir boten sich die Zolleinnahmen an. Die Zélle
waren dem Konig bei Regierungsantritt pauschal auf Lebenszeit bewilligt
worden - bei der Bemessung der Zolltarife fiir einzelne Waren hatte der
Monarch jedoch seit jeher einen gewissen, nur vage umgrenzten Ermessens-
spielraum gehabt!4. Dorset und Salisbury waren entschlossen, diesen Ermes-
senspielraum auszunutzen. Sie begannen eine Reihe von Importwaren mit
neuen Zollen, den sogenannten impositions zu belegen.!5 Dabei handelte es
sich vor allem um Giiter des gehobenen Bedarfs - die Oberschichten, die
durch eine geringe Selbsteinschitzung den direkten Steuern entgingen, soll-
ten somit liber die Zodlle doch noch zur Mitfinanzierung der gestiegenen
Staatsausgaben herangezogen werden!6. Der Testfall fir diese neuen Zélle
waren die impositions auf currants, Korinthen. Diese boten sich deshalb fur
einen derartigen Versuch an, weil sie schon unter Elisabeth mit Sonderabga-
ben belegt worden waren. Die damaligen impositions waren freilich von der
Levant Company, einer Handelsgesellschaft, der ein Monopol fiir den Han-
del mit dem ostlichen Mittelmeer und dem osmanischen Machtbereich
verliehen worden war, erhoben worden. Die Levante-Gesellschaft hatte dar-
aus die hohen Nebenkosten des Handels mit dem osmanischen Reich, zu
denen auch der Unterhalt einer Gesandtschaft in Istanbul gehorte, getragen.
Nach der Auflosung der Gesellschaft erhob nun der Kénig selbst eine ent-
sprechende Abgabe von allen Kaufleuten, auch den fritheren Mitgliedern der
Levant Company.!”

14Schon der neue Zolltarif von 1604, der die erste durchgreifende Tarifreform seit
1558 darstellte, allerdings dennoch nur ecine recht bescheidene Erhohung der
Zolleinnahmen brachte, war ohne Mitwirkung des Parlamentes beschlossen worden
(F. C. Dietz, English Public Finance 1558-1641, New York/London 1932, S. 366-
368, und ebd. S. 362 ff., zu den impositions unter Elisabeth).

15Dyetrz, Finance, S. 368-372.

16 DieTzZ, Finance, S. 370 f.; zu Finanzsituation unter Jakob I. im aligemeinen vgl. auch
C. RussELL, Parliament and the King's Finances.

177u Bate's Case: P. CROFT, Fresh Light on Bate's Case, in: Hist] 30 (1987), S. 523-
539, dort weitere Literatur; vgl. G. D. G. HaLL, Impositions and the Courts 1554-
1606, in: LQR 69 ( 1953), S. 200-218.
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Freilich blieben die currant impositions nicht unangefochten. Ein Levante
Kaufmann namens Bate weigerte sich, die neuen Zoélle zu zahlen. Dies
brachte ihn erst ins Gefingnis und dann vor den Court of Exchequer, das flir
diese Fragen zustdndige Gericht. Bate's Case, der Prozel umn die currant im-
positions ist deshalb so bedeutsam, weil in ihm zum ersten Mal all jene juri-
stischen und politischen Argumente aufgeboten wurden, die in den folgenden
dreieinhalb Jahrzehnten in der Debatte um die Grenze zwischen Prérogativ-
gewalt und Eigentum eine so grofe Rolle spiclen sollten. In Bate's Case ent-
schied Chief Baron Fleming, zusammen mit seinen Kollegen fir die Krone.
In der Begriindung flir seine Entscheidung entwickelte er die Theorie von der
doppelten Herrschaftsgewalt des Konigs - der ordinary und der absolute
power of the king. Die gewohnliche Herrschaftsgewalt des Ko6nig habe sich
an dem Ziel zu orientieren, das Eigentum der Untertanen zu schiitzen, und
sei in ihrer Ausiibung an das positive Recht gebunden. Nicht so die potestas
ahbsoluta des Herrschers. Diese absolute, nicht an das Recht gebundene Herr-
schaftsgewalt finde ihre Anwendung dort, wo es nicht um das Wohl des Ein-
zelnen, sondern um das des ganzen Gemeinwesens ginge, also um im enge-
ren Sinne politische Probleme, wie etwa um Krieg und Frieden.!8

Nach Fleming fielen alle Fragen, die die Beziehungen zu anderen Staaten be-
rithrten, also auch die gesamte Handels- und Zollpolitik in den Bereich der
absoluten Prirogativgewalt des Konigs. Obwohl Fleming ausdriicklich fest-
stellte, daB der Kénig nicht dazu in der Lage sei, Steuern ohne Zustimmung
der beiden Hauser des Parlamentes zu erheben, so gelte gleiches doch nicht
fiir eine Anpassung der Zolle an verinderte handelspolitische Bedingungen,
da hier die Beziehungen zu anderen Staaten beriihrt waren.1?

18). P. KeEnvon, The Stuart Constitution, Cambridge 21986, S. 55 f; vgl. W.
CoBBETT/T. B. HoweLL (Hg.), Complete Collection of Statc Trials, 34 Bde., London
1809-1828, II, Sp. 371 ff. Zu Bate's Case und scinen Folgen siehe auch J. W.
GOUGH, Fundamental Law in English Constitutional History, Oxford 1955, S. 56-58;
W. J. JonEs, Politics and the Bench, The Judges and the Origins of the English Civil
War, London 1971, S. 54 f.; J. SOMMERVILLE, Politics and Ideology in England
1603-1640, London 1986, S. 151-155. Zur Theorie der doppelten Prirogative des
Konigs auch F. OakLEY, Jacobean political theology: the absolute and the ordinary
powers of the King, in: JHI 29 (1968), S. 323-346; C. C. WESTON/J. R. GREENBERG,
Subjects and Sovereigns. The Grand Controversy over Legal Sovereignty in Stuart
England, Cambridge 1981, S. 11-15. Wichtig zum Verstidndnis der verschiedenen
Rechtsauffassungen, die im Streit um die impositions aufeinandertrafen, ist auch G.
Burekss, The Politics of the Ancient Constitution, An Introduction to English Poli-
tical Thought 1603-1642, Basingstoke 1992, S. 140-146.

198tate Trials, II, Sp. 387-394.
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Es liegt nahe, die Diskussion liber impositions ausschlieBlich unter den Vor-
zeichen eines sich eskalierenden Konfliktes zwischen Krone und Parlament
zu interpretieren; doch wire dies eine unzuldssige Vereinfachung. Die Me-
moranden des Lordschatzmeister Salisbury aus den Jahren 1608 bis 1610,
die Pauline Croft vor kurzem verdffentlicht hat, zeigen deutlich, daB Salis-
bury, der in diesen Jahren die Politik der Krone leitete und auch wesentlich
an der Einfithrung und Ausweitung der impositions beteiligt gewesen war,
im Parlament zumindest zum Teil auch einen potentiellen Bundesgenossen
im Kampf um eine Finanzreform und um eine Einschrankung der Ausgaben
des Konig sah. Ohne das Parlament das ein Forum der &ffentlichen Kritik
darstellte, hitte Salisbury woh! alle Hoffnung, den Kénig zu mehr Sparsam-
keit zu bewegen, endgiiltig aufgeben kénnen.20

Ebenso komplex wie die Haltung von Konig und Lord Schatzmeister war je-
doch die Haltung des Parlamentes. Sicherlich hatten die seit 1606 verfligten
Zollerhéhungen, die der Krone mehrere £ [0.000 an Mehreinnahmen ein-
brachten, eine erhebliche Beunruhigung verursacht. Man befiirchtete nicht
nur, da3 der Handel unter den neuen ZollerhShungen leiden wiirde, sondern
auch, daB auf die Dauer das dermafen vergrdBerte Einkommen aus den Zol-
len die Krone tiberhaupt von allen parlamentarisch bewilligten Steuern unab-
hdangig machen wiirde.?! Andererseits bestritt keiner der Abgeordneten im
Parlament dem Koénig grundsitzlich das Recht, die englische Auflen- und
Handelspolitik zu bestimmen. Was man vermeiden wollte, war, daB unter
dem Vorwand handelspolitischer Abwehrmafinahmen gegen ausléndische
Konkurrenten rein fiskalische Zollerhdhungen durchgefiihrt wurden. Juri-
stisch war ein solcher Standpunkt jedoch nicht leicht zu formulieren. Grund-
sitzlich gingen eben auch die Kritiker der impositions wie ihre Verteidiger

20 Dies wird deutlich aus den Memoranden, die Salisbury dem Kénig vor Einberufung
des Parlamentes unterbreitete: siche A COLLECTION OF SEVERAL SPEECHES, bes. S.
302, wo Salisbury zur Sparsamkeit und einem vorsichtigen Gebrauch der Priroga-
tivgewalt riet. In einem friiheren Memorandum hatte er noch nachdriicklicher darauf
hingewiesen, dafl die bisherige Methode, nur gestiitzt auf die Prirogative die Ein-
nahmen zu erhdhen, sehr fragwiirdig sei - er bezog sich dabei sogar auf die impositi-
ons, obwohl er anscheinend deren Umpopularitdt weiter unterschétzte - und stellte
fest "you have also been constrained for want of means to reward others to suffer
your people (o be molested and enquired after upon every claim and obscure title"
(S. 290). Zu den Versuchen Salisburys, die Ausgaben des Kénigs etwa durch ein
"Book of Bounty", eine Liste verbotener Patente, einzuschranken siehe: CunDY. Re-
vival, §. 199 f.

21W. NoTesteIN, The House of Commons 1604-1610, New Iaven/London 1971, S.
310-327, 361-392.
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von einer doppelten Herrschaftsgewalt des Konigs aus - einer ungebundenen
Herrschafisgewalt und einer an die Zustimmung der Untertanen gebundenen,
die er als King in Parliament ausiibte. Die Kritiker einer starken Prirogativ-
gewalt vertraten freilich die Ansicht, dal die Herrschaftsgewalt des Konigs,
die er auBerhalb des Parlamentes ausiibe seiner Herrschaftsgewalt als King in
Parliament untergeordnet sei.22 Dabei rdumte man aber ein, daf} alle Fragen
der AuBlenpolitik grundsitzlich in das Ermessen des Konig gestellt seien.
Wenn man dem Koénig aber prinzipiell das Recht zugestand, die Hifen des
Landes - etwa im Kriegsfall - zeitweilig zu schlieBen oder den Handel mit
bestimmten Lindern zu untersagen, dann lag es nahe, ihm a fortiori auch das
Recht einzurdumen, den Handel mit bestimmten Giitern oder Lindern nur
unter einschrankenden Bedingungen freizugeben - und zu solchen Bedin-
gungen konnte eben die Zahlung besonderer Abgaben gehéren.23

Die Widerspriiche in der Argumentation der Gegner der impositions ergaben
sich zum Teil aus ihrem Verfassungsideal: fiir sie war die Herrschaftsgewalt
des Konig und die Freiheit der Untertanen grundsitzlich konfliktlos mitein-
ander vereinbar:24 Diese Harmonie zwischen Freiheit und Herrschaft setzte
freilich voraus, da der Koénig herrschen konnte, ohne Anspriiche auf das Ei-
gentum der Untertanen geltend zu machen.

Es hitte freilich eine Moglichkeit gegeben, die ersehnte Harmonie wieder-
herzustellen: Indem man die dauerhaften Einkiinfie des Kénigs so erhohte,
daB er von allen Ubergriffen auf das Eigentum seiner Untertanen absehen
konnte, und indem man gleichzeitig dieses Eigentum auch rechtlich klarer
definierte. Eben dies war die Grundidee des Grear Contract, durch den Sa-
lisbury 1610 hoffte, das Verhiltnis zwischen Parlament und Kénig auf eine

228iehe Whitelockes Rede, KEnyoN, Constitution, S. 61, und State Trials II, Sp. 482 [
(dort filschlich als Rede Yelvertons abgedruckt).

BEs war in der Praxis eine problematische Konstruktion, dem Konig ein custodium
der Héfen des Landes zuzugestehen, nicht jedoch ein dominium wtile - also ein Auf-
sichtsrecht - nicht aber ein nutzbares Eigentumsrecht; so Whitelocke in seiner Rede
im Unterhaus, State Trials 11, Sp. 514 vgl. R. Foster (Hg.), Proceedings in Parlia-
ment 1610, 2 Bde., New Haven und London 1966, 11, S. 221-224, und WiLLIAM
HakewiLl, The Libertie of the Subject against the Pretended Power of Imposing
Maintained by an Argument in Parliament 70 Jacobi Regis, London 1641, S. 130-
136, und State Trials II, Sp. 407-476. Im iibrigen kam auch Sir Edward Coke, da-
mals Chief Justice of Commons Pleas, in diesen Jahren zu dem SchluB, daB im-
positions als handelspolitische, wenn auch nicht als fiskalische Mafinahmen,
gerechtfertigt seien (J. R. TANNER (Hg.), Constitutional Documents of the Reign of
James [, Cambridge 1930, S. 264, nach Coke, Twelfth Report)

24Siche die Rede Hedleys (Proceedings 1610, 11, S. 191).
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neue Basis stellen zu konnen. Salisbury bot dem Parlament im Namen des
Konigs eine Garantie fiir das Eigentumsrecht der Untertanen, das bis dahin
durch die oberlehensherrlichen Rechte der Krone ebenso wie durch andere
Regalien, etwa die Moglichkeit, Lebensmittel fiir den Hof zu einem festge-
setzten Preis zu requirieren, beschrinkt war.25 Auch wenn die umstrittenen
impositions nicht als solche Teil des Great Contract waren, so hatte der Ko-
nig dem Parlament doch schon im Mai 1610, bevor die Verhandlungen tiber
den Contract in ihr entscheidendes Stadium traten, versprochen, in Zukunft
neue Zollerhthungen nur mit Einwilligung der beiden Hiuser vorzuneh-
men.26

Der wichtigste Teil des Great Contract wire freilich nicht die
Einschrinkung des Ermessensspielraums der Krone bei der Bemessung der
Zolle gewesen, sondern die Aufhebung all jener lehensrechtlichen Rechte
der Krone, die vom Court of Wards verwaltet wurden.2” Die Abschaffung
dieser Rechte und aller anderen oberlehensherrlichen Anspriiche hitte fiir
alle groBeren Landbesitzer erhebliche Vorteile mit sich gebracht. Faktisch
hitte ein solcher Schritt tiberhaupt erst ein volles Eigentumsrecht der
Untertanen hergestelit, denn noch 1607 hatte der Jurist Cowell in seinem
umstrittenen /nterpreter festgestellt, dal im vollen Sinne des Wortes nur der
Konig Eigentum besitze, da alle anderen Besitzanspriiche unter dem
Vorbehalt seiner lehensherrlichen Rechte stiinden.28 Der Preis, den der

25Zum Problem der Purveyance: E. N. Linpouist, The king, the people and the house
of Commons: The problem of early Jacobean purveyance, in Hist} 31 (1988), S.
549-570; P. Croft, Parliament, purveyance and the city of L.ondon, in: Parliamentary
History 4 (1985), S. 9-34 und G. E. AviMmER, The last years of purveyance 1610-
1660, in: EHR, 2. Folge 10 (1957), S. 81-103.

26Proceedings 1610, 1, S. 88 f.: "If ever I have occasions to raise impositions [ am re-
solved never to do it but in parliament, though I will not tie my prerogative in point
of glory." Vgl. NoTesTEIN, Commons, S. 324; eine Reihe der weniger eintriaglichen
impositions wurde auch wieder aufgehoben (DiETZ, Finance, S. 371 f.).

27Dazu gehorte vor allem die Stellung des Konigs als Vormund aller minderjahrigen
oder weiblichen Erben seiner Lehensleute, faktisch also der gesamten landbesitzen-
den Oberschicht. Bislang hatte der Konig seine vormundschaftlichen Rechte meist an
Hoflinge und Amtstriger delegiert, die die wardship zu ihrem Vorteil, aber keines-
wegs immer zu dem ihrer Miindel auszunutzen wuflten. Siehe J. HURSTFIELD, The
Queen's Wards, London 1958,

28 Joun CowELL, The Interpreter, Cambridge 1607, sub voce property. Zum Interpreter
vgl. J. W. ALLEN, English Political Thought 1603-1660, Bd. I, 1603-1644, London
1938, Ndr. 1967, S. 73-75; SOMMERVILLE, Politics, S. 121-127. Zum Eigentumsbe-
griff bei Cowell und generell im frithen 17. Jahrhundert siche auch G. E. AYLMER,
The Meaning and Definition of "Property’ in 17th-century England, in: PaP 86
(1980), S. 87-97; J. SOMMERVILLE, Ideology, property and the constitution, in: R.
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Kénig fiir die Abschaffung von wardship sowie von purveyance und einige
andere Zugestidndnisse verlangte, war freilich hoch. Er ersuchte das
Parlament um die Bewilligung eines festen jdhrlichen Einkommens von
mindestens £ 200.000. Wire der Great Contract verabschiedet worden, wire
somit in England zum ersten Mal eine permanente direkte Besteuerung der
Untertanen eingefiihrt worden.

Die Verhandlungen iiber den Great Contract kamen jedoch nicht zu einem
erfolgreichen AbschluB. Die Griinde dafiir lassen sich nicht mit absoluter Si-
cherheit kldren. Doch scheinen beide Seiten in letzter Minute begonnen zu
haben, am Sinn des gesamte Abkommens zu zweifeln. Der Kénig beflirch-
tete einerseits, daB die vom Parlament zu bewilligende Steuer, die ja ein fiir
alle mal fixiert war, schon bald nicht mehr ausreichen wiirde, um die stei-
genden Ausgaben auszugleichen, andererseits scheint er erkannt zu haben,
daB} durch die Abschaffung der lehensherrlichen Rechte die Bindung der po-
litischen Fithrungsschicht an die Krone geschwiicht worden wire.2?

Zweifel gab es jedoch auch auf der Seite des Parlamentes. Problematisch war
es schon, ob die Schichten unterhalb der gentry Uberhaupt bereit sein wiir-
den, eine allgemeine Stever mitzutragen, um von der Krone Zugestandnisse
zu erlangen, von denen sie wenig oder gar nicht profitierten. AuBerdem aber
war anzunehmen, dal3 das Parlament sich selber iiberfliissig machen wiirde,
wenn es wirklich gelang, die Finanzprobleme der Krone zu [6sen.3 Hier
zeigte sich das ganze Dilemma der Stellung des Parlamentes - bewilligte
man der Krone nicht ausreichend Geld, waren Ubergriffe auf das Eigentum

Cus1/A. HucHEs (Hg.), Conflict in Early Stuart England. Studies in Religion and
Politics 1603-42, London/New York 1989, S. 47-71, dort auch weitere Literatur,und
M. SampsoN, "Property" in Seventeenth-Century English Political Thought, in: G. J
ScHocHET (Hg.), Religion, Resistance and Civil War (Folger Institute Center for the
History of British Political Thought, Proceedings 3), Washington 1990, S. 259-276.

29SmrtH, Contract, S. 125 £.; vgl. E. LinpouisT, The Failure of the Great Contract, in:
JMH 57 (1985), S. 616-651; anders als Smith sieht Lindquist vor allem den Wider-
stand des Parlamentes als ausschlagpgebend fiir das Scheitern des Contract an. Zu den
Bedenken gegen den Great Contract siehe auch das Memorandum Sir Julius Caesars
(TANNER, Constitutional Documents, S. 348-355). Nach 1610 nahm die finanzielle
Bedeutung der vom Court of Wards verwalteten Rechte iibrigens nicht ab, sondern
wurde vielmehr bis 1640 immer gréfBer; siche PREsSTWICH, Cranfield, S. 240 f.

308mrTH, Contract, S. 119-125.
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der Untertanen fast unvermeidlich - beschloB man aber ausreichende dauer-
hafte Abgaben, verlor das Parlament seine raison d'étre 3!

Mit dem Great Contract war der Versuch gescheitert, zusammen mit einer
grundlegenden Modemisierung der Steuerverfassung auch eine Aufldsung
der juristischen Residuen der Lehensverfassung durchzufiihren, um auf diese
Weise zu einer klaren und eindeutigen Neufassung des Eigentumsbegriffes
zu gelangen. Ohne Zweifel belastete das Scheitern des Great Contract die
Beziehungen zwischen Krone und Parlament auch nach 1610 ebenso wie der
Streit um die von der Krone einseitig verfligten ZollerhShungen, die imposi-
tions, der ja nicht beigelegt worden war. In der Tat war die Tatsache, daB das
Parlament von 1614 schon kurz nach seiner Einberufung wieder aufgel6st
wurde und somit als Addled Parliament, als unfruchtbares Parlament in die
Geschichte einging auch darauf zuriickzufiihren, da im Unterhaus die Dis-
kussion um die impositions wieder aufgeflammt war.32

Indes, als erst sieben Jahre spiter, 1621, erneut ein Parlament zusammentrat,
spielten die impositions keine groBe Rolle. Conrad Russell hat geradezu von
einem "ohrenbetdubenden Schweigen" gesprochen, das die Haltung des Par-
lamentes zu dieser Frage kennzeichnete.3? Die Abgeordneten hatten be-
griffen, daB der Kénig nicht bereit war, auf eine Einnahmequelle zu verzich-
ten, aus der er jahrlich bis zu 70.000 Pfund bezog, zumal das Parlament
kaum in der Lage war, ihm fiir einen solchen Verzicht eine wirkliche Ge-
genleistung zu bieten.34 Uberdies standen 1621 andere Themen im Vorder-
grund - vor allem die Kritik an den Monopolprivilegien, die die Krone in den
vorhergehenden Jahren so freigebig an Hoflinge und Projektemacher aller
Art vergeben hatle. Auch hier ging es in letzter Instanz um die Grenze zwi-

31Zumindest einige Abgeordnete erkannten dieses Problem damals und spiter, wie
etwa Sir John Eliot (J. N. BaLL, Sir John Eliot and Parliament 1624-1629, in: K.
Suaree (Hg.), Faction and Parliament, Oxford 1978, S. 173-208, hier S. 179) oder
John Pym (C. RussiLi, The parliamentary career of John Pym, in: CLARK, Com-
monwealth, S. 147-165, bes. S. 151-154).

32T. L. Mo, The Addled Parliament of 1614, Oxford 1938, S. 94 f., 110-112, 114-
122, 137-139; M. JanssoN (Hg.), Proceedings in Parliament 1614, Philadelphia
1988, S. 138, 147, 362; vgl. L. L. PECK, Northampton. Patronage and Policy at the
Court of James I, London 1982, S. 205-212.

33C. RusskeLL, Parliamentary history in perspective, in: History 61 (1976), S. 1-27, hier
S. 22; vgl. aber D. HirsT, The Place of principle, in: PaP 92 (1981), S. 79-99, hier S.
89 f.

34C. RussELL, Parliaments and English Politics 1621-1629, Oxford 1979, S. 93, 99;
vgl. R. ZALLER, The Parliament of 1621, Berkeley 1971.
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schen den Eigentumsrechten der Untertanen und den Hoheitsrechten der
Krone. Zwar wurde durch die Schaffung von Handelsmonopolen und die
Einrichtung neuer Amter mit nutzbaren Hoheitsfunktionen - auch solche
Amter fielen im weiteren Sinne des Wortes unter den Begriff monopolies -
bestehende Eigentumsrechte nicht unmittelbar angegriffen, sie konnten je-
doch durchaus in ihrem Wert gemindert werden. Insgesamt war jedoch der
Streit um die Monopole leichter beizulegen als der um impositions, denn von
den Monopolen profitierten direkt nur die von der Krone Begiinstigten, nicht
die Krone selbst. Dies wurde erst in den 1630er Jahren bei der Wiederbele-
bung der Monopolprojekte anders, da jetzt derartige Patente bewuBt genutzt
wurden, um eine Art indirekte Verbrauchssteuer einzufiihren, eine Akzise,
die der Krone zufloB.35

Auch 1624 stand die ungekldrte Frage des Zollerhebungsrechtes eher im
Hintergrund - dies war schon deshalb der Fall, weil das politische Geschehen
im Parlament beherrscht wurde durch die Vorbereitungen auf den Krieg ge-
gen Spanien.3¢ Der Rechtsstatus der Impositions blieb ungeklért. Es gab je-
doch in der Monarchie der frithen Stuarts genauso wie in dem Staate ihrer
Vorginger eine Fiille ungekldrter Rechtsfragen. Keineswegs alle gaben An-
laB zu fundamentalen Verfassungskonflikten.

L.

1625, beim Regierungsantritt Karls I., gab es auch in der Tat nur vereinzelte
Anzeichen, daB die Diskussion um die Grenzen zwischen Eigentum und ko-
niglichen Hoheitsrechten eskalieren wiirde. Allerdings wurde die Chance
versdumt, durch entsprechende Formulierungen in dem Act of Tonnage and
Poundage, durch den dem Konig traditionellerweise zu Beginn seiner Herr-

35Zu den Monopolen: W. H. Prict, The English Patents of Monopoly, Boston und
New York 1906; vgl. R. G. Asci, The revival of monopolies: court and patronage
during the personal rule of Charles 1. 1629-1640, in: R. G. ASCH/A. M. BIRKE (Hg.),
Politics, Patronage and the Nobility. The Court at the Beginning of the Modern Age,
Oxford 1990, S. 357-392.

36Im Impeachmentverfahren gegen den Lordschatzmeister Cranfield spielten allerdings
die impositions doch eine gewisse Rolle und auch in einigen anderen Debatten
schien der alte Streit von 1610 wiederaufzuflammen: R. E. RuigH, The Parliament of
1624, Cambridge, Mass. 1971, S. 50, 317-324; RusSELL, Parliaments, S.198 f. Vgl
auch T. CoGsweLL, The Blessed Revolution. English Politics and the Coming of War
1621-1624, Cambridge 1989.
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schaft das Recht der Zollerhebung auf Lebenszeit iibertragen wurde, das
Problem der impositions zu l6sen. Es hitte ja nahegelegen, die bisherigen
einseitig verfligten Zollerhthungen nachtriglich zu legalisieren und in Zu-
kunft alle derartigen MaBnahmen ausdriicklich an die Zustimmung des Par-
lamentes zu binden. Die Legalisierung und gleichzeitige rechtliche Be-
schriankung von impositions wire jedoch nur moglich gewesen, wenn man
gleichzeitig ein neues book of rates, einen umfassenden Zolltarif fiir alle
Waren verabschiedet hitte. Ein book of rates war jedoch unméglich in weni-
gen Wochen zu erstellen. Das Unterhaus beantragte daher 1625, dem Konig
Tonnage und Poundage nur fiir ein Jahr zu bewilligen - dies wurde vom
Oberhaus zuriickgewiesen, und in Folge dessen zog der Kénig nun nicht
mehr nur die impositions, sondern alle Zélle ohne jede parlamentarische
Bewilligung ein. Im folgenden Jahr hatte sich dann das politische Klima an-
gesichts des ungiinstigen Verlaufes, den der Krieg gegen Spanien nahm, aber
auch wegen der starken innerhofischen Spannungen zwischen dem Favoriten
des alten und neuen Kénigs, Buckingham, und anderen groBen Adligen und
Hoflingen so verschlechtert, dal an eine einvernehmliche Regelung der
Zollerhebungsfrage nicht mehr zu denken war.37

Zu dem Konflikt um die indirekten Abgaben trat jedoch nun bald auch eine
Auseinandesetzung um die direkten Steuern. Nachdem das Parlament von
1626 sich geweigert hatte, dem Kénig die fiir seine kriegerischen Unterneh-
mungen notwendigen Mittel zu bewilligen, entschlof8 sich Karl 1. 1626/27,
eine Zwangsanleihe zu erheben. Dieser Forced Loan, brachte in der Tat die
erkleckliche Summe von gut £ 250.000 ein. Dieser Betrag war jedoch nur
zustandegekommen, weil man durch die Verhaftung und Festsetzung Wider-
spenstiger jeden Widerstand riicksichtslos gebrochen hatte33, Die Einziehung

37Zum Parlament von 1625: RUSSELL, Parliaments, S. 227-229; sowie vgl. DERs., Par-
liamentary history in perspective, S. 10; ferner C. THompsoN, Court politics and par-
liamentary conflict in 1625, in: CusT/HuGHES, Conflict, S. 168-192; M. JaNssoN/W.,
B. BioweLL (Hg.), Proceedings in Parliament 1625, New Haven/London 1987, bes.
S. 511 (Erlor, Negotium Posterorum zu den impositions). Zur Situation 1626: Rus-
SELL, Parliaments, S. 260 ff., und R. LOCKYER, Buckingham, London 1981, S. 308-
330; vgl. auch M. B. YouNG, Buckingham, war and parliament: Revisionism gone
too far, in: Parliamentary History 4 (1985), S. 45-69. Siehe ferner zum Problem von
Tonnage and Poundage: L. S. Poporsky, The Crisis over Tonnage and Poundage in
Parliament in 1629, in: PaP 126 (1990), S. 44-75.

38R. Cusr, The Forced Loan and English Politics, Oxford 1987, S. 92, und passim; im
Vergleich dazu hatten die funf subsidies, die das Parlament 1628 bewilligte, auch
nicht mehr als £ 275.000 eingebracht, obgleich dies eine auBlergewdhnlich hohe
Summe von Steuern war.
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des Forced Loan machte jedermann deutlich, wie sehr der Schutz des Ei-
gentums verkniipft war mit der Frage der persénlichen Freiheit iiberhaupt -
denn wenn der K6nig das Recht hatte, Personen, die sich weigerten, die von
ihm verlangten Abgaben zu zahlen, einzusperren, dann lieB sich das Eigen-
tum nicht mehr linger gegen Ubergriffe der Krone verteidigen.

Der Forced Loan flihrte daher im Parlament von 1628, das der Konig, nach-
dem auch der 1627 begonnene Krieg gegen Frankreich in einer Niederlage
zu enden drohte, einberufen hatte, zu einer grundsiétzlichen Debatte tiber die
Schranken der koniglichen Prarogativgewalt. Die im Unterhaus eingebrachte
Petition of Right suchte das Eigentum der Untertanen gegen jede Form von
Besteuerung ohne Einwilligung des Parlamentes zu schiitzen, denn faktisch
hatte es sich beim Forced Loan um eine solche Besteuerung gehandelt, da er
die 1626 verweigerten Subsidies ersetzte und seine Riickzahlbarkeit fraglich
blieb.3? Mit der erneuten Festschreibung des parlamentarischen Steuerbewil-
ligungsrechtes bewegte man sich freilich ganz im Rahmen des tiberkomme-
nen Rechtes und konnte sich in letzter Instanz sogar auf die Magna Charta
von 1215 berufen.

Die turbulenten Jahre von 1626 bis 28 hatten allerdings gezeigt, da} das Ei-
gentum der Untertanen nur zu schiitzen war, wenn man auch seine personli-
che Freiheit schiitzte. Hier war jedoch der bestehende Rechtszustand sehr
viel unklarer, denn bislang war das Recht des Kénigs, in Ausnahmefillen,
wenn etwa die Sicherheit des Staates auf dem Spiele stand, ohne Angabe von
Griinden und damit ohne die Mgglichkeit zu einer gerichtlichen Nachpriif-
barkeit zu verhaften, nie grundsitzlich in Frage gestellt worden; hatte doch
sogar Sir Edward Coke dieses Recht 1615 als Chief Justice bestitigt.40 Die
Debatte iiber die Petition of Right wurde somit zu einer Auseinandersetzung
liber das Verhiltnis zwischen Rechtsordnung und Ausnahmezustand. Im

39Zur Petition of Right: F. H. RELF, The Petition of Right, Minneapolis 1917; D. S.
BerkowiTz, Reason of State in England and the Petition of Right, in: R. SCHNUR
(Hg.), Staatsréison. Studien zur Geschichte eines politischen Begriffs, Berlin 1975, S.
165-212; J. Guy, The origins of the Petiton of Right reconsidered, in: Hist] 25
(1982), S. 289-312; L. J. REEVE, The legal status of the petition of Right, in: Ebd. 29
(1986), S. 257-277. Zum weiteren Hintergrund auch T. CoGswELL, A Low Road to
Extinction? Supply and Redress of Grievances in the Parliaments of the 1620s, in:
HistJ 33 (1990), S. 283-303, hier S. 297-299.

40RELF, Petition, S. 2-22; vgl. S. D. WHITE, Sir Edward Coke and "The Grievances of
the Commonwealth", 1621-1628, Chapel Hill, North Carol. 1979, S. 232-235, zum
Meinungswechsel Cokes in der Frage der Verhaftung kraft Prirogativgewalt in den
Jahren nach seinem Ausscheiden aus dem Privy Council.
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Prinzip war der Konig durchaus bereit, das parlamentarische Besteuerungs-
recht und damit die Unverletzlichkeit des privaten Eigentums ebenso anzuer-
kennen wie das Prinzip der gerichtlichen Uberpriifbarkeit koniglicher Haft-
befehle. Jedoch wollte er sich fiir den Ausnahmefall, iber den am Ende er
allein glaubte entscheiden zu kénnen, einen letzten, nicht mehr auf rechtliche
Regeln reduzierbaren Ermessensspielraum vorbehalten.4!

Mit der Petition of Right erreichte der von Common Lawyers wie Sir Ed-
ward Coke unternommene Versuch, aus dem Eigentumsrecht des Common
Law ein umfassendes Staats- und Verfassungsrecht zu entwickeln und die-
sem Recht alle politischen Entscheidungen unterzuordnen, seinen Hohe-
punkt, aber auch seine Grenzen. Coke und die anderen Vorkdmpfer der Peti-
tion of Right hatten versucht, das Eigentumsrecht der Untertanen in so ab-
soluten Kategorien zu definieren, daB es durch die konigliche Prirogative,
die als solche nicht geleugnet wurde, nicht antastbar war. Dieser Versuch
mufBte schon deshalb scheitern, weil man gleichzeitig allzu viele Rechts- und
Verfassungsfragen ungel@st lieB - vor allem das Problem der Zélle bestand
weiter, da das Unterhaus Warnungen seiner eigenen Mitglieder, man zwinge
den Konig geradezu zum Rechtsbruch, wenn man ihm Tonnage und Poun-
dage nicht bewillige, ignorierte.42 Ein Anspruch des Parlamentes, selber Tra-
ger der souverdnen Gewalt zu sein, wurde jedoch erst erhoben, nachdem der
Versuch gescheitert war, den koniglichen Souverinititsvorbehalt gegeniiber

41 RussELL, Parliaments, S. 362: R. C. Joinson/M. F. KeeLER B AL. (Hg.), Procee-
dings in Parliament 1628, 6 Bde., New Haven 1977-83. III, S. 372 f. (Bricf des K&-
nigs an das Oberhaus vom 12. Mai); vgl. CusT, Forced Loan, S. 88 f. Vgl J.
FLEMION, A Savings to Satisfy All: The House of Lords and the Meaning of the
Petition of Right, in: Parliamentary History 10 (1991), S. 27-44, und Ders., The
struggle for the Petition of Right in the House of Lords: The study of an opposition
party victory, in: JMH 45 (1973), S. 193-210. Zum allgemeincn Hintergrund siehe
azluch: J. G. A. Pocock, The Ancient Constitution and the Feudal Law, Cambridge

1987.

42Ryssr1l, Parliaments, S. 386-88. Die Verabschiedung der Bill of Tonnage und
Poundage scheiterte danach auBler an schierer administrativer Inkompetenz vor allem
daran, daB fiir den Kdnig nur ein Gesetz annehmbar war, das sowohl dic bestehenden
impositions als auch die ohne Rechtsgrundlage zwischen 1625 und 1628 eingezoge-
nen Zolle nachtriglich legalisierte - dies war jedoch in der kdmpferischen Atmo-
sphire von 1628 schwer durchzusetzen. Allerdings scheint es, dafl man im Unterhaus
hoftte, der Kénig werde sich durch einen Protest gegen Tonnage und Poundage dazu
bewegen lassen, das Haus nicht offiziell zu vertagen (prorogation), sondern nur eine
bloBe Unterbrechung der Sitzungen (recess) stattfinden zu lassen, so daB das fiir
einen neuen Zolltarif zustindige Komitee des Hauses bis zur nichsten Sitzung wei-
terarbeiten konnte (Proceedings 1628, 1V, S. 449, Anm. 37). Vgl. Poporsky, Crisis.
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allen Eigentumsrechten mit Hilfe des Rechtes wenn schon nicht génzlich
aufzuheben so doch weitgehend zu entschirfen.

Iv.

Die Petition of Right hatte erneut bekriftigt, da8 der Kénig keine Steuern
ohne Einwilligung der beiden Héuser des Parlamentes erheben durfte. Wel-
che Abgaben Steuern im Sinne dieser Bestimmung waren, war jedoch nicht
mit letzter Eindeutigkeit gekldrt worden, und ebenso wenig war das Problem
geldst worden, wie weit der Ermessenspielraum des K6nigs in Notfallen rei-
chen sollte. Welche Bedeutung das Fehlen einer erschdpfenden Definition
des Begriffes Steuer haben konnte, zeigte sich schon bald nach Verabschie-
dung der Petition of Right, als die zustindigen Richter erklirten, die Zollein-
nahmen, also Tonnage und Poundage, die ja immer noch nicht vom Parla-
ment bewilligt worden waren, gehorten nicht zu den Abgaben, die von der
Petition of Right betroffen seien. Diese Entscheidung betraf die normalen
Zolleinnahmen, aber sie wurde auch auf die impositions angewandt, die
wihrend der 1630er Jahre noch erheblich erhht wurden .43

Durch Ausnutzung dieser und &hnlicher rechtlicher Unklarheiten gelang es
Karl 1., wihrend der 11 Jahre von 1629 bis 40, in denen kein Parlament ein-
berufen wurde, seine Einkiinfte so zu erhéhen, daB er in Friedenszeiten auf
direkte Steuern, wie sie vom Parlament bewilligt werden mufBten, ohne wei-
teres verzichten konnten.44 Es blieb freilich nicht nur das Problem, wie ein
moglicher Krieg zu finanzieren sei, problematisch war vielmehr schon die
Bereitstellung der notwendigen Mittel fiir jene Riistungen, die schon in Frie-
denszeiten flir die Verteidigung und die Vorbereitung eines Krieges notwen-
dig waren. Dies galt - da England wegen seiner Insellage auf die Anlage um-
fangreicher Befestigungen verzichten konnte - vor allem fiir die Flotte, deren

43W. 1. JonEs, Politics and the Bench, S. 74-77, und DicTz, Finance, S. 375 f. 1639/40
betrugen danach die Einnahmen aus impositions aller Art ca. 245.000 Pfund.

44Die gesamten reguliren Einnahmen der Krone (chne ship money und #hnliche Son-
derabgaben) lagen 1640 bei knapp £ 900.000. Siehe DiETZ, Finance, S. 284-286; vgl.
C. RusstLL, Charles I's financial estimates for 1642, in: BIHR 58 (1985), S. 109-
120.
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mangelnde Einsatzbereitschaft zwischen 1625-30 vor Cadiz und La Rochelle
nur allzu deutlich geworden war.45

Traditionell bestand eine Pflicht der englischen Hafenstidte, dem Koénig im
Kriegsfall Schiffe zur Verfiigung zu stellen, die die konigliche Flotte ver-
starkten. Diese Leistung war im 16. Jahrhundert wiederholt eingefordert
worden, wobei die kleineren Stddte meist Geld, eben ship money gezahit
hatten, statt Schiffe zu stellen. Gelegentlich waren auch die Stidte des Hin-
terlandes bei der Aufbringung des Schiffsgeldes mitherangezogen worden,
um die Biirde, die auf den Hafenstidten lastete, zu verringern. Diese Aus-
dehnung des Schiffsgeldes iiber die Hafenstidte hinaus war zwar nie sehr
populdr gewesen und auch vereinzelt auf Widerstand gestoBen, aber nie
grundsétzlich angefochten worden.46

Dies galt grundsitzlich auch noch flir den ersten writ of ship money, der
1634 zunichst nur an die Hafenstéidte geschickt wurde. Zwar befand sich
England nicht im Krieg, aber die Bedrohung durch Piraten und die Ausein-
andersetzung vor allem mit den Niederlindern um die Secherrschaft in der
Nordsee, waren zunichst eine hinreichende Rechtfertigung fur die konigli-
chen Forderungen. In den folgenden Jahren wurde das ship money jedoch
auf ganz England, also auch die binnenlindischen Grafschaften ausgedehnt.
Auf unverkennbare Weise wurde das Schiffsgeld damit zu einer reguldren
Steuer, denn selbst unter den Hafenstidten stellte nur London tatsdchlich
Schiffe, alle anderen Héfen zahlten statt dessen Geld und das galt natlirlich
erst recht fur die binnenldndischen Gemeinden. Als Steuer war das Schiffs-
geld ohne Zweifel recht effektiv, denn der zu erzielende Ertrag war anders
als bei parlamentarischen Steuern schon bei der Ausschreibung fixiert und
wurde dann nach einem bestimmten Schliissel auf die einzelnen Grafschaf-
ten, Gemeinden und schlieBlich Haushalte umgelegt.47

45Zur Flottenpolitik Karls I. siehe: B. QUINTRELL, Charles 1. and his Navy, in: The
Seventeenth Century 3 (1988), S. 159-179, und neuerdings K. StaRret, The Personal
Rule of Charles 1, New Haven 1992, S. 97-105 und 596-598.

46 Jonts, Politics and the Bench, S. 123 f. und oben Anm. 7.

47Zum ship money und dem Case of Ship Money: D. L. KERR, The Case of Ship-
money, in: LQR 52 (1936), S. 546-574; C. RussiLL, The Ship Money judgment of
Bramston and Davenport, in: EHR 72 (1962), S. 312-318; M. D. Gorbon, The
collection of ship-money in the reign of Charles I, in Transactions of the Royal
Historical Society, 3. Folge, 4 (1910), S. 141-162; P. Lakg, The collection of ship
money in Cheshire in the 1630s: a case study of relations between central and local
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Es war daher kaum mdglich, der Steuer durch eine zu geringe Selbstein-
schitzung zu entgehen - allenfalls konnte man den Verteilungsschliisssel
anfechten, was auch gelegentlich geschah. Ansonsten blieb nur die Méglich-
keit der offenen Zahlungsverweigerung - und ein solcher offener Widerstand
zeigte sich in einigen Grafschaften allerdings tatsdchlich. Auch wenn er den
Ertrag der Abgabe bis 1637 nicht allzu sehr minderte, sah der Konig es doch
als ratsam an, einen der Verweigerer des Schiffsgeldes, John Hampden, vor
Gericht zu stellen, um sich so in einem MusterprozeB ein fur alle mal die Le-
galitdt des ship money bestitigen zu lassen. Es muB zundchst betont werden,
dafl in dem Verfahren vor der Exchequer Chamber, dem hdchsten Gerichts-
hof fuir diese Fille, dem alle Richter der drei obersten Gerichte angehdrten,#8
von keiner der beiden Seiten der Grundsatz der Unverletzlichkeit des priva-
ten Eigentums als solcher in Frage gestellt wurde. Dieser wurde vielmehr
auch von den Vertretern der Krone, dem Generalprokurator Littleton und
dem Generalkronanwalt Bankes und jenen sieben (von 12) Richtern, die An-
fang 1638 ein Votum fiir die Krone abgaben, ausdriicklich anerkannt.#® Die
knappe Mehrheit der Richter folgte allerdings der Argumentation der Krone,
dafB es sich beim Schiffsgeld gar nicht um eine das Eigentum der Untertanen
antastende Steuer handele, denn von den Untertanen werde in den konigli-
chen Ausschreiben ja nicht Geld verlangt, sondern die Stellung von Schiffen
- diese aber blieben das Eigentum der Untertanen und wiirden ihnen nach
Beendigung der Operationen der Flotte zurlickgegeben.50

government, in: Northern History 17 (1981), S. 44-47, und SHARPE, Personal Rule,
S. 545 ff.

48 Also die Richter der Courts of King's Bench, Common Pleas und des Court of
Exchequer.

49Siehe insbesondere LiTTLETON, State Trials, 111, Sp. 924 f. und die Urteilsbegriin-
dung von Richter Berkeley (ebd. Sp. 1090 f. und S. R. GarpINER (Hg.), Constitutio-
nal Documents of the Puritan Revolution, Oxford 31906, S.116 f.): "Though the king
of England hath a monarchical power and hath jura summae majestatis, and hath an
absolute trust settled in his crown and person. yet his government is to be secundum
leges regni....By those laws the subjects are not tenants at the king's will of what they
have. They have in their lands feodum simplex,..They have in their goods a
praperty, a peculiar interest, 2 meum and tuum...; none of their law can be altercd
and abrogated without common consent in parliament”.

5080 Berkeley in seiner Urteilsbegriindung, GARDINER, Documents, S. 119. Die Richter
behaupteten, nur aus rein praktischen Griinden ziehe man in der Regel der Falle dann
cben doch Geld ein, statt auf der Stellung von Schiffen zu bestehen. Dies war cine
juristisch zwar scharfsinnige, aber doch nicht ganz plausible Argumentation, denn es
war schwer einzusehen, wie etwa die Stadt Oxford, die nicht einmal einen Hafen be-
saB, iiberhaupt Schiffe hitte stellen sollen. Zwei der fiinf Richter, die Hampden recht
gaben, griffen denn auch gerade diesen Punkt auf und erklérten die Einziehung des
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Die Vertreter der Krone operierten jedoch nicht nur mit dem Argument, ship
money sei gar keine Steuer, sondern auch - wie schon in den Debatten der
Jahre 1625-29 mit dem Prinzip salus publica suprema lex. D. h. auch, wenn
unter normalen Umsténden Steuern vom Parlament bewilligt werden miifiten,
so kénne der Konig in Ausnahmefillen, wenn kein anderer Weg bleibe, das
Gemeinwesen zu retten, auch das Eigentum seiner Untertanen fiir Zwecke
der Verteidigung heranziehen, ohne die Zustimmung der beiden Hauser des
Parlaments einzuholen.’! Interessanterweise wurde dieses Argument von den
Anwilten Hampdens, St. John und Holborne, nicht in toto zuriickgewiesen.
Beide gestanden dem Kdnig auBerordentliche Vollmachten fiir den Notfall
zu. Nur miisse es rechtlich tiberpriifbare Kriterien flir die Anwendbarkeit die-
ser Vollmachten geben, und nach diesen Kriterien stelle die bloBe Moglich-
keit einer Bedrohung im Gegensatz zu einer unmittelbar bevorstehenden In-
vasion fiir die Erhebung auBerordentlicher Abgaben keine ausreichende
Grundlage dar.52 Freilich wurde damit dem Gericht die Aufgabe {ibertragen,
die letzten Endes nicht juristische, sondern politische Frage zu entscheiden,
ob eine wirkliche Ausnahmesituation vorliege. Die Richter behalfen sich
zum Teil damit, einfach festzustellen, allein dem Kénig stehe die Kompetenz
zu, iiber den Ausnahmezustand zu entscheiden. Einige der Richter gingen je-
doch weiter und bestétigten ausdriicklich, dafl die auBenpolitische Lage eine
hinreichende Rechtfertigung fiir Abwehrmafinahmen jeder Art sei.53

Der ship money-Prozef wurde zu einer Niederlage fiir beide Seiten. Der Ko6-
nig hatte sich zwar durch die Mehrheit seiner Richter die Legalitit der Ab-
gabe bestitigen lassen, aber zum einen war die Mehrheit so knapp gewesen,
daf in der Offentlichkeit die Zweifel an der RechtmiBigkeit des Schiffsgel-
des cher zunahmen, zum anderen machte gerade die gerichtliche Bestétigung
der neuen Abgabe jedermann deutlich, daf das Schiffsgeld keine Ausnah-
memafBnahme, sondern eine dauerhafte Steuer sein wiirde. DaBl aber wie-

Schiffsgeldes fir unzulissig, da die Art seiner Verwendung es faktisch doch zu einer
Steuer mache (RusSeLL, Bramston and Davenport). Zur Bewertung der Argumente
im ProzeB siehe jetzt auch BurGess, Politics, S. 205-211, und SHaRrPE, Personal
Rule, S. 717 ff.

51 State Trials 11T, Sp. 926 (Littleton), 1065 (Bankes).

52St. John, State Trials 111, Sp. 881 f. und Holborne, ebd., Sp. 1012 f.; vgl. KEIR, Ship-
money, S. 558 f., mit etwas anderer Akzentuierung.

33Berkeley (State Trials 111, Sp. 1098) betonte, der Kénig allein konne dariiber urtei-
len, wie groB die Gefahr sei. Sir Francis Weston akzeptierte die Existenz eines
Notstandes, 1. weil der Konig dies selber bezeuge, und 2., weil die Gefahr jeder-
mann sichtbar sei (ebd., Sp. 1067 {f., Finch betonte ebenfalls, da} die Gefahr allen
sichtbar se1 (Sp. 1234; vgl. KEnYON, Constitution, S. 103).
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derum verstirkte die Zweifel daran, ob wirklich noch die Sicherheit des Pri-
vateigentums gewihrleistet war. Dies hatten die Richter, die fiir den Konig
entschieden, zwar versichert, aber ihnen war es miflungen, fiir die Not-
standsgewalt des K6nigs eine klare rechtliche Grenze zu zeigen.54

Auf der anderen Seite zeigte das Urteil denjenigen, die gehofft hatten, im
Recht ein Bollwerk gegen alle Ubergriffe der Prirogativgewalt auf das pri-
vate Eigentum zu finden, daB der Kénig im Zweifelsfall fast immer eine
Mehrheit der Richter auf seiner Seite finden wiirde; nicht nur, weil die Rich-
ter von ihm gegebenenfalls entlassen werden konnten, sondern auch, weil die
Rechtslage nicht eindeutig war, und die Richter dazu neigten, der alten
Maxime zu folgen 'in dubio pro rege presumendum est' - im Zweifelsfall ist
der fiir den Konig giinstigsten Interpretation zu folgen.55 Wenn alle anderen
Argumente versagten, so konnte der Konig immer noch auf die Notwendig-
keit und salus populi verweisen - ein Argument, das mit juristischen Inter-
pretationen schwer zu entkriften war, da es ja gerade darauf abzielte, alle
rein juristischen Argumentationsmuster zu transzendieren.

Im Kurzen Parlament von 1640 und zu Beginn des Langen Parlamentes
wurde das Urteil von 1638 jedoch trotzdem in ganz traditioneller Weis kriti-
siert. Die Richter der Exchequer Chamber hatten betont, da3 das individuelle
Eigentumsrecht in letzter Instanz durch die Forderungen der Staatsrdson und
durch Verpflichtungen gegentiber anderen Mitgliedern des Staatswesens be-
schrinkt sei; es habe nicht nur jedermann ein Eigentumsrecht an dem, was er
besitze, sondern auch "a property in general in another man's goods, for the
common good, and all private property must give way to the public".36 1640
/4] wurde von den Kritikern der Entscheidung von 1638 hervorgehoben, dafl
keine wie immer geartete politische Notwendigkeit die Rechts- und Eigen-

54Zu den Auswirkungen des Prozesses: E. S. CopE, Politics without Parliament, 1629-
1640, London 1987, S. 119-121, und SHARPE, Personal Rule, S. 728-730.

55 Der Richter Crawley fiihrte diese Maxime ausdriicklich an (State Trials 11, Sp. 1085
f.) sie entsprach in der Tat der Tradition der englischen Rechtsprechung, in die sich
das Urteil tiberhaupt sehr viel harmonischer einordnete, als die Abgeordneten des
Langen Parlamentes spidter wahr haben wollten ( KeR, Ship-money, S. 573 f,; val.
Jones, Bench, S. 126). Keir weist darauf hin, daf} die Urteile von Hutton und Croke
die die auBerordentlichen Volimachten des Kénigs im Notfall auf ein Minimum re-
duzieren wollten, mit der traditionellen Verfassung Englands kaum in Uber-
einstimmung waren.

56Zitiert bei M. MENDLE, The ship money case, The case of Shipmony, and the de-
velopment of Henry Parker's parliamentary absolutism, in: Hist] 32 (1989), S. 513-
536, hier S. 520, nach State Trials I1I, Sp. 1225 und 1231.
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tumsordnung in Frage stellen kénne.57 Fiir die Parlamentarier war das indivi-
duelle Recht auf Eigentum allen Gesichtspunkten des Gemeinwohls und der
Staatsrison {ibergeordnet.

Wie sich bald genug zeigen sollte, verfehlte ein derart strikter Legalismus je-
doch die politischen Realitdten. Es gab denn auch einzelne Publizisten, die in
Vorwegnahme der Argumente des Biirgerkrieges den Streit um das Schiffs-
geld nicht mehr als einen juristisch entscheidbaren, sondern als einen politi-
schen Konflikt auffaften, in dem es um die Grundlagen der englischen Ver-
fassung ging. Dies gilt vor allem filr Henry Parkers 1640 verffentliches
Pamphlet The Case of Shipmony.58 Parker griff die Argumente der Vertreter
der Krone und der Richter, die dem Kénig Recht gegeben hatten, auf und
kehrte sie gegen den Konig selbst. Er ordnete wie diese das Eigentum und
das positive Recht einschrinkungslos dem Gemeinwohl unter: "rather that a
nation shall perish, any thing shall be held necessary and legal by neces-
sity."5% Die Kompetenz iiber den Ausnahmezustand, der eine Abweichung
vom Uberkommenen Recht und eine Verletzung des privaten Eigentums er-
laubte, zu entscheiden, sollte freilich beim Parlament liegen; implizit in letz-
ter Instanz sogar nur beim Oberhaus und Unterhaus, ohne Beteiligung des
Konigs. Parker legte die Grundlagen fiir die 1640 noch ungewdhnliche Theo-
rie der Souverinitit des Parlamentes, die er und eine Reihe anderer Autoren
spéter nach Beginn des Birgerkrieges zu ihrer vollen Konsequenz entwik-
keln sollten,6¢ wihrend der Kénig seit 1641/42 das Parlament durch Streit-

57 MENDLE, Ship money, S. 520 f,; vgl. E. S. Cork unter Mitarbeit von W, H. Coarts
(Hg.), Proceedings in the Short Parliament of 1640, (Camden Society Publications,
4. Folge, XIX) London 1977, S. 127, 185, 196, 208 f.

58Zu Parkers Person und seiner Verbindung mit dem oppositionellen Lord Saye and
Sele: M. MENDLE, Dangerous Positions, Mixed Government, the estates of the Realm
and the Answer (o the XIX Propositons, Tuscaloosa, Alabama 1985, S. 128-134;
Degs., Henry Parker, The Public's Privado, in: ScHocCHET, Religion, S. 151-178, und
DeRs., Ship money, S. 520. Lord Saye war Parkers Onkel. Vgl. ferner: W. K. Jor-
DAN, Men of substance: A study of the thought of two English revolutionaries, Henry
Parker and Henry Robinson, Chicago 1942; M. A. Jubson, Henry Parker and the
theory of parliamentary sovereignty, in: C. WITTKE (Hg.), Essays in history and po-
litical theory in honor of Charles Howard Mcllwain, Cambridge, Mass. 1936, S.
138-167.

S9HENRY PARKER, The Case of Shipmony [1640], Nachdruck Amsterdam 1976, S. 7.

60 Zur Verbreitung dieser Theorien und zu Parkers Bedeutung: R. Tuck, Natural Rights
Theories, Cambridge 1979, S. 99-104, 146 £.,150 f.; ALLEN, Theory I, S. 424-481.;
GoucH, Fundamental Law, S. 80-97, WisTON/GREENBERG, Subjects, S. 35 ff;
JupsoN, Parker, und zuletzt M. MENDLE, Parliamentary sovereignty: a very English
absolutism, in: N. PHILLIPSON/Q. SKINNER (Hg.), Political Discourse in Early Modern
Britian, Cambridge 1993, S. 97-119, bes. S. 99 f.
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schriften bekdmpfte, in denen er betonte, er sei der wahre Verteidiger der be-
stehenden Verfassung, des Rechtes und der Eigentumsordnung.6!

V.

Aus der Auseinandersetzung iiber die Grenzen zwischen Prirogativgewalt
und Eigentum, die 1606 mit Bate's Case begonnen hatte, war am Ende ein
Souveranititskonflikt geworden, in dem sich die urspriinglichen Fronten ver-
kehrten. Diese Verkehrung der Fronten war freilich so tberraschend nicht,
denn trotz aller Konflikte im Einzelnen sprachen die Verteidiger der Priro-
gative und die Anwilte des unantastbaren Eigentumsrechtes der Untertanen
doch durchaus die gleiche Sprache, mochten sie auch die Akzente unter-
schiedlich setzen. Dies erklirt auch, warum so viele Juristen und Ménner des
politischen Lebens so leicht den Ubergang von der Seite des Kénigs auf die
Seite seiner Kritiker fanden und umgekehrt.62

DaB aus blofen Unterschieden in der Akzentuierung von Werten, die beide
Seiten anerkannten, am Ende ein offener Konflikt wurde, war vor aliem auf
zwei Umstidnde zuriickzufilhren: Die stdndig wachsenden finanziellen Be-
diirfnisse des Staates machten eine Reform der Steuerverfassung unabweis-
bar notwendig. Doch konnten sich Konig und Parlament weder 1610 noch
spater auf eine einvernehmliche Modernisierung des Finanzwesens einigen.
Auf dem Kontinent, oder doch zumindest in vielen deutschen Territorien
war eine solche Modernisierung zumindest teilweise gelungen, weil die
Stinde selber an der Verwaltung der Steuern beteiligt waren. Dem in dieser
Hinsicht weit schwicheren englischen Parlament fehlte eine eigene Finanz-
verwaltung und umso mehr beflirchtete man, daB durch eine Erhéhung der
bestindigen Einnahmen der Krone das Parlament als Institution {berfliissig
werden wiirde.

61Siche R. Asnton, Form Cavalier to Roundhead Tyranny, in: J. MORRILL (Hg.), Re-
actions to the English Civil War, London 1982, S. 185-207, hier S. 186 f.; vgl. J.
SANDERSON, But the People's Creatures. The philosophical Basis of the English Civil
War, Manchester 1989, S. 67-72.

62Beispicle bicten Thomas Wentworth, Earl of Strafford, der aus einem Vorkimpfer
fiir die Petition of Right zu einem der Paladine des personlichen Regimentes Karls 1.
wurde, ebenso wie Sir Edward Coke, der unter Jakob [. den umgekehrten Weg vom
Privy Councillor zum parlamentarischen Kritiker der herrschenden Hoffaktion ging.
Einer der eklatantesten Fille ist aber der des Kronanwaltes der friihen 1630er Jahre
William Noy. Siehe W. J. Jongs, 'The great Gamaliel of the law. Mr. Attorney
Noye', in: Huntington Library Quarterly 40 (1977), S. 199-226; DeRs., Politics and
the Bench, S. 92-95.
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Die aus dem Kampf des Konigs um eine ErhShung der Einnahmen entste-
henden Konflikte wurden verschirft durch jene Fortschritte in der Rechts-
kultur, die auf anderen Gebieten einen so wesentlichen Beitrag zum inneren
Frieden der englischen Monarchie leisteten,53 obwoh! beide Seiten sich ge-
rade vom Recht eine Losung des Konfliktes zwischen prerogative und
property erwarteten. Im 16. und 17. Jahrhundert wurden altiberkommene
informelle Herrschaftspraktiken zunehmend durch institutionalisierte
Verwaltungsstrukturen ersetzt, und an die Stelle gelegentlicher finanzieller
Notbehelfe der Krone traten in Rechtsform vollzogene administrative MaB-
nahmen. Mochte es unter Elisabeth noch akzeptiert worden sein, wenn die
Konigin im Kriegsfall ihren Untertanen gelegentlich besondere Lasten auf-
biirdete, so stieB3 es doch auf Widerstand, wenn daraus ein gerichtlich besti-
tigter allgemeiner Rechtsanspruch der Krone auf auBlerparlamentarische Ab-
gaben wurde. Den rechtlich verfestigten Anspriichen der Krone wurden nun
ebenso starre Rechtsprinzipien zum Schutze von Eigentum und Freiheit
entgegengesetzt. Imperium und Dominium, prerogative und property
gerieten im frithen 17. Jahrhundert in Konflikt, weil gerade in einer Zeit, als
neue finanzielle Bediirfnisse der Krone die Grenzen zwischen beiden
Sphédren besonders flieBend werden lieBen, die Verrechtlichung politischer
Strukturen das Streben nach einer klaren rechtlichen Abgrenzung der beiden
Bereich stérker denn je hatte werden lassen.

637um Wandel der politischen Kultur und der gestiegenen Bedeutung des Rechtes
siche STONE, Crisis, S. 234 ff.; M. JamEs, English politics and the concept of honour,
in: DERs., Society, Politics and Culture, Cambridge 1986, S. 308-415 sowie DERs.,
At a crossroads of political culture. The Essex revolt, 1601, ebd., S. 416-4435. James
kommt zu dem Schlufl: "The dissidents of the Long Parliament gave precedence not
to the language of honour but of law and religion; the terminology of Tudor confor-
mity and social wholeness had been adapted to the needs of dissidence”. (At a
crossroads, S. 465). Zur Bedeutung des Rechtes des Ideals des Rule of Law siehe
auch W. PResT, The Rise of the Barrister. A Social History of the English Bar 1590-
1640, Oxford 1986; BURGESS, Politics; J. G. A. Pocock, The Ancient Constitution
and the Feudal Law, Cambridge 21987, und C. RusseLL, The Causes of the English
Civil War, Oxford 1990, S. 131 ff., sowie C. BRooks/K. SHARPE, History, English
law and the Renaissance, in: K. SHARPE, Politics and Ideas in Early Stuart England,
London 1989, S. 174-181. Vgl. jedoch die Einwinde gegen eine Uberbewertung der
steigenden Haufigkeit von Prozessen von C. BROOKS, Pettyfoggers and Vipers of the
Commonwealth: The 'Lower Branch' of the Legal Profession in Early Modern Eng-
land, Cambridge 1986, S. 48-76, 90-109.
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HELGARD FROHLICH

Parlament und ""Property" in den Verfassungsvorstellungen
am Beginn des 17. Jahrhunderts

Als Karl 1. 1640 nach elfjdhriger parlamentsloser Regierung das Kurze Par-
lament einberufen muBte, trug John Pym, einer der bedeutendsten Parla-
mentsfithrer, die Beschwerden der Opposition vor. In seiner beriihmten Rede
vom 17.4.1640 subsumierte er diese unter drei Hauptpunkte: "First greevan-
ces against the priviledges and liberties of Parliament. Secondly innovations
in matters of religion. Thirdly greevances against the free propriety of our
goods".! Im 3. Hauptpunkt, der Eigentumsfragen direkt beriihrte, wurden
Steuererhebungen ohne parlamentarische Zustimmung, Monopolvergabe,
Tonnen- und Pfundgeld, Schiffsgeld und #hnliche MiBbriuche angeprangert.
Nur wenn diese politischen, religidsen und konomischen Forderungen von
der Krone erfitllt wiirden, stellte die parlamentarische Opposition die Bewil-
ligung der fiir Karl . so wichtigen Subsidien in Aussicht. Aus der Erfahrung
fritherer Parlamente war klar, daf die Sicherung der durch das Parlament
vertretenen Eigentiimerinteressen nur realisiert werden konnte, wenn es ge-
lang, dem Parlament als Faktor der politischen Mitbestimmung auf Dauer
verfassungsrechtliche Geltung zu verschaffen.

Insofern besteht in der englischen Revolution ein enger Konnex der politi-
sch-institutionellen, 6konomischen, religiosen Aspekte und Aufgaben.2

1 E. S. Cope/W. H. CoaTes (Hg.), Proceedings of the Short Parliament of 1640
(=Camden Fourth Series, vol. 19, Royal Historical Society), London 1977, S. 254.

Die Autorin teilt die Auffassung, daf8 die Ursachen und Wirkungen der englischen
Revolution besonders im politisch-institutionellen Bereich angesiedelt sind und halt
daher den Begriff der Verfassungs- oder Staatsrevolution fiir nicht unberechtigt. So
formuliert z.B. von H.-C. SCHRODER, Die amerikanische und die englische Revolu-
tion in vergleichender Perspektive, in: H.-U. Wehler (Hg.), 200 Jahre amerikanische

2
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Ideen, Rechts- und Verfassungsvorstellungen miissen daher einerseits im
engen Zusammenhang mit den sozialen und 6konomischen Strukturen gese-
hen werden. Das heifBit, daB sie letztlich auch in Beziehung zu bestimmten
Eigentiimerinteressen, die sich im Parlament manifestierten, in Beziehung zu
setzen sind. Andererseits unterliegt die Entwicklung von Ideen eigenen Ge-
setzen, kdnnen sie auch als relativ selbstindige historische Krifte wirken, die
nur letztlich und nicht unmittelbar von 6konomischen Strukturen bestimmt
werden.

Lawrence Stone hat - allerdings 1972 vor den Debatten um die
"revisionistische” Neuinterpretation der englischen Gesellschaftsentwicklung
in der Frithneuzeit - den breiten Konsens zwischen Historikern verschiedener
Richtungen und Schulen konstatiert, Verfassungen als Widerspiegelung der
Verteilung von politischer und dkonomischer Macht, d.h. bestimmter Krifte-
konstellationen und daraus resultierender Interessen, zu erfassen.’ Vorstel-

Revolution und moderne Revolutionsforschung, (=Geschichte und Gesellschaft. Son-
derheft 2), Gottingen 1976, S. 32. Siehe auch H. Klienner. John Locke und der
Formierungsproze der politischjuristischen  Standardtheorie des Biirgertums
(=Sitzungsberichte der Akademie der Wissenschaften der DDR, Ges.-wiss. Reihe Jg.
1979, Nr. 10/G7), Berlin 1979, S. 12. Mit Blick auf einen Revolutionsbegriff, der
Revolution als Gesamtheit der qualitativen Umgestaltung der Gesellschaft, also
sowohl der okonomischen, sozialen, politischen, religidsen, kulturellen Umgestal-
tung fafit méchte ich den engen Zusammenhang betonen zwischen den seit Ende des
15. Jhs. vor sich gehenden sozial-6konomischen Verdnderungen in England und der
Politischen Revolution im 17. Jh. Diese wird m.E. entscheidend durch die 2.T. schon
vor sich gegangenen Eigentumsverdnderungen, etwa durch die Sikularisation der
Kirchenlinder wihrend der Reformation, préfiguriert. In der Revolution selbst
kommt es, wie Schrider betont, nur zu geringen Umverteilungen von Grundbesitz.
[hre Aufgabe ist mehr die politisch-institutionelle Sicherung der Eigentiimerinteres-
sen, nachdem agrarkapitalistisch-marktorientierte Landlords sowic das Handelsbiir-
gertum bereits im 16. Jh. einen gewissen Skonomischen Durchbruch erzielt hatten.
Die skonomische Vorentscheidung zugunsten dieser Gruppen, die von marxistischen
Historikern als neuadlig-biirgerliche Klassenkriifte bezeichnet werden. engte die
Realisierungschancen kleinbéuerlich-demokratischer Agrarprogramme in der Revo-
lution von vornherein ein oder fithrte dazu, daB Forderungen nach weitgehenden
Eigentumsverianderungen wie nach eciner stirkeren rechtlichen Absicherung der
copyholder bzw. auch nach Aufhebung dieser Leiheform oder nach Abschaffung des
Zehnten weniger nachdriicklich formuliert wurden. Vgl. dazu E. Kross, Revolution
und Reform bei der biirgerlichen Umwilzung in England 1640-1832. Ein Beitrag zur
Debatte um die Wegeproblematik, phil. Habil. Leipzig 1989. Insofern ist die engh-
sche Revolution im wesentlichen eine Revolution, deren soziale Komponente vor
allem, aber nicht ausschlieBlich in der Sicherung der dominanten Eigentumskon-
stellation liegt, wie sie sich vor der politischen Revolution herausgebildet hatte.

3 Vgl L. StoNE, Ursachen der englischen Revolution 1529-1642, (1972), Frankf{urt
a.M./Berlin/Wien 1983, S. 55 ff. Zur historiographischen Bedeutung l.awrence Sto-



lungen von politischer Machtverteilung miissen jedoch in die historischen
Traditionen des jeweiligen Landes eingeordnet werden. Gerade in England
gilt es, das Rechtsdenken, religiose Entwicklungen, kulturelle Werte und den
Bildungshintergrund derer zu beriicksichtigen, die zum Verfassungsdiskurs
beitrugen.

I.

Gerade mit Blick auf das Vorfeld der Franzdsischen Revolution ist verglei-
chend immer wieder festgestellt worden, daB die Gegner der absoluten
Stuartmonarchie erst nach Ausbruch der Revolution die Souverdnititsan-
spriiche des englischen Parlaments und damit Vorstellungen tiber eine Ver-
fassungsanderung klar formuliert haben.4 Vor 1640 herrschte in parlamenta-
rischen und royalistischen Verlautbarungen, politischen und theoretischen
Traktaten verschiedener Couleur die Meinung vor, England sei der Jahrhun-
derte alten Tradition folgend, eine gottlich sanktionierte "mixed monarchy”,
in der das Common Law als von den Vorvitern ererbtes Recht iiber den Ein-
zelelementen der Verfassung stehe. Diese "fundamental laws" bilden den
Rahmen des Agierens von Konig, Parlament und Gerichten und wiirden glei-
chermaBen die Rechte der Krone und life-liberty-estate der Untertanen si-
chemn.5 Der damit aufgeworfene Grundgedanke weist bereits auf das zentrale

nes vgl. u.a. D. Cannabping, Elite History, in: DERs., The Pleasures of the Past, Lon-
don/Glasgow 1990, S. 194-205. Zur Revisionismusdebatte vgl. u.a. P, WENDE, Revi-
sionismus als neue Orthodoxie? Parlament und Revolution in der modernen engli-
schen Historiographie, in: HZ 246 (1988), S. 89 ff, und E. HELLMUTH, Die englische
Revolution in revisionistischer Perspektive, in: GuG 15 (1989), S. 441-454. Der cher
pauschal-generalisierende revisionistische Historiker Jonathan Clark wirft sowohi
Whighistorikern als auch marxistischen Historikern ein "economic reductionist and
teleological model" vor. J. CLARK, Revolution and Rebellion. State and society in
England in the seventeenth and eighteenth centurics, Cambridge 1986, S. 6-23, zit.
S. 10.
4 Vgl. C. HuLi, Intellectual Origins of the English Revolution, Oxford 1965, S.287 f;
H. KLENNER, Let Reason be the Judge. Vernunft als Legitimation von Macht in der
englischen Revolution des 17. Jahrhunderts, in: M. Bunr/W, FOrsTER (Hg), Aufkla-
rung-Gesellschaft-Kritik, (= Studien zur Philosophie der Aufklarung, Bd. 1), Berlin
1985, S. 48.
Dicse Vorstellungen wurden zuriickprojiziert in die Zeit der groBen englischen
Rechtsdenker des 13.-15. Jhs.. Henri de Bracton und Sir John Fortescue, vgl. insge-
samt dazu: K. KLUXEN, Englische Verfassungsgeschichte. Mittelalter, Darmstadt

w
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Anliegen der Sicherung von bestehenden Eigentiimerinteressen hin, welches
dann in den Verfassungsdiskussionen nach 1640 offenbar wird.6

Allerdings ist zu bedenken, daB sich das 17. Jh. im Vorfeld jener Zeit biir-
gerlicher Emanzipationsbestrebungen befindet, die mit schriftlich fixierten
Verfassungsurkunden die Rechtsunsicherheit und feudale Willkiirherrschaft
des Mittelalters iiberwinden hilft. Bis hinein ins 19. Jh. ist die Existenz
schriftlicher Verfassungsurkunden eine Ausnahme, die auf wenige Liander
beschrinkt bleibt. Was Verfassung ist, ist also interpretierbar. Im Falle Eng-
lands wird dieser Umstand noch durch die Besonderheiten des angelsichsi-
schen Rechtssystems verstérkt.

Wenn vor 1640 die Mehrheit der Engldnder ihre Verfassungsrealitit mit na-
hezu identischen Begriffen beschrieb, so bedeutet dies nicht, daB dieser
scheinbaren Harmonie der Verfassungstheorie vor 1640 eine harmonische
Verfassungsrealitit entspricht. So sprengte Jakobs I. Werk "The True Law of
Free Monarchies" mit seinen unverhiillten, in Richtung kontinentalen Abso-
lutismus weisenden Anspriichen durchaus den Rahmen des "absolutism by
consent”, wie er sich unter den Tudors herausgebildet hatte. Auch die 1610
von parlamentarischer Seite durch James Whitelocke vorgebrachten Forde-
rungen nach legislativer Suprematie eines "king in parliament" signalisierten
eher das Ende der relativ harmonischen Verfassungsbeziehungen der Tudor-
zeit und die Zunahme einer konfrontativen Tendenz zwischen Krone und
parlamentarisch vertretenen Herrschaftseliten.

1987; Sir D. L. KEIR, The constitutional history of modern Britain, New York 1967;
vgl. P. WENDE, Vernunft und Tradition in der englischen Staatslehre der frilhen Neu-
zeit, in: HZ 226 (1978), S. 317 ff. J. G. A. Pocock, The ancient constitution and the
feudal law. A study of english historical thought in the seventeenth century, Cam-
bridge 1957.

6 Der vorbereitende EinfluB calvinistischer Vertragstheorien, der monarchomachi-
schen Tradition, des Baconschen Empirismus, der Ideen Macchiavellis und Bodins
soll deshalb nicht geleugnet werden. Vgl. besonders HiLL, Intellectual Origins; U.
BErMBACH, Widerstandsrecht, Souverinitit, Kirche und Staat: Frankreich und Spa-
nien im 16. Jahrhundert, in: 1. FETSCHER/H. MUNKLER (Hg.), Pipers Handbuch der
politischen Ideen, Bd. 3, Miinchen/Ziirich 1985, S. 101-162. F. RaaB, The English
Face of Macchiavelli, London/Toronto 1965; U. KRAUTHEM, Die Souverinititskon-
zeption in den englischen Verfassungskonflikten des 17.Jahrhunderts, Frankfurt a M.
1977.
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Margaret Judson hat nur oberfldchlich betrachtet Recht, wenn sie feststellt:

In many, although not all respects, most royalists and parlamentarians
agreed 'in their ideas of the king's position and the subject's rights.
[hey both loved the law and their balanced polity. They both’ be-
lieved in parliament and its place in the English "Common-
we_alt(fil...};nghshmen, in short were broadly, united in their political
attitudes.

Begriffe wie "mixed monarchy", "ancient constitution", "fundamental laws"
etc. wurden zwar von beiden Seiten argumentativ benutzt, doch zunehmend
mit verschiedenen Inhalten und Zielen verbunden. So hat Derek Hirst in
Auseinandersetzung mit Standpunkten der sog. Revisionisten darauf hinge-
wiesen, daB "the use of the same metaphors does not, however, mean that the
same construction will be put on them."8

Symptomatisch fiir die konfrontative Tendenz war, daB sie an einem fir die
"property"-Sphire so wichtigen Punkt wie der Frage der Steuerbewilligung
aufbrach. Besondere Bedeutung kommt dabei dem politischkonstitutionellen
Streit um die Prarogativrechte des Konigs zu. Unter Prirogativen verstand
man am Beginn des 17. Jhs. Sonderrechte des Konigs, die er unabhingig von
der Mitwirkung des Parlaments zum Wohle des Staates einsetzen konnte.
Diese Sonderrechte bezogen sich sowohl auf seine Person (z.B. die Tatsache,
daB der Besitz des Kdnigs von allen Abgaben und Steuern befreit war) als
auch auf Rechte, die in seiner Funktion als Haupt der Regierung lagen
(Einberufung, Vertagung bzw. Auflésung des Parlaments, Dispensation von
Gesetzen, Rechtsergénzung durch Proklamation).® Nicht die Existenz solcher
Prirogativen wurde vom Parlament in Frage gestellt, sondemn ihre Ausdeh-

7 M. A. Jupson, The crisis of the constitution. An essay in constitutional and political
thought in England, 1603-1645, New Brunswick/New York 1949, S. 14; J. P. Som-
MERVILLE, Politics and ideology in England, 1603-1640, London/New York 1986. S.
2. Dariiber hinaus besonders J. W. ALLEN, English political thought 1603-1660, vol.
I, London 1938, S. 49 ff.

8 D. Hirst, Revisionism revised 1I. The Place of principle, in: PaP 92 (1981), S. 81.
Vgl. ferner zum mentalitdtsgeschichtlichen Aspekt der seit 1625 zunehmenden ver-
fassungspolitischen Konfrontationen D. UNDERDOWN, Revel, Riot and Rebellion. Po-
pular Politics and Culture in England 1603-1660, Oxford <1987, bes. S. 121-131.

9 Vgl. P. WENDE, Probleme der englischen Revolution, Darmstadt 1980, S. 24; G. A.
RITTER, Divine right und Prirogative der englischen Konige 1603-1640, in: HZ 196
(1963), S. 596.
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nung auf Bereiche der "property"-Sphire, die nach zeitgendssischem Ver-
stdndnis life, liberty und estate!? der Untertanen umfafte. Eingriffe in die Ei-
gentiimerinteressen durch Zolle und Besteuerung gehorten zu den "ordinary
rights" des Konigs, die nur mit Zustimmung des Parlaments wahrgenommen
werden konnten. Nur extra ordinem sollte der Konig seine Prirogativen ge-
brauchen kénnen.

Dieser allgemeine rechtliche Grundsatz konnte jedoch den Interessengegen-
sdtzen zwischen Krone und Parlament nicht standhalten. Mit sinkenden feu-
dalen Einnahmen der Krone hiuften sich insbesondere seit der Thronbestei-
gung Karls I. Eingriffe in die "property"-Sphére. Bate's Case (1606), Darnel's
Case (1627), der Shipmoney Case (1637-8) und andere Vorfille machten die
zunchmenden verfassungspolitischen Differenzen transparent. Dennoch oder
gerade deswegen versuchte das englische Parlament 1628 mit der Petition of
Right den Kénig rechtlich zu binden, seine legislativen Kompetenzen festzu-
schreiben sowie Oppositionelle vor willkiirlicher Verhaftung zu sichern. Das
Experiment scheiterte. Die Petition of Right blieb ein "papierner Sieg".1! Die
Entscheidungen der vom Konig ernannten und absetzbaren Richter zeigten,
daB das Common Law als alleiniges Mittel zur Sicherung von Eigentii-
merinteressen untauglich war. Immer mehr driingte die Verfassungsrealitit
den Theoretikern und Politikern die Frage auf, wer in einer "mixed monar-
chy" im Konfliktfall das oberste Entscheidungsrecht und das Recht "to de-
clare and interprete the law" habe. Damit wurde durch die heranreifende
Konfliktsituation die Frage nach dem Ort der Souverénitdt im Staat gestellt.
Schon bald sollte sich zeigen, daB8 die Forderung nach Wiederherstellung der
"fundamental laws" und der "alten" Verfassung auf dem reinen Argumenta-
tionsweg nicht mehr zu realisieren war. Noch 1641/42 versuchte die Verfas-
sungstheorie bestehendes Recht und Revolution, also Rechtsbruch!2, in

10vgl. G. E. AviMER, The meaning and definition of 'property’ in seventeenth-century
England, in: PaP 86 (1980), S. 87 ff. R. BRANDT, Menschenrechte und Giiterlehre,
in: R. BRANDT (Hg), Rechtsphilosophie der Aufkldrung, Berlin/New York 1982, S.
79 ff.

11P, WENDE, Geschichte Englands, Stuttgart 1985, S. 142. Den Klimawechsel nach der
Thronbesteigung Karls 1. hat Conrad Russell tberzeugend dokumentiert. Vgl. C.
RUSSELL, Parliaments and English Politics 1621-1629, Oxford 1979, bes. S. 422 f.

12vgl. H. KLENNER, Das Recht zur Revolution - die sozialphilosophische Quadratur
des Kreises?, in: ZGW 9 (1986), S. 771 ff.
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Ubereinstimmung zu bringen. Hermann Klenner charakterisiert diese Aus-
pragung politischer Theorie prizise folgendermaBen: "Das war noch die
mittelalterliche Denkungsart, den Fortschritt als Riickkehr zum Vergangenen
aufzufassen...Entwicklung nach vorn als reformatio, regeneratio, restauratio
Zu autorisieren." I3

Insgesamt 148t sich fiir die Mehrheit der Theoretiker und Politiker am Vor-
abend der Englischen Revolution ein sich tendenziell vertiefendes Auseinan-
derklatfen zwischen Verfassungstheorie und Verfassungsrealitdt konstatie-
ren. Die Ursachen fiir diesen Umstand klangen mit dem Hinweis auf die in
der frithen Neuzeit nicht existierenden schriftlichen Verfassungen und die
Besonderheiten des englischen Rechtssystems bereits an. Sie beglinstigten
das subjektive Wollen der parlamentarischen Opposition, die vorhandenen
Widerspriiche in konservativen Bahnen zu losen. Historiker haben diesen
Tatbestand immer wieder in die Formulierung des common-law-minded, in-
sular, conservative Englishman'4 gefafit. Interpretiert als Tendenz, gesell-
schaftlich notwendige Verinderungen bisherigen Rechtsformen moglichst
anzupassen - ohne also die qualitativen inhaltlichen Akzente der Verdnde-
rungen zu negieren - ist dem zuzustimmen.!5

Dariiber hinaus mufl vom Historiker des 20. Jhs. immer wieder betont wer-
den, daB im Denken und Fiihlen der Menschen des 17. Jhs. die monarchi-
schen Traditionen fest verwurzelt waren, auch wenn tendenziell der sich
ausbreitende Puritanismus mit seinen Uberlegungen zu demokratischen For-
men des Kirchenaufbaus den Boden filir die Herausbildung revolutiondrer
Theorien des Staatsaufbaus lockerte.

13DERs., John Locke, S. 5. Vgl. dazu auch K. GriEwANK, Der neuzeitliche Revoluti-
onsbegriff. Entstehung und Entwicklung, Frankfurt a.M. 21969, bes. S. 123-142.

14D HirsT, Authority and conflict, England 1603-1658, London 1986, S. 86.

15U.a. haben sich folgende marxistische Historiker mit der Dialektik von Revolution
und Reform in der englischen Geschichte der Neuzeit beschaftigt: G. SCHILFERT,
Biirgerliche Revolution und Reform in England (1640-1832), in: M. Kossok (Hg.),
Studien zur vergleichenden Revolutionsgeschichte 1500-1917, Berlin 1974, 8. 53 {f.;
Kross, Revolution und Reform. Eric J. Hobsbawm hat - in einer zu wenig
beachteten These - als Charakteristikum der englischen Gesellschaftsentwicklung
"die Aufrechterhaltung der Formen alter Institutionen bei vollig verdndertem Inhalt”
bezeichnet. Vgl. E. HoBsBawMm, Industric und Empire. Britische
Wirtschaftsgeschichte seit 1750, Bd. 1, Frankfurt a. M. 1969, S. 16.
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Als weitere Ursache fiir die Verzégerung revolutiondrer verfassungstheoreti-
scher Vorstellung hat Christopher Hill die Tatsache angefiihrt, daB3 die Re-
gierungspolitik der Stuarts in den Jahrzehnten vor der Revolution nicht einen
sich kontinuierlich steigernden Konfrontationskurs verfolgte. Taktische und
tatsichliche zeitweilige Beruhigungen des politischen Klimas, so etwa am
Beginn der 30er Jahre des 17. Jahrhunderts,!6 nihrten die Hoffnung, daB3 die
Ursachen fiir die politischen Differenzen vor allem in den schlechten Ratge-
bern des Konigs im Privy Council und am Hof zu suchen seien. Der Glaube
an die Schuld der schlechten Ratgeber (Laud, Strafford u.a.), die vor allem
auch im Zusammenhang mit der "popish party” gesehen wurde, nahrte die
Hoffnung, die gestorte Einheit zwischen King und people im Rahmen der
"alten" Verfassung wiederherstellen zu kénnen. Die Steuerpolitik der 30er
Jahre, die darauf gerichtet war, der Krone ohne Einberufung des Parlamentes
die notwendigen finanziellen Ressourcen zu verschaffen, spitzte die politi-
sche Krise in den 30er Jahren jedoch so zu, daf es innerhalb der alten Ver-
fassung objektiv keine Losung mehr gab.

1I.

Die Widerspriiche brachen offen auf, als Karl [. wegen des Schottlandkrieges
nach 11 Jahren im April 1640 ein neues Parlament berufen mufite. Dieser of-
fene politische Krisenausbruch initiierte einen Wandel im verfassungstheo-
retischen Denken, aber dieser Wandel vollzog sich nicht als "radical dis-
Jjuncture in political thinking"!?, - wie von revisionistischer Seite erklidrt wird

16Vgl. K. StiaRPE, Crown, Parliament and Locality: Government and Communication
in Early Stuart England, in: EHR 101, 1 (1986), S. 343. Wenn ich auch die Schiuf-
folgerungen der Revisionisten in dieser Frage nicht teile, so besteht m.E. ihr Ver-
dienst u.a. gerade darin, zur Relativierung des "high road to civil war” beigetragen
zu haben und neben der Kontinuitét die Diskontinuitét der Ursachenentwicklung (das
allerdings in anderer Richtung einseitig) betont zu haben. Vgl. dazu etwa RUSSELL,
Parliaments and Politics, S. 417-433. Zur revisionistischen These des
unwillentlichen "Hineinschlidderns” in den Biirgerkrieg vgl. vor allem A. FLETCHER,
The Coming of War, in: J. MoriLL (Hg.), Reactions to the English Civil War,
1642-49, London 1982, S. 29-50, sowie A. FLETCHER, The QOutbreak of the English
Civil War, London 1981.

17Mit dieser Feststellung zieht Robert Eccleshall die logische SchluBfolgerung aus der
revisionistischen These, daB es vor 1640 keine entscheidenden Widerspriiche zwi-
schen Konig und Parlament gegeben habe und es sich bei der Revolution um einen
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- sondern als ein allméhlicher ProzeB parallel zu den revolutiondren
Verdnderungen auch als Erfordernis, diese zu rechtfertigen. Erst alimahlich
wurden die Argumentationsmuster der Berufung auf althergebrachtes
"fundamental law" oder gottliche Autoritit durch das Argument der
menschlichen Vernunft ersetzt - und auch das nie total.!8 Allméhlicher
Theorienwandel heift indes nicht, da8 die Verfassungswirklichkeit nicht ab
1640 entscheidend, wenn auch ebenfalls Schritt fiir Schritt, gedndert wurde
und hinter der "Fassade der Legalitit" die Revolution begann. Hinter immer
wieder betonter juristischer Kontinuitdt vertiefte sich historische
Diskontinuitat. !9

In der schon erwihnten Rede vom 17.4.1640 gestand John Pym in "tymes of
extreame danger and necessitie" der Krone ein Recht zu, auflerhalb der durch
das Common Law vorgegebenen Prizedenzien zu handein. Auch der Grund-
satz "the king can do no wrong" wurde aufrechterhalten und
"misinformacion" durch die Ratgeber zu einer der Ursachen der MiBstinde
erkldrt. Denn zu diesem Zeitpunkt war Pym noch nicht der Meinung, daf} das
Parlament versuchen miisse, Einflu auf die Regierung, etwa durch Auswahl
der Privy Councils, zu nehmen. Die AuBerung, daB die Privy Councillors die
"lights of the Realme" sein miifiten, blieb Allgemeinplatz.20 Indes hing von
der Beseitigung der Beschwerden der Opposition und der konstitutionellen
Sicherung der Interessen der im Parlament vertretenen Eigentiimer ab, ob
und in welchem Umfang man die finanziellen Forderungen der Krone unter-
stlitzte. Pym beklagte nicht nur, dafl "inferiour courts" sich Entscheidungen
anmaften, die nur dem "High Court", dem Parlament zustiinden, sondern
auch, daB der Konig ohne Einwilligung des Parlaments in die Eigentums-
rechte der Untertanen eingegriffen habe.

plétzlichen Zusammenbruch, ausgeldst vor allem durch dufiere Ercignisse, gehandelt
habe. R. ECCLESHALL, Order and reason in politics. Theories of absolute and limited
monarchy in early modern England, Oxford 1978, S. 153.

18Vgl. P. WENDE, Vernunft und Tradition in der englischen Staatslehre der frithen
Neuzeit, in; HZ 226 (1978), S. 324 1., S. 330.

19Vgl. DERS., Probleme der englischen Revolution, S. 63; KLENNER, Let Reason be the
Judge, S. 51.

20Vgl. Proceedings of the Short Parliament, S. 254.
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Die Forderung Sir Benjamin Rudyards "to take it into consideration how to
remove so ill Councellour from about him™!, blieb zunichst eine Uberle-
gung, die den Gesamttenor des Parlaments, die Sicherung bzw. Wiederher-
stellung der bisherigen konstitutionellen Positionen nicht wesentlich beein-
fluite. Erst die erneute Aufldsung des Parlaments, die damals verbreitete und
nicht unbegriindete Angst vor einer katholischen Verschwiorung bzw. davor,
Truppen aus dem schottischen Krieg kénnten gegen die Opposition einge-
setzt werden, veranlaBte diese Opposition in dem im November zusammen-
getretenen Langen Parlament entschiedener aufzutreten. In seiner Rede vom
7.11.1640 formulierte Pym nun, daB es, um den beabsichtigten Umsturz in
Kirche und Staat zu verhindern, u.a. nétig sei, jene zur Verantwortung zu
ziehen, denen der Kénig vertraue.?2 In welch unmittelbare Nihe dabei die
konstitutionellen Fragen und der Schutz der Eigentiimerinteressen auch von
den Zeitgenossen geriickt wurden, wird in einer Parlamentsrede von Denzil
Holles deutlich. Holles verband die Angriffe auf die "schlechten” Ratgeber
mit dem Hinweis, dal deren Agieren im wesentlichen die Eigentumsinteres-
sen der Untertanen schidige. "These Counsels cross our designs,...they make
us to be not Masters of our Business and so not Masters of our Money".23

In logischer Konsequenz folgten nun entschiedenere Schritte der parlamenta-
rischen Opposition zur Entfernung der "schlechten" Ratgeber aus ihrem Amt.
Auch dieses Ziel versuchte man zunichst auf legalem Weg im Rahmen der
bisherigen Verfassung zu realisieren. So wurde am 11.November 1640 der
Antrag eingebracht, den Earl of Strafford mittels Impeachment anzuklagen.
Dieses am Beginn des 17. Jhs. wiederbelebte Verfahren wurde nun ange-
wandt, um den Ersten Minister und dann weitere wichtige hohe Staatsbeamte
der Krone rechtlich zur Verantwortung zu ziehen.

21Vgl. ebd,, S. 225.

22]. P. KENYON (Hg.), The Stuart Constitution. Documents and Commentary, Cam-
bridge 1976, S. 205.

23The Parliamentary or Constitutional History of England. From the earliest Times to
the Restoration of King Charles II., vol. IX, London 1763, S. 297.
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II.

In den nichsten Monaten ging das Parlament sehr energisch daran, seine ver-
fassungsmdBige Stellung zu sichern und auszubauen. Dies allerdings stets
unter Hinweis darauf, alte Rechte und Freiheiten zu sichern. Am 15.2.1641
wurde der Triennial Act erlassen, der das regelmifige Einberufen des Par-
laments festschrieb und selbst fiir den Fall vorsorgte, dafl die Ausschreibung
nicht rechtzeitig erging. Durch den Act vom 10.5.1641 wurde das Parlament
dann unwiderruflich als permanenter Bestandteil der Verfassung gesichert.
Von nun an konnte es selbst iiber seine Vertagung oder Auflgsung entschei-
den. Auch die Abschaffung der koniglichen Prirogrativgerichtshéfe (Court
of Star Chamber, Court of High Commission im Juli 1641) stellte einen er-
heblichen Eingriff in konigliche Sonderrechte dar und stérkte die legislativen
Befugnisse des Parlamentes.

Ausdriicklich hieB es im "Act for the Abolition of the Court of Star Cham-
ber", dal weder seine Majestit noch seine Privy Councillors "have or ought
to have any jurisdiction, power or authority by English bill, petition, articles,
libel, or any other arbitrary way whatsoever, to examine or draw into
question, determine or dispose of the lands, tenements, hereditaments, goods
or chattels of any of the subjects of this kingdom, but that the same ought to
be tried and determined in the ordinary Courts of Justice and by ordinary
course of the law."24 Der Kénig wurde an den "ordinary course of the law"
gebunden und zwar ausdriicklich iiberall dort, wo die Eigentumssphire der
Untertanen beriihrt war. In dieser Sphire war die Zustimmung des Parla-
ments zwingend notwendig. Deshalb wurde am 7.8.1641 auch die Erhebung
des Schiffsgeldes als gegen "the right of property, the liberty of the subjects"
verstoBend und damit als "unlawful and void" erklirt.25

Es ging indes nicht nur um Sicherung des Parlaments als Faktor der legislati-
ven Machtauslibung und die Beschneidung der Moglichkeiten der Krone,
iiber Sondergerichte die Rechte des "Highest Court of Parliament" zur
Rechtsinterpretation zu umgehen. Die grofien politischen Streitigkeiten

248, R. GARDINER, The constitutional documents of the puritan revolution, 1625-1660,
Oxford 1906, S. 183.

25Fbd., S. 189 ff.
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konnten letztlich nur beigelegt werden, wenn es dem Parlament auch gelang,
direkten Einflu} auf die Regierung des Konigs zu nehmen. Im Friihjahr 1641
scheiterte das Projekt der Krone, durch Aufnahme einiger oppositioneller
Parlamentarier in den Privy Council dieser Tendenz entgegenzuwirken. Zu
einem Bruchpunkt des Vorgehens in dieser Frage wurde das gegen Strafford
laufende Impeachment. Entsprechend dem bisherigen Argumentations-
schema lautete die Anklage gegen Strafford vom 28.1.1641 auf "high treason
against our sovereign lord the King, his Crown and Dignity..."2¢ Die Beweis-
fiihrung, die immer am hypothetischen Grundsatz festhielt, "the king can do
no wrong", scheiterte aber an der Beweislage, die dafiir sprach, daB Strafford
im Auftrage Karls gehandelt hatte. Nach langem Hin und Her mufite das Im-
peachment fallengelassen werden. Historische Diskontinuitdt konnte nicht
mehr hinter dem Schleier juristischer Kontinuitdt verborgen werden. Die
Verurteilung Straffords durch Act of Attainder vom 10. Mai 1641 basierte
schlieBlich auf einem neuen Hochverratsbegriff - Hochverrat gegen die Na-
tion, gegen die "fundamental laws of the Kingdom". Ausdriicklich betonte
die Anklage, Strafford habe seine "tyrannous and exorbitant power" gegen
die "liberties, estates and lifes of His Majesty's subjects” genutzt.2’ Verfas-
sungsrechtlich und fiir die Kompetenzen des Parlaments wichtig war, dal3
auch das kénigliche Begnadigungsrecht faktisch aufler Kraft gesetzt wurde.
Der Konig mufite das Todesurteil unterschreiben.

Dieses auch unter auBerparlamentarischem Druck zustandegekommene Ab-
riicken von Recht und Herkommen durch die parlamentarische Opposition
fand in Ansdtzen zu einem neuen verfassungstheoretischen Denken seine
Entsprechung. Henry Parkers Pamphlet "The Shipmoney-Case", erschienen
1640, weist neben den traditionellen historischrechtlichen Argumenten be-
reits politische Argumentationen auf, die sich vor allem auf Vernunft als
staatstragendes Prinzip stiitzen. Auch Parker betonte einleitend das notwen-
dige Zusammenwirken von Ko6nig und Parlament im Gesetzgebungsverfah-
ren, ging also von der Mischverfassung aus und hoffte, die Differenzen be-
ziiglich des Schiffsgeldes zwischen Koénig und Parlament einvernehmlich

26vgl. 1. RusuworTH (Hg.), Historical collections of Private Passages of State, II,
London 1689, S. 61-75.

27Vgl. GARDINER, Constitutional documents, S. 156 ff.
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beilegen zu kénnen. Dabei niherte er sich aber von einem neuen Ansatz-
punkt dem Streitfall: "the supreame of all humane lawes is salus populi".
Dieses allgemeine Wohl des Volkes zu verteidigen sei oberste Pflicht des
Konigs als Amtstriger.28 Parker unterstrich die groBe Autoritdt des Parla-
mentes indem er darauf verwies, daB es sich auf "public consent" des Volkes
berufen konne, also den Staat selbst représentiere.29 Dabei ging er letztlich
nicht so sehr von einem individuellen Eigentlimerinteresse aus, sondern
vielmehr von einem kollektiven Gesamtinteresse, das sich im Parlament re-
prisentiere. Dabei blieb eine mégliche und tatsdchlich existierende Diver-
genz zwischen im Parlament reprisentiertem "salus populi” und individuel-
len Interessen von Teilen des "people” unberiicksichtigt. (Einer der Grund-
gedanken, an dem die spiter begriindete Idee der Volkssouverinitit ansetzt.)
In dieser Arbeit von 1640 ging Henry Parker auch noch nicht explizit davon
aus, daB dem Parlament die letztliche Entscheidung in einem Streitfall oder
in besonderen "cases of danger or necessity" zukomme. Er argumentierte
noch, daf} das Parlament ein besserer Ratgeber als "Cabinet Councillors”
sei.30 Die Begriindung aber, die er gab, lief auf die faktische Gleichstellung
von Parlament und Staat hinaus. Die Vorstellung vom Parlament als oberster
Verkérperung des "salus populi” enthilt bereits den "genetischen Code" fiir
seine spiter dann vollstindig ausgearbeitete Theorie der Parlamentssouveri-
nitdt.3! Das Urteil gegen Strafford wegen Verrates an der Nation erhob dann
das von Parker formulierte "salus populi” zum héchsten aller staatsrechtli-
chen Grundsitze und stellte damit das Allgemeinwohl auch tiber die Autori-
tdt des Konigs.

28Vgl. [H. ParkER], The Case of Shipmoney Briefly Discoursed, According To The
Grounds of Law, Policie and Conscience. And Most Humbly presented to the Cen-
sure and Correction of the High Court of Parliament, London 1640, S. 7, S. 9.

29Ebd., S. 15 1.

30Ebd., S. 38.

31'vgl. M. MENDLE, The Ship-money case, in: Hist] 32 (1989) S. 526. Vgl. dazu eben-
falls M. A. Jupbson, Henry Parker and the theory of parliamentary sovereignty, in: C.
WITTKE (Hg.), Essays in history and political theory in honor of Charles Howard
Mcllwain, Cambridge, Mass./New York 1967, S. 138 ff.

93



V.

Nach dem StraffordprozeB kam es zu einem ersten Abbrdckelin der bis dahin
relativ geschlossenen Front gegen den Konig und die Hofpartei. Bereits am
24. Juni 1641 formulierte John Pym in den "Ten Propositions” die Forde-
rung, der Konig solle nur Ratgeber beschiftigen, denen das Parlament ver-
traue und auch in der lokalen Verwaltung nur "good Lord-lieutenants” er-
nennen.3? Diese "Vertrauten" des Parlaments sollten sich vor allem aus Ver-
tretern der reichen Eigentlimer in Stadt und Land rekrutieren.

Im Herbst spitzte sich die Situation weiter zu. Dafiir sorgten u.a. die Schott-
landreise Karls (entgegen der Bitte des Parlaments, sich nicht von "High
Court" zu entfernen), vor allem aber der irische Aufstand und damit die
Frage, wie dieser zu unterdriicken sei und vor allem wem der Oberbefehl und
die Verfligung {iber die militdrischen Kontingente zustiinden. In der "ancient
constitution" war das zweifellos der Kénig. Das tiefe MiBtrauen aber, Karl
konne mit einer neuen irischen Armee auch das bisher Erreichte wieder in
Frage stellen, rickte die Forderung nach parlamentarischer Souverdnitét na-
her. Hans-Christoph Schréder hat dieses Paradox folgendermaBen formuliert:
"Die Abwehr einer Konterrevolution machte eine Revolution erforderlich."33
Und da die bisherigen staatlich-institutionellen Verdnderungen auch schon
revolutiondren Charakter trugen, konnte man fiir den weiteren Verlauf der
Ereignisse durchaus aligemein formulieren, dafl zur Abwehr der mdglichen
Konterrevolution die Weiterfilhrung und Vertiefung der Revolution unver-
meidbar wurde. Bereits in der "Additional instruction to the Commission of
both Houses in Edinburgh" vom November 1641 formulierte das Unterhaus,
der Konig moge solche Ratgeber ernennen “as might be approved by Parlia-
ment".34 Wiederhoit wurde diese Forderung der Kontrolle der exekutiven
Gewalt durch das Parlament in der GroBen Remonstration vom 22.11.1641.
Dort wurde im Punkt 193 auch schon in allgemeiner Weisc von einem par-
lamentarischen Komitee gesprochen, das verantwortlich sein solle fiir "all
due means by execution of the laws to prevent all mischievous designs

32vgl. GARDINER, Constitutional documents, S. 163 ff.

33H.-C. SCHRODER, Die Revolutionen Englands im 17. Jahrhundert (= H.-U. WEHLER
(Hg.), Neue Historische Bibliothek), Frankfurt a.M. 1986, S. 52.

34KENYON, Stuart Constitution, S. 227.
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against the peace and safety of this kingdom."35 Hier klingt die Idee der par-
lamentarischen Regierung durch Ausschiisse an, die wihrend des Biirger-
krieges dann praktiziert wurde.

Nachdem Anfang Januar 1642 der versuchte Staatsstreich miBlang, verlieB
Karl 1. London. Der letzte parlamentarische Entwurf, dem Karl I. am
15.2.1642 noch seine konigliche Zustimmung gab, war das Gesetz iiber den
AusschluB der Bischéfe aus dem House of Lords. Mit dieser MaBnahme ge-
lang es, den Schwerpunkt der parlamentarischen Initiative eindeutiger in das
House of Commons zu verlagern und die Mehrheitsverhiltnisse im House of
Lords so zu gestalten, wie es fiir das weitere Vorgehen der parlamentari-
schen Opposition giinstig erschien.3¢ Im Vorfeld dieser Entscheidung, die
sich in das Gesamtbestreben nach einer Kirchenreform einordnete, hatte sich
in interessanter Weise manifestiert, wie eng die religiosen mit den konstitu-
tionellen und ©konomischen Aspekten der Revolution zusammenhingen.
Insofern ist auch die Tatsache zu relativieren, daB in der Flut der seit 1640
erscheinenden Pamphlete, Flugschriften, Petitionen usw. die religiose Frage
als die dominierende erschien.

Die Frage der Neuordnung der Kirchenverfassung beschiftigte das
Parlament in besonderer Weise seit der Root and Branch Petition vom
11.12.1640, die mit 15.000 Unterschriften eine radikale Neuordnung und die
Abschaffung des Episkopats verlangte.37 Mit dem Angriff auf die Bischofe
verband sich der Angriff auf eine der Hauptstiitzen der absoluten Monarchie.
Insofern war der parlamentarischen Opposition der auflerparlamentarische
Druck des Volkes, auch in Form von Petitionen, durchaus genehm. Daf} die
Forderungen selbst aber nicht auf die ungeteilte Zustimmung der
Parlamentarier stieBen, hing mit den méglichen sozialen Folgen radikaler
Losungen der Kirchenfrage zusammen. Nicht nur konstitutionelle Royalisten

35 GARDINER, Constitutional documents, S. 230.

36Dieser Aspekt kann hier nicht weiter verfolgt werden. Vgl. dazu C. C. WESTON,
English constitutional theory and the House of Lords, 1556-1832, London 1965, bes.
S. 47 ff.

37Vgl. dazu M. I. MENDLE, Politics and Political Thought 1640-1642, in: C. RUSSELL
(Hg.), The origins of the english civil war, London 1973, S. 234 f.
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wie Lord Digby formulierten ihre Bedenken in dieser Hinsicht.3¥8 Am
deutlichsten zum  Ausdruck kommt die Tatsache, daf} die
Eigentiimerinteressen der im Parlament dominierenden Landlords und
biirgerlichen Kreise nicht mit denen der unteren Volksschichten
iibereinstimmten, in der Rede Edmund Wallers:

I look upon Episcopacy as a Counter-scarf, or outwork, which if it be
taken by this assault of the people, and with all this Mysterie once
revealed, that we must deny them nothing when they aske it thus in
troopes, we may in the next Elace, have as hard a taske to defend our
groprlety, as we have lately had to recover it from the prerogative. If

y multiplying hands, and petitions, they prevail for an equality in
things Ecclesiasticall, this next demand gerhaps may be LEX AGRA-
RIA, the like equality in things Temporall.39

Hier wurde sehr deutlich, daBl die im Parlament vertretenen Klassen und
Schichten, Eigentiimerinteressen nicht nur vor den Eingriffen der absoluten
Monarchie zu wahren wiinschten. Diese sollten auch in doppelter Frontstel-
lung gegen weitergehende soziale Forderungen, wie z.B. die nach Erleichte-
rungen bzw. rechtlichen Sicherheiten fiir die copyholder und nach Aufhe-
bung des Zehnt ("tithes"), nach "unten" durchgesetzt werden. Im Frithjahr
1642 gestaltete sich diese Kriftekonstellation jedoch eindeutig in einer
Weise, in der die antiabsolutistische Komponente dominierte und das Parla-
ment tatséichlich Triger der nationalen Interessen Englands, des
"Gemeinwohls", wurde.

Im Bereich der Verfassungstheorie fand das seinen Niederschlag in der nun
vollstdndigen Ausarbeitung der Theorie der Parlamentssouverdnitit vor al-
lem durch Henry Parker, wobei Theorieentwicklung und politische Praxis
korrelierten: Nachdem Karl der Entfernung der Bischofe aus dem House of
Lords noch seine Zustimmung gegeben hatte, verweigerte er diese fur die
Militia Ordinance, die ihm den Oberbefehl iiber militdrische Kontingente
entzogen hitte. Am 15.3.1642 erkldrte das Parlament die Militia Ordinance
ohne kénigliche Zustimmung flir rechtsgiiltig; eine konigliche Proklamation

38Vgl. The Third Speech of the Lord George Digby, To the House of Commons, Con-
cerning Bishops, and the Citie Petition. British Library, Collection of Thomason
Tracts, E 196 (30).

39 A Speech made by Mr. Waller Esquire, in the Honourable House of Commons, con-
cerning Episcopacy. Thomason Tracts, E 198 (30).
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aus York bestritt dies. Es wurde nun immer schwieriger, den Souverinitéts-
streit zu verhiillen. Das Parlament gebrauchte zwar immer noch die Formel
von den "schlechten Ratgebern", die den Konig fehlleiteten. Dazu trat nun
aber die Hilfskonstruktion, das kénigliche Amt von der Person Karls zu tren-
nen. Weil Karl sich personlich von seinem Parlament auf Rat der "evil coun-
cellors” entfernt habe, falle nun in dieser extremen Gefahrensituation fiir das
Konigreich dem Parlament die Aufgabe zu, den koniglichen Willen zu erkla-
ren. Gleiches wurde fiir Eigentumsfragen geltend gemacht: "his Majesty's
Towns are no more his own, than his Kingdom is his own", daher habe Sir
John Hotham dem Kénig mit Recht im Mai 1642 den Zutritt zum konigli-
chen Waffenmagazin in Hull verwehrt 40

Die "Nineteen Propositions", die dem Konig am 1.6.1642 zu York iibergeben
wurden, bargen in der Mischverfassungsrhetorik bereits den Gedanken der
Parlamentssouverinitdt. Sie konnten jedoch nicht Verfassungsrecht werden,
da Karl den Anspruch auf konigliche Souveranitit nicht aufgab. Der Waf-
fengang war unvermeidlich. Er wurde begleitet von einem Krieg der Manife-
ste beider Seiten. Wahrend vor allem Henry Parker und William Prynne
theoretisch ausgearbeitet die Position der Parlamentssouverinitit als Eigen-
tiimersouverdnitit vortrugen, formulierte Filmers freilich erst spiter publi-
zierte Schrift "Patriarcha" die Gegenposition. Neben diesen theoretisch kla-
ren Positionen wirkten freilich die alten Argumentationsschemata und Vor-
stellungen um die "ancient constitution” und die "mixed monarchy" weiter.

Im weiteren Verlauf der Revolution traten dann politische Krifte auf den
Plan, die die von Parker entwickelte Lehre konsequent zu Ende dachten. Aus
dem "salus populi" Parkers entwickelten die Levellers den Gedanken der
Volkssouverdnitit und der notwendigen Sicherung elementarer Menschen-
rechte unabhdngig vom Willen der Parlamentsmajorititen. Die beriihmten
Putney-Debatten von 1647 lieferten spéter ein besonders anschauliches Bei-
spiel dafiir, in wie enger Weise politischinstitutionelle Fragen mit den &ko-
nomischen Aspekten in der Revolution verkniipft waren.

40Vgl.: A Remonstrance of both Houses, May 26, in Answer to the King's Declaration
concering Hull, in: Parlamentary History, vol. XI, S. 89 ff.
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IAIN HAMPSHER-MONK

John Locke's ambiguous Theory of Property

1. Introduction

The theory of property famously outlined in John Locke's Two Treatises of
Government emerged from two interrelated contexts, one intellectual, one
political. The political context generated a need on the part of the opposition
to Charles I, and later to James II, for a theory of private property right
which, consistent with ensuring material support for government, was
sufficiently strong to deny to it arbitrary rights of taxation or other
imposition, over the property of its subjects. The intellectual context was that
provided by the court party's revival and their republication of the works of
the deceased royalist pamphleteer, Sir Robert Filmer, to articulate their
aspirations in support of the Stuarts.

The wider significance often claimed for Locke's work has been that in pro-
viding an account whereby political authority could be established con-
sistently with the guarantee of individual property right, he first clearly arti-
culated the basic elements of a liberal political order. On these grounds, it
has been argued, any evasions or biasses traced in his work, can by implica-
tion be attributed to that social order, the theory of which he supposedly
presaged. Now there are serious interpretive difficulties in holding Locke
responsible for the moral failings of a future social order, details of which
may well not have been apparent to him; more especially since the work in
which he supposedly committed this solecism was concerned to rebutt the
particular and very specific challenge to private property posed by a theory
of absolutist monarchy, and not at all devised to address the possible discri-
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minations that might desirably be made amongst other regimes of political
economy.

However, theorists can no more than other men or women chose the role that
history alots to them, and there are two [one should say at least two] quite
distinct constructions that have been put on Locke's theory of property. The
purpose of this essay is simply to develop a kind of abridgement of these two
interpretations in order to bring out this important ambiguity which played
and still plays such an importand role, not only in "Locke studies" but in the
way we theorise about property.!

Filmer had written during the Civil War, and was recruited posthumously as
champion of the later Stuarts' apparent bid for absolute monarchy. His origi-
nal target had not been Locke, then a schoolboy, but contractualists and natu-
ral rights theorists of an earlier generation, in particular Grotius and Selden.
Grotius, in De Jure Belli et Pacis, and his antagonist John Selden in his
Mare Clausum, had argued that rights to the earth derived from a divine
grant, were once common, and had become private as a result of convention
or agreement amongst humans.2 Filmer's case rested not merely on the Bibli-
cal fundamentalist argument that God gave the world to Adam, not to
mankind in general (thus differing from his opponents in his reading of
Genesis.) More importantly [at least for posterity] he advanced a more
general argument against any contractualist account of the origin of private
property, and in doing so determined the ground on which Locke had to con-
struct his reply.

If all were once common, Filmer questions, how could it now, rightfully, be
private? Even granting that there may once have been a universal and
unanimous agreement (for such it would have had to have been) to assign
privately what was held in common - "a rare felicity" he notes ironically, and
one for which there is no evidence - but even granting that: "how the consent

1 One reworking of Locke which was in political terms vastly symptomatic, if not
indeed politically influential was that of R. Nozick in his Anarchy, State and Utopia,
Oxford 1974,

2 Sir ROBERT FILMER, Patriarcha and other Political Works, ed. P. LasLerT, Oxford
1974.
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of mankind could bind posterity when all things were common, is a point
not so evident."? Indeed it is so inevident, Filmer argues, that it effectively
disqualifies the contractualists' claim that both kingly rule (also a result of a
grant) and private property "depends perpetually on the will of them that
constitute, and upon no other necessity". The implications of such positions
are clearly "desparate inconveniences", leading to anarchy in politics, and
instability and communism in economics4 Filmer thus seeks to impale his
opponents on the homs of a dilemma: either God's grant was to Adam as an
individual and so to the archetype, if not the ancestor of all Kings, or, as
Grotius and his followers say, it was a grant to Adam as the representative of
mankind, in which case community of goods follows. Then (per impossibile)
it must be explained how property could legitimately come to be privately
owned in perpetuity. Since it is impossible to overcome the problems
involved in the second position, we must revert to the first: private property
must have derived from the grant of a monarch, descended from, or
representative of Adam, and inheritor of his domirium. But what a monarch
could grant he could recall. If private property existed, he concluded, it must
derive from, and be susceptible to, political authority. The two forms of
dominion, over men and over goods, were ultimately indivisible.> This
proposition formed one of Locke's central targets.

Locke accepted Filmer's analysis of the problem, and so acknowledged that
his task was to "shew, how Men might come to have a property in several
parts of that which God gave to Mankind in common, and that without any
express Compact of all the Commoners."6 Moreover, having accomplished
the task to his satisfaction, Locke pressed the point that he believed he had
shown that such private property could legitimately emerge prior to, and thus
independently of political authority: "This partage of things, dots men have
made practicable out of the bounds of Society, and without compact dots".”

3 FILMER, Patriarcha, p. 65; Observations on H. Grotius p. 273.
4 FILMER, Patriarcha, pp. 70, 71.
5 Tilmer, Patriarcha, p. 78.

6 JouN Locke, Two Treatises of Government, ed. P. LASLETT, Cambridge 21967,
Second Treatise, 25; and having shown it Locke reiterates the point: 39

7 Second Treatise, 50.
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As is well known, Locke achieves this intellectual feat by combining an
assertion of original common right, with an individual right of appropriation
through the "mixing of one's labour" with what was common, thus indivi-
duating an entitlement originally held jointly, and so establishing private
property.

This much will, I think, be agreed by all Locke scholars. But from here on
matters become more contentious. For there is wide disagreement as to just
how absolute and individualist are the entitlements so established. Two
recent full-length studies by established Locke scholars have reached
apparently opposed conclusions. For Neal Wood

Locke's thought was in gax’t expressive of certain basic social changes
occurring in England, of a transition to the early stages of capitalism,
and...he began to conceive of the social relations of production in a
manner suggestive of an embryonic capitalist outlook...some of
Locke's ideas symbolise or represent the "formal" subjection of labor
to capital, and perhaps the beginnings of the real subjection...Locke's
thought testified to important changes in agriculture and the social
relations of agricultural production, the necessary conditions for the
eventual emergence of English industrial capitalism.8

Whereas for Dick Ashcraft,

by framing his argument in such a way as to knit together "labor",
“cultivated land" and "the common good" Locke produced a power-
ful natural law critique of those individuals in society who neither
laboured nor contributed to the common good of society. Indeed
Locke's chapter on property is one of the most radical critiques of the
landowning aristocracy produced during the last half of the seven-
teenth century.?

The more discerning reader, synthesising these two quotations through
marxist categories, will perhaps see less conflict between them than might
appear to the innocent reader. After all, if, as an orthodox marxian schema
would suggest, "agrarian capitalist” is regarded, not as a synonym for, but as
the dialectical negation of "landowning aristocracy", then the critique of the
latter is indeed consistent with the recognition or celebration of the former.

8 N. Woob, John Locke and Agrarian Capitalism, Los Angeles/London 1984, p. 92.

9 R. ASHCRAFT, Revolutionary Politics and Locke's Two Treatises of Government,
Princeton, N.J. 1986, p. 275.
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The support for an emerging order of capitalist property is not only con-
sistent with, but requires a critique of its precapitalist forms; a fact which few
of the protagonists in the debate seem willing to acknowledge. This issue,
however, turns out to be beside the point, or at least, beside one of them. For
Locke is mainly concerned to defend property rights against absolutist rulers
and is, not surprisingly, lax about discriminating between the different kinds
of proprietors whose rights such a ruler might offend.!® The debate has, in
consequence, understandably focussed more on the purely analytical
question of how collectivist or individualist Locke's theory of property
was. ! Although on the face of it a less historical question, it is not obviously
less so than the question of where Locke should be located in a yet-to-be-
articulated historic-oeconomic schema. Two interpretive paraphrases of
Locke's argument have thus been built up, one depicts Locke supporting an
unencumbered individualistic right to property. The other sees his defence of
private right persistently vulnerable to and limited by collectivist criteria and
institutions.

I1. Locke's case for unrestricted individual property

According to this view, the right to property is an absolute right which
becomes wholly emancipated from its coliectivist origins. In the original
state of nature, the right to privatise what was held in common derived,
Locke thought, from the basic right of survival. Whereas Filmer had seen the
condition of original communism precluding the development of private

10Having said this Richard Ashcraft's study nevertheless makes tremendous efforts, in
large part successful, to persuade the reader that Locke had a particular kind of
proprietor in mind - the active, energetic, involved and socially responsible owner,
not the foolish country gentleman or the absentee rentier living an idle life in T.on-
don. ASHCRAFT, Revolutionary Politics, p. 266 ff.

1TWoop, John Locke and Agrarian Capitalism, is most sensitive to thesubtleties of
capitalism's development, "what we should be searching for is some discernible sign
[of the beginnings of capitalism] not some miraculous premonitions of the end
result.” (p. 92). He stresses the importance of the fact that for Locke, "servant...
represented a juridically free man who was being paid for his time, so that all he
mixed his labour with - the turfs he cut - belonged to the employer according to their
contracted agreement." (p. 88), and that Locke "began to envisage the labor in
general as a commodity to be exchanged for wages in the market." (p. 114).
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property, through the impossibility of collecting the necessary consent from
all the rightsholders, Locke turns this impossibility into a reductio ad absur-
dum which subverts Filmer's argument. "If such a consent as that was neces-
sary, Man had starved, notwithstanding the Plenty God had given him."12
God's grant in common would have been cruel and meaningless, if there had
not been some way of making use of it; "there must of necessity be a means
{o appropriate them some way or other before they can be of any use, or at
all beneficial to any particular Man."!3 That means of appropriation is in-
sinuated into the very act of "making use" of God's grant to ensure our sur-
vival. Consuming what we need from nature both tuns what is natural into
us (biologically) and follows morally (since "ought" implies "can") from the
right and duty of self-preservation.!4 Thus the two conditions of property -
"right" and "possession” - are both fulfilled.

The act of consumption is, however, invariably preceded by an act of
abstraction, performed by our hands upon external nature. It is this that
proves crucial in establishing the right: ™tis the taking any part of what is
common and removing out of the state Nature leaves it in, which begins the
Property without which the Common is of no use."! This action - an act, if
only a minimal one, of labour - is presented by Locke as the more gener-
alised source of individual proprietory right:

every Man has a Property in his own Person. This no Body has any
Right to but himself. The Labour of his Body, and the Work of his
Hands we may say are properly his. Whatsoever then, he removes out
of the State that Nature hath provided, and left it in, he hath mixed
his Labour with, and joyned to it something that is his own, and
thereby makes it his Property.16

121 ockE, Second Treatise, 28.

13 Second Treatise, 26.

14The idea that acquisition "turns nature into us" is found in the following passage: "he
that is nourished by the Acorns he pickt up under an Oak, or by the Apples he
gathered from the Trees in the Wood, has certainly appropriated them to himself. No
Body can deny but the nourishment is his." Follows...since "ought" implies "can": "If
such a consent [the consent of all mankind] as that was necessary, Man had starved,
notwithstanding the Plenty God had given him." (both Second Treatise, 28).

15 8econd Treatise, 28.

16 Second Treatise, 27.
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That this "right of appropriation” is held to establish an unencumbered right
is immediately made clear by what, paradoxically, has often been viewed as
a condition applied to it. For Locke sums up the argument thus far by
insisting that what is appropriated through labour is "the unquestionable
property of the Labourer, no man but he can have a right...at least where
there is enough, and as good left in common for others."!7 So firstly, not only
does Locke insist on the absolute and exclusive nature of the right
established by labour, but secondly, far from (as many commentators sug-
gest) stipulating the condition under which the right obtains, he specifically
opens up the possibility that the right might obtain in any case. For "at least
where" should be read as "certainly under the following conditions, and pos-
sibly in other circumstances too"; and not, as it has been commonly, if per-
versely understood, to mean "if and only if the following conditions are
met" .18

There is, however, one clear limitation to private appropriation, and that is
that we may only take "as much as any one can make use of to any ad-
vantage of life before it spoils."19 This limitation follows from the intention
of God in granting the world to mankind for the survival of all.

The right so established applies both to consumed goods - Locke instances
wild fruit, game and water - and to the land itself. Thus the private ap-
propriation of the soil is legitimate as long as the appropriator labours on it,
and does not take more than he can use without going to waste (sc. lie
fallow). Not only do property rights arise from labour, but so does value
itself, or at least, "the far greatest part of the value of things, we enjoy in this
World".2® There is then, both a labour theory of property and a labour theory
of value to be found in Locke's account.

178econd Treatise, 27.

18See J. WALDRON, Enough and as good lefi for others, in: PhQ (1979), pp. 321-323.

19LockE, Second Treatise, 31, see also 37 "if they perished in his Possession,...he
offended..." and 46 "the exceeding of the bounds of his just Property not lying in the
largeness of his Possesion, but the perishing of any thing uselesly in it."

20Second Treatise 42, in 40 commodities are reckoned to have 99/100ths of their value
imparted by labour, in 43 the product of cultivated land is reckoned at 1000 times
that of its natura! product.
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These conditions of appropriation outline the limits of legitimate ap-
propriation, true "property". It follows that if these constraints are observed,
the rights established are absolute and enduring. No individual (or group) can
rightfully lay claim to another's private property-right once established. And
by implication, the right, once rightfully established, continues inviolable
even if the title is transferred, through trade, inheritance or donation to
another. Indeed this was an essential point of the political context of the Two
Treatises, since it was the disastrous effects on trade of insecurely held
property rights, that was one of the reasons for wanting to oust the absolutist
and crypto or openly Catholic Stuarts.?!

This limited right of appropriation applied only in "the first Ages of the
World", although Locke writes that it would hold still

had not the /nvention of Money and the tacit Agreement of Men to
ut a value on it, introduced (by Consent) larger Possessions, and a
1%ht to them; wiuch, how it was done, I shall, by and by shew more
at Jarge.22

This demonstration involves showing that the invention of money "some
lasting thing that men might keep without spoiling, and...take in exchange
for the truly useful, but perishable Supports of Life", overcomes the spoilage
limitation.23 In doing so Locke "removed the previous natural limitations of
rightful appropriation, and in so doing...invalidated the natural provision that
everyone should have [only] as much as he could make use of."?4 This
leades to, and justifies the possibility, indeed the likelihood, of an extremely
inegalitarian society.

Locke acknowledged that from the earliest times men have "different
degrees of industry".25 But the original, natural, limitations on acquisition
come into play long before that differential could create an- significant

21R. ASHCRAFT, Revolutionary Politics and Locke's Two Treatises of Government, p.
230 ff.

221,0cKE, Second Treatise, 36.
23Second Treatise, 47.

24C. B. MACPHERSON, The Political Theory of Possessive Individualism, Oxford 1962,
p. 204.

25LockEe, Second Treatise, 48.
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variations in property right: "As much land as a Man Tills, Plants, Improves,
Cultivates, and can use the Product of, so much is his Property."2¢ The
operation of this limitation "did confine every Man's Possession, to a very
moderate proportion."2? The invention of money, however, gives men not
only the opportunity, but an interest in using their differential industry to
acquire more.?8 Indeed it may even have changed men's psychologies, for
the invention, of money is at the very least accompanied by, if it does not in
fact cause "the desire of having more than Men needed [and] altered the
intrinsick values of things."2?% The introduction of money through a "tacit and
voluntary consent" effectively constituted an agreement to a
"disproportionate and unequal Possession of the Earth,...an inequality of
private possessions."30

The development of trade is the mechanism through which the invention of
moneey leads to larger possessions. Without an imperishable store of value,
why accumulate more than one could consume? But even with that store,
what would one use it for? Without money,

What would a man value Ten Thousand, or an hundred Thousand
Acres of excellent Land, ready cultivated, and well stocked too with
cattle, in the middle of the inland Parts of America, where he had no
hoEgs of Commerce with the other parts of the World, to draw money
to him by the Sale of his Product.3!

However there is another aspect to the story, perhaps only partly expressed,
but clearly implied by Locke. Originally man may only take as much land as
he can work, as well as use the product of, without laying waste. Money
overcomes the problem of spoilage, but labour remains as a kind of limita-
tion, for "it was a foolish thing as well as dishonest to hoard up [or enclose]

26 Second Treatise, 32, and see 38.

278econd Treatise, 36.

28Second Treatise, 46, 47.

29Second Treatise, 37; sec also the reference at 111 to the "Golden Age (before vain
Ambition, and amor sceleratus habendi, evil Concupiscence, had corrupted Men's
minds...". cf. Macpherson's famous but incautious claim that "Locke has evidently
started from the position that accumulation is morally and expediently rational per
se.", p. 235.

30Second Treatise, 50.

31Second Treatise, 48.
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more than he could make use of."32 Labour is the cost of meeting human
wants;33 it is imposed on mankind by God and "the penury of his Condi-
tion".34 Enclosing is an act of Labour, and enclosing more land than we can
work is not only dishonest, but foolish for it is a cost with no retumn - unless
that is, we can command the labour of another to work the land so acquired.
Locke clearly assumes this to be a possibility. The references to "larger
estates" intensively cultivated (and justified as being more productive for this
reason) reveal his assumptions that the introduction of money and inequality
brings about, or at the very least is accompanied by, the emergence of wage
labour.35 There is moreover a famous reference to the alienation of the right
accruing to employed labour. Locke, in exemplifying his claim that labour
establishes a property right gives three instances:

Thus the Grass my Horse has bit; the Turfs my Servant has cut; and
the Ore that I have di%)g'd in any place where I have a right to them in
common with others, becomes my Property.

"My servant's labour" is then immediately described as "The labour that was
mine..."36 Thus from an initial situation where all is held in common, Locke
demonstrates, first a right to individual sustenance, then an equal right to
property in land, establishable by and also held under the condition of labour,
and limited by a prohibition on waste. Then he demonstrates how the in-
vention of money overcomes the wastage limitation, and by implication too,
the limitation of personal labour through allowing the institution of wage
labour. This vastly increases the possibilities of wealth accumulation, a
motive for which is also provided by the opportunities for trade which are
opened up by a money economy.

Once again we should perhaps supply some of Locke's assumptions here.
For there would only be wage labourers if there were a shortage of land.

32Second Treatise, 46.

33Second Treatise, 35.

34Second Treatise, 32.

35The central passage (37, I 10-29) justifying this increased productivity was inserted
by Locke into the Fourth edition, of the Two Treatises. See LASLETT'S edition, p.
476, and see MACPHERSON, p. 211.

36Second Treatise, 28. The significance of the passage was first stressed by Macpher-
son, Possessive Individualism, p. 215.
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Why would anyone work for another for less than they could gain in working
for themselves? If access to land is unimpeded, no one would work for less
than the value of what they produce. But who would employ someone who
demanded the whole of their product? The existence of wage labour requires
the landlessness which the increasing inequality of property brings about.
Even whilst assuring us that there is stiil land available in many parts of the
world, Locke points to localised scarcity as a factor in enlarging estates, and
stresses that the persistence of free land can "scarce happen amongst that
part of Mankind that have consented to the Use of Money."37

This argument presupposes some lowering of the rate of return on labour to
the employee, a consideration of which Locke is clearly aware in his eco-
nomic writings.38 Yet this does not matter. The crucial point for Locke is to
justify "the preservation of mankind". This is assured in the unequal, wage-
labour economy, by its phenomenally greater productivity. Land under the
intensive cultivation which only large estates under wage labour can
generate, is ten, a hundred, or even a thousand times more productive.? As a
result, however close to subsistence they are, English wage labourers live
better than aboriginal kings.40

Thus on both the specific grounds of the law of nature and the more general
utilitarian considerations Locke takes care to demonstrate that property
rights, once established, are inviolable. 1t is the circumstances surrounding
the establishment of property right that determines its legitimacy once and
for all, not those in which it is exercised once established.

This is shown by the notorious care Locke takes to exclude political inter-
ference in property rights. Famously "The great and chief end therefore, of

37Locke intermittently insists that there is still enough land available for those who
wish to work as subsistence peasants. Second Treatise, 36, 45.

38" __the labourer's share, being seldom more than a bare subsistence...” Some Consid-
erations of the Consequences of the Lowering Interest and Raising the value of
Money, in: Works, 4 vols. (1759), vol. 11, p. 36.

39Locke, Second Treatise, 40 (ten, one hundred), 42 (one thousand).

40 This not only contradicts Locke's own views in his economic writings [see fn 34, but
the modern evidence is against Locke on this. See M. SanLins, Stone Age Eco-
nomics, London 1974, esp. chapter 1: The original affluent society.
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Mens uniting into Commonwealths, and putting themselves under Govern-
ment, is the Preservation of their Property."4! As a consequence it is an
absolutely fundamental rule of legitimate government that it

cannot take from any Man any part of his Property without his own
consent...For [ have truly no Property in that, which another can by
right take from me, when he pleases, against my consent...For this
would be in effect to leave them no Property at all 42

This is not only a very strong practical claim, it also emphasises what a con-
ceptually strong right property is. A property right that was in any way
susceptible to other claims is not actually a property right at all. Thus the
preservation of rights claiming to be property rights entails their absolute in-
violability. Even the acknowledged material necds of a contractually
established Government can only be met through taxation specifically agreed
to by the individual or his representative.43

Locke's conception of property is then, an absolute and highly,individualist
one. In common with others of his time he recognised property as "the
highest right a man can have to a thing".44 Although Locke recognised
communal limitations on the circumstances surrounding the original ap-
propriation of property, once these had been successfully complied with, or
circumvented by the development of institutions such as money, the resulting
rights were unencumbered by any social considerations. Locke's argument
virtually encapsulates the historical movement from a medieval, morally
responsible, socially embedded conception of property, to the modern,
irresponsible, individualistic and emancipated idea.

41 Second Treatise, 124, and inter alia 85, 134, 138.
42Second Treatise, 138, 139.

43 Treatise, 140, 142.

44 An English Dictionary (1676).
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I1I. Locke's Case for socially limited Property Right.

Locke's theory of property right is, like all his thought, permeated throughout
by the moral requirements of the Law of Nature: that man is to be preserved.
The responsibility given to each of us for our own preservation, is only
marginally more salient a moral consideration than what must follow closely
behind it: our concern for the preservation of our fellows.45 Since our right of
seif-preservation derived from the fact of our having been created by God,
we are duty bound to be concerned about the preservation of others who are
also his creation. Such Natural Law morality provides a continuing criterion
of all human action and institutions and is not at all left behind once civil
society or a more complex economy comes on the scene. However immacu-
lately conceived a property right may originally have been, its integrity is not
guaranteed in the face of subsequent need:

The Obligations of the Law of Nature, cease not in Society, but only
in many Cases are drawn closer, and have by Humane Laws known
Penalties annexed to them, to inforce their observation. This the Law
of Nature stands as an Eternal Rule to all Men, Legislators as well as
others. The Rules that they make for other Men's Actions, must...be
conformable to the Law of Nature, i.e. to the Will of God, of which
that is a Declaration, and the ﬁmafamental Law of Nature, being the
preservation of Mankind, no Humane Sanction can be good, or valid
against it.46

It is against this moral backcloth that we must assess the implications of
Locke's arguments about property rights.

The Law of Nature's fundamental preoccupation with the survival of af/
mankind clearly underlies both the individuality of the original rights of
appropriation and the communitarian constraints placed on them. The moral
permission to appropriate follows from the need and duty of survival, the - or
better a - means of actualising that duty is labour. The labour provision
might be best seen in origin as a practical way of enacting what is effectively

45"Every one, as he is bound to preserve himself,...so by the like reason when his own
Preservation comes not in competition, ought he, as much as he can, to preserve the
rest of Mankind..." LoCKE, Second Treatise, 6, see also 159, 183.

_46Second Treatise, 135.
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a preexisting right to subsistence.4” True, it is normally labour that "put a
distinction between them and common", sc. that designates what has been
individually acquired], but the right of subsistence is clearly there already,
for example in the case of children.48 Even in the extreme case of a justly
defeated enemy, the subsistence rights of defeated belligerents' dependants
override the undoubted property-rights of thewronged party to reparations.*®
Since this right to reparations is an absolutely fundamental and explicit
clause of the basic law of nature, we may be assured that the right to sub-
sistence - here clearly irrespective of labour - is even more s0.50

‘The uncontentious "spoilage limitation" is a clear recognition that we must
not thwart the provisions God has made for our collective survival.’!

Finally, whilst the "enough and as good" clause, may be infelicitously
phrased, it is perverse to read it permissively. If Locke meant "at least
where...” to be construed in the strictly logically permissive way that
Waldron suggests, it is impossible to understand why Locke should con-
tinually mount arguments to show how it could be legitimately overcome a
preoccupation which undoubtedly reveals an intention to construe it restric-
tively.’2 Thus the development of original property rights is described as
taking place in such a way that "in effect there was never the less left for
others..."53 and that "his Neighbour... would still have room, for as good, and
as large a Possession...as before...without straightning any body, since there

47The right of subsistence, irrespective of labour is explicitly claimed on behalf of
children, with a correlative duty in parents, at First Treatise, 89, and the right of sub-
sistence is asserted again, more generally at 87, with a promise that Locke will show
how individuation can be established, a promise realised with the "labour theory” in
Chapter V of the Second Treatisc which opens by again referring to "a right
to...|what] Nature affords for their subsistence.” (25).

48Second Treatise, 28, First Treatise, 87. [ am indebted to correspondence with
Richard Ashcraft for this understanding of the importance of the right to subsistence.
But sce briefly his Locke’s Two Treatises of Government, I.ondon 1987, p. 88.

49L.ocke, Second Treatise, 183.

50 ocke, Second Treatise, 10.

51Lockk, Second Treatise, 37 perishing "without their due use...offended against the
common Law of Nature".

52Even the most individualistic modern exponent of Locke's argument reads it this
way. See NozicK, Anarchy, State and Utopia, chapter 7, esp. "the Lockean Proviso".

53 Locke, Second Treatise, 34.

112



is enough Land in the World to suffice..."54 Yet again the appropriation of
more land "does not lessen but increase(s] the common stock of mankind."53

The original appropriation of property, then, takes place against a series of
restrictions which express the general injunctions of the Law of Nature to
preserve human life by ensuring there are appropriate rules regarding the
distribution of the means of survival to all. Individualist property rights
should be read only as one possible second-order specification of this higher-
order Law.

On this view, the distributive outcome of private property appropriations is
crucial, and cannot be absolute against the claims of the indigent, for the
whole rationale of the institution of private property rights is to provide
specifications of the law of nature which would enable each one of us to
survive.5¢ This is not an occasional view, adopted for the purposes of the
Two Treatises; it is worked out in detail in his Essays on the Law of Nature,
and Thoughts Concerning EducationS7 In the Two Treatises Locke keeps
this broader goal in sight, frequently asserting that as a matter of fact the
development of a more complex economy and unequal property rights does
indeed fulfil this ultimate goal - in particular stressing the greater produc-
tivity of enclosed land, and the continued existence of unclaimed land.58
However, the very care he takes to argue this is further testimony to the fact
that he regarded the background requirements of the Law of Nature as a
continuing criterion of legitimate proprietorship, and not just a condition of
its creation. Yet greater productivity (and its appropriate distribution), and
the continuing availability of unowned land are clearly recognised as contin-
gent facts; and if they once fail to obtain, the legitimacy of current holdings
(no matter how scrupulously they were originally acquired) ceases forthwith.
Outcomes as well as origins are morally relevant. It is "a most specious

548ccond Treatise, 36.
55Second Treatise, 37.

56"¢lse man had starved notwithstanding the plenty God had given him." If this argu-
ment justifies the institution of the conventions of private property in the state of
pature, it can also justify the suspension of them in that form when, as in the com-
mercial economy, there is a danger of man "“starving in the midst of plenty."

57See the discussion in: ASHCRAFT, Locke's Two Treatises of Government, p. 132-133.
381 ockE, Second Treatise, 37, 45.
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thing" to suggest that if someone were to become "the Proprietor of the
whole World, [they] may deny all the rest of Mankind Food...God never
gave any such Private Dominion.">?

Since the continuing Law of Nature commands human survival, and since
"the conditions of human life require labour and materials to work on",60 any
set of property institutions (and the holdings derived from them) that resulted
in some human beings being in a position to deny others the opportunity to
labour or materials needed for life, contravenes the law of nature. This is
emphatically not a question of charity, in the sense of being an act of
supererogation by property-owners. It is a question of the very definition of
property. Proprietors simply do not have any property in that which their
fellows need for their survival. This is straightforward scholastic property-
theory:

God the Lord and Father of all, has ngven no one of his Children such
a Property, in his peculiar Portion of the things of this World, but that
he has given his needy Brother a Right to the Surplusage of his
Goods; “so that it cannot Ijustly be denyed him when his pressing
Wants call for it...'twould always be a Sin in any Man of Estate, to let
his Brother perish for want of affording him Relief out of his

Plenty.6!

This has implications - which Locke is at pains to draw out - for economic
and other contracts. Coerced agreements are void.62 But if the indigent have
a right to subsistence which the property-owner's (invalid) claim denies
them, it is, a fortiori, illegitimate to threaten to withhold that right from the
poor in order to establish with them contracts of employment. Thus,

a Man can no more justly make use of another's necessity, to force
him to become his Vassal, by witholding that Relief, God requires
him to afford to the wants of his Brother, than he that has more

59Locke, First Treatise, 41.

601 ockE, Second Treatise, 35.

61 LockE, First Treatise, 42, and sce Second Treatise, 183. And cf St. Thomas
AqQumas, Summa Theologica, II-11, Qu.66, art 8: ".. human right cannot derogate
from natural right...the division and appropriation of things which are based on
human law do not preclude the fact that men's needs have to be remedicd by means
of those very things. Hence whatever certain people have in superabundance is due,
by natural law, to the purpose of succoring the poor."

62 ockE, Second Treatise, 186.

114



strength can seize upon a weaker...and, with a Dagger at his Throat
offer him Death or Slavery.63

The implications of such a practice would be to sanction coercion as a
foundation of human relations and society, a position which, needless to say,
Locke rejects out of hand.64

Although Locke is indeed concerned to show that political authority plays no
role in the establishment of private property right, he does not draw from this
the conclusion that political authority, once rightfully constituted, has no role
to play in regulating it. The individualist interpretation depicts governments
being faced with a distribution of possessions, established ex ante, with
which no interference is possible, without the express consent of the pos-
sessor. However Locke clearly presumes, and in various places describes, a
more active role for government. It can establish common ownership where
this serves the common good.85 It is a residuary legatee.5¢ More particularly
once an individual joins a commonwealth, his land becomes inextricably a
part of it's territory - "Commonwealths not permitting any part of their
Dominions to be dismembred".57 All of which represents a considerable
restriction on absolute individual property right:

By the same Act therefore, wherebK any one unites his Person...to
any Commonwealth; by the same he unites his Possessions...to it

63 Ibid.

64"any thing by this Rule that may be an occasion of working upon anothers neces-
sity...may be made a Foundation of Sovereignty, as well as property.” Locke, First
Treatise, 43. Wood's refutation of Tully on this point is misleading. Tully quotes the
passage, cited above, denying the right to make use of another's necessity in estab-
lishing contracts. Wood rejects this as a "misreading", and quotes from 43 that "the
Authority of the Rich Proprietor, and the Subjection of the Needy Beggar began not
from the Possession of the Lord, but the Consent of the poor Man, who preferr'd
being his Subject to starving.” Wood presents this as though Locke endorsed the
situation. However Locke's point is directed against the possibility of Filmerian
absolutism, and he is saying that even such a 'perverse use of God's Blessings...[as
the conditions described above by Locke]' doesn't establish Filmerian subjection, it
would all depend on the contract. Woop, John Locke and Agrarian Capitalism, p.
91, cf. I. TuLLY, Discourse on Property: John Locke and his adversaries, Cambridge
1980, p. 137.

65LocKE, Second Trealise, 35, point was first made, to my knowledge, by R. GRaNT,
John Locke's Liberalism, Chicago 1987, p. 113.

66 ocke, First Treatise, 90.
67LockE, Second Treatise, 117.
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also; and they become, both of them,...subject to the Government and
Dominion of that Commonwealth, as long as it hath a being.68

The entry of property rights into political society is not a passage through a
transparent medium. The establishment of governments requires them to
"regulate the Properties of the private Men of their Society, and so by
Compact and Agreement settle the Property which Labour and industry
began."6% Quite what "regulation" would involve is unclear at this point. It
would seem, however, to allow more than the mere positive endorsement and
legal specification of existing titles. Could it involve acts of redistribution?

This might seem an outrageous suggestion. The overriding duty of govern-
ment, Locke continually insists, lies in the protection of property. Just so.
But the question is not "can a government take it on itself (or be delegated)
to redistribute private property rights amongst its subjects?” For on Locke's
understanding of the concept of property the answer is, by definition, "No".
The true question is: "What are the extent of the citizens" property rights?
And if individuals' conventional holdings of goods fall out of line with their
true entitlement is there anything government can do to rectify the situation?
Here, I suggest the answer is much more permissive. As we have seen,
according to natural law, a man or woman has no property in that which
another needs for his subsistence, and legitimate political power is duty
bound to uphold the law of nature. Private property is a means of discharging
the requirements of the law of nature - but only a means, and a potentially
fallible one. Inasmuch as conventional property holdings depart from the
requirements of the law of nature, those holdings cease to be "property"”, and
to that same degree also, legitimate government, committed to the im-
plementation of the Natural Law, might have a duty to redistribute to the
indigent.

68 Second Treatise, 120.

69Second Treatise, 45. Once again, a refutation of Tully relies on imprecision. It is not
all, but only part of this section that refersto the establishment of the territories of
nations (as claimed by J. Waldron, Locke, Tully, and the Regulation of Property, in:
PolSt 32 (1984), p. 103).
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The very passage cited by Waldron to deny this, is ironically however, at
least presumptive evidence for its possibility.70 Section 139, he claims,
reveals Locke at "great pains to distinguish the regulation of property from
its confiscation of redistribution”. The relevant part reads:

...the Prince or Senate, however it may have the power to make Laws
for the regulating of Property between the Subjects one amongst
another, yet can never have a Power to take to themselves the whole
or any part of the Subjects Property without their own consent.

This passage will not do what Waldron wants at all. For, firstly, the passage
follows straight on from a section discussing the danger posed to property
rights by absolutist rulers. The danger envisaged here is clearly their appro-
priation of citizens' property for themselves, which is of course ruled out.
But, secondly, the exception made to this - "however it may have the power
to make Laws for the regulating of Property between the Subjects one
amongst another" - is precisely the case in point. "Regulation” is here being
discussed in the context of transferring entitlements, in between a passage
denying absolute rulers' rights of appropriation and one discussing how
property could legitimately be taxed for the support of government. The
distinction being made is not between transfer and "regulation” in the mere
sense of establishing legal conventions - why would anyone think of that in
the context of such a discussion? - but between transfer to the personal estate
of the ruler (or even legitimate public uses of the government), and authori-
tative transfer berween the members of the commonwealth. Locke's
insistence on the stability of individuals' property rights invariably opposes
their appropriation, "arbitrarily”, "willfully" or "at pleasure”.”! But the whole
point about transfers to meet subsistence needs is that they are neither
arbitrary, nor made to serve a wilful ruler's pleasure. They are based on a
fundamental Law of Nature, and directed toward not only the benefit of a
needy fellow being, but the meeting of their rights.

To clinch such an interpretation would require us to demonstrate Locke in
the act of asserting that this was what governments, by positive law, were
required to do. This is a stern test, for there is little evidence for Locke

T0WALDRON, The regulation, p. 104.
T1LockE, Second Treatise, 138 has all three.
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seeking such statutory articulation of other, much better established political
principles, such as the need for all to consent to their governments. Yet it is
to be found, and in an unlikely source. One of the most difficult documents
for those seeking to present a collectivist Locke is his Memorandum to the
Board of Trade on the Poor, cited to devastating effect by Macpherson and
Wood, acknowledged as damaging to his case by Ashcraft.72 But, however
severe an attitude to social discipline Locke's reveals there, (and it is unclear
how much allowance should be made for the sensibilities of the times) his
proposals are crystal clear as to what those needy poor are entitled to as a
right: "Everyone must have meat, drink, clothing and firing. So much goes
out of the stock of the kingdom whether they work or no."7* Moreover,
parishes were to be made collectively responsible for poor law administra-
tion, and were criminally liable "if any person die for want of due relief in
any parish in which he ought to be relieved."74

Locke is, therefore, not only insistent on the continuing limitation of indivi-
dual right by the natural law claims of others, but, unusually in his case, we

have evidence for him seeking to incorporate this in positive law.
75

IV. Conclusion

The ambiguity of Locke's account of property right derives from the
ambiguity of the context in which he articulated it. Not merely in the sense
that Ashcraft has brought out - the need to appeal widely to the whole

72The Memorandum is quoted at length in H. R. Fox-Bourng, The Life of John
Locke, 2 vols., London 1876, vol IL, pp. 377-391.

73Fox-BOURNE, vol. 2., p. 382.

74Fox-BOURNE, vol. 2, p. 390. It's worth remarking that this degree of accountability
[and even, latterly, provision] goes well beyond that which applies in the admin-
istration of welfare in the modern British state. Moreover the degree of responsibility
allocated to the parish goes some way in explaining the stringency of the rules
defining what recipients must do to retain their eligibility.

75There is no evidence of Locke's political attempts to seek statutory articulation of
other, supposedly better established, of his principles, such as the need for the active
consent of all citizens to Government.
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spectrum of interests in the revolutionary movement - but also in a more
theoretically specific sense. Locke indeed seeks to defend property from
arbitrary intervention by the monarch. To do so he must stress its inviola-
bility. But Locke's more general theory of property rights locates them within
the law of nature which stresses the mutuality of all claims and their vul-
nerability to others' needs. Government, as long as it acts legitimately, is
duty bound to enforce these natural law criteria. Whilst in doing so it may
invade conventional 'property rights', it will be enforcing those which are
morally defensible. Thus to claim the inviolability of property rights against
an invasive and arbitrary sovereign, is quite consistent with a definition of
property right which incorporates the needs of others. Property rights are
inviolable. But there simply is no property right, where natural law duty
concerning the welfare of others are not being discharged.

Consideration and empirical identification of the socio-economic circum-
stances under which such duties may be said to be fulfilled is of course
entirely another matter, and one which was to provide ample scope for both
conservative apologists and radicals working within Lockean parameters for
the succeeding three centuries.
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GERD STRATMANN

Property in der englischen Literatur des 18. und des frithen 19.
Jahrhunderts

Property- allein das Wort beschwort ganze Bibliotheken herauf, wundervoll
verwickelte Debatten von Politik- und Geschichtswissenschaftlern, von
Sozial- und Rechtshistorikern. Sie alle sind einem Mann verpflichtet, der
ihnen mit seinem unerschépflich schillernden property-Begriff die Publikati-
onslisten fiillen half: John Locke. Insofern wirkt es beinahe undankbar, wenn
ausgerechnet Macpherson sich {iber die "Konfusion" der Lockeschen Defini-
tionen beklagt:

Locke somewhat confused matters by sometimes defining that
Property whose preservation is the reason for entering civil society in
unusually wide terms.!

Macpherson zitiert zum Beleg noch einmal die so vertrauten Begriffsbe-
stimmungen, u.a. die folgenden zwei:

! C. B. MACPHERSON, The Political Theory of Possessive Individualism. Hobbes to
Locke, Oxford 1964 (1962), S. 198. Zu den theoretischen Implikationen und den
idcen- bzw. sozialgeschichtlichen Wirkungen von Lockes property- Konzept vgl.
u.a. J. Hann, Der Begriff des 'property’ bei John Locke. Zu den Grundlagen seiner
politischen Philosophie, Frankfurt a.M. 1984; J. A. TuLLY, A Discourse on Property.
John Locke and His Adversaries, Cambridge 1980; P. LARKIN, Property in the Eigh-
teenth Century. With Special Reference to England and Locke, New York 1969
(Cork 1930); H. T. DickinsoNn, Liberty and Property. Political Ideology in Eigh-
teenth-Century Britain, London 1977; J. G. A. Focock, The mobility of property and
the rise of eighteenth-century sociology, in: DERS., Virtue, Commerce, and History.
Essays on Political Thought, Chiefly in the Eighteenth Century, Cambridge 1985, S.
103-123; R. HirscHoON (Hg.), Women and Property - Women as Property, London
1984.
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Man., hath by Nature a Power...to preserve his Property, that is, his
Life, Liberty, and Estate...2

By Property 1 must be understood here, as in other places, to mean
that Properfy which Men have in their Persons as well as Goods.?

Aus diesem - zugleich umfassenden und dialektischen - Begriff konnten sich
dann, zunichst im 18. Jahrhundert, die widerspriichlichsten theoretischen
Positionen, die unverséhnlichsten Konzepte praktischer Politik herleiten:
sowohl die Begriindungen einer rigorosen Staatsgewalt im Dienste der Besit-
zenden als auch radikale Versionen individuellen Freiheitsanspruchs; sowohl
Adam Smiths These, daB property der gesellschaftlichen Ordnung entspringe
und somit nachgeordnet sei, als auch Burkes Umkehrung, daB property sie
zuallererst begriinde und deshalb vorausgehe; sowohl eine barbarische
Rechtspraxis gegen Schuldner und Diebe als auch eine den kontinentaleuro-
pidischen Verhiltnissen weit vorauseilende biirgerliche Emanzipation;
sowohl die Glorifizierung von "landed property" als auch die Parteinahme
fur die Interessen von "commercial property". Solche scheinbaren Unverein-
barkeiten - ich muB} das den Experten nicht erst erldutern - spiegeln sich bis
heute auch in der wissenschaftlichen Auseinandersetzung um Locke und
seine Wirkungen (etwa in den "Mainstream and critical positions”, um den
Titel eines Kapitels aus Macphersons Buch zu zitieren, in den Versuchen,
den "radikalen" gegen den "konservativen" Locke auszuspielen und umge-
kehrt, in der alternativen Vorliebe fiir den Nexus "Property and Liberty" oder
fiir den Zusammenhang von "Property and Power").

In solche Debatten kann und will sich der Laie nicht einmischen; und so geht
es mir heute abend ausdriicklich nicht um die Bedeutung von property fiir
die Theoriebildung oder fiir die politische bzw. soziale Praxis. Es geht mir
hier allein um die Funktion, die jener "konfuse" property-Begriff in der eng-
lischen Literatur des 18. Jahrhunderts (und in weit geringerem MabBe in der
des 19. Jahrhunderts) gewann.4

2 Zitiert nach der von P. LASLETT besorgten Ausgabe Two Treatises of Government,
Cambridge 1960, Second Treatise, sect. 87 (S. 341).

3 Second Treatise, sect. 173 (S. 401).

4 Zur Behandlung des property-Themas in der englischen Literatur des 18. und des 19.
Jahrhunderts vgl. u.a. M. BUSCHMEIER, Die Gesellschaft und das Geld. Untersuchun-

122



Gestatten Sie mir aber noch zwei Vorbemerkungen, die erste eher techni-
scher, die zweite theoretischer Natur. Erstens: Die mir eingerdumte Zeit, Ihre
freundliche Geduld und der innere Geist der After Dinner-Studie beschréin-
ken die Moglichkeit, so etwas wie einen auch nur anndhernd représentativen
literaturgeschichtlichen Uberblick zu versuchen - iibrigens auch deshalb,
weil praktisch die gesamte Literatur des 18. Jahrhunderts von den heiklen
Zweideutigkeiten des property-Konzepts geradezu besessen schien. Mir
bieiben also nur das Krass-Exemplarische und Abkiirzende, zuweilen auch
die liberspitzte Verallgemeinerung, Zweitens aber will ich mich hier auf die
im engeren Sinne literarischen Verwandlungen, die Mythisierungen und fik-
tionalen Stilisierungen konzentrieren, die das Thema "property” im Roman
und in der Komé&die erfuhr. Mich werden also nur am Rande die politischen
und theoretischen Positionen, die Defoe und Fielding, Goldsmith und Jane
Austen, Scott und Dickens als Essayisten, Journalisten oder Historiker (die
sie ja auch waren) eingenommen haben, interessieren. Ich lasse auch aufler
Betracht, inwieweit ihre literarischen Werke als mehr oder weniger getreue
Abschilderungen sozialer Wirklichkeitsausschnitte Licht auf die konkreten
Details zeitgendssischer Eigentumsverhiltnisse werfen mogen.

Denn fiktionale Texte - bei dieser literaturtheoretischen Simplifizierung muB
ich es belassen - fiigen unserem historischen Wissen ja auch etwas genuin
Neues hinzu: sie verarbeiten zwar Elemente der gesellschaftlichen Praxis;
aber sie konstituieren aus diesen Elementen eine eigene Wirklichkeit, die
eine bereits gedeutete ist - etwas, das "zugleich auch immer Entwurf, also

gen zum Geld in englischen Romanen und Komddien der 'sentimental era', Trier
1990; U. BroicH, Der Kampf um das estate als Handlungsmotiv der englischen Ko-
mdédie im 18. Jahrhundert, in: H.-J. MULLENBROCK/A. KLEIN (Hg.), Motive und
Themen in englischsprachiger Literatur als Indikatoren literaturgeschichtlicher Pro-
zesse. Festschrift zum 65. Geburtstag von Theodor Wolpers, Tiibingen 1990, S.
137-158; M. SCHEUERMANN, Women and Money in Eighteenth-Century Fiction, in:
Studies in the Novel 19 (1987), S. 311-322; R. BRAVERMAN, Crusoe's Legacy, in:
Studies in the Novel 18 (1986), S. 1-26; C. HiLL, Clarissa Harlowe and Her Times,
in: I. CarroLL (Hg.), Samuel Richardson, Englewood Cliffs/N.J. 1969, S. 102-123;
B. McCrea, Henry Fielding and the Politics of Mid-Eighteenth-Century England,
Athens/Georgia 1981; B. HARDY, Properties and Possessions in Jane Austen's No-
vels, in: J. MCMASTER (Hg.), Jane Austen's Achievement, London 1976, S. 79-105;
T. TANNER, Jane Austen, London 1986, S. 12-24; M. Evans, Jane Austen and the
State, London 1987, S. 1842; R. H. Dabney, Love and Property in the Novels of
Dickens, Berkeley 1967; N. RusstLL, The Novelist and Mammon. Literary Respon-
ses to the World of Commerce in the Nineteenth Century, Oxford 1986.
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konkret vorgestelite Alternative zum tatséchlich Gegebenen oder fuir tatséch-
lich Gehaltenen"> ist, gesellschaftliche Mythen beispielsweise, die einer Le-
serschaft emotional plausible und integrierende Interpretationen ihrer All-
tagswirklichkeit, ihrer wirtschaftlichen Praxis und ihrer moralischen Normen
bieten.

Lassen Sie mich, nach dieser Vorbemerkung, gleich mit einer These und ei-
nem Beispiel beginnen. Die These: Die ja nicht von Locke "verschuldete",
sondern schon objektiv verursachte "Konfusion" des property-Verstandnis-
ses - mit anderen Worten: die theoretisch schwer zu klirende und praktisch
kaum zu realisierende Verbindung von "Liberty" und "Estate", von "property
which men have in their persons as well as goods" - wird fiir die englische
Literatur des 18. Jahrhunderts zu einer beherrschenden Herausforderung und
zum Ausgangspunkt zahlreicher quasi-mythischer Interpretationen.

Das versprochene Beispiel mag das verdeutlichen. Pamela Andrews, die
sprichwortlich tugendsame und ungeheuer populdre Heldin von Samuel
Richardsons erstem Roman (1740), wird auf Gehei3 von Mr. B. auf seinem
Landsitz in Lincolnshire gegen ihren Willen festgehalten, wo sich ihr Herr
sein offenbar iiberwiltigendes sexuelles Verlangen nach ihr erfillen will.
Mrs. Jewkes, seine furchterregende Verwalterin, versucht jeden Kontakt
Pamelas mit den anderen Bediensteten zu unterbinden:

"Why," said I, "are you afraid I should confederate with them to
commit a robbery upon my master?" - "Maybe I am," said the odious
wretch; "for to rob him of yourself, would be the worst that could
happen to him, in his opinion."

"And pray," said I, walking on, "how came | to be his property?
What right has he in me, but such as a thief may plead to stolen

oods." - "Why, was ever the like heard?" says she. "This is down-
right rebellion, T protest!..."6

W

R. WiLD, Einige Uberlegungen zum Zusammenhang von Literatur und Prozel der
Zivilisation, insbesondere zum Wandel literarischer Formen, in: T. CRAMER (11g.),
Literatur und Sprache im historischen ProzeB. Vortrdge des Deutschen Germani-
stentages Aachen 1982, 2 Bde., Bd. 1: Literatur, Tiibingen 1983, S. 389/390.

6 Zitiert nach der Everyman-Ausgabe, London 1962, Bd. 1, S. 108.
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Zwei Bedeutungen von property prallen hier aufeinander. Pamela versteht
ihre Jungfraulichkeit, ihr Recht auf "virtue", als "Property which she has in
her own person" - und konsequenterweise die sexuellen Anspriiche und Zu-
dringlichkeiten ihres Herrn als versuchten Diebstahl. Dieser hingegen sieht
in seiner Dienstbotin Pamela einen Teil des estate, der sein Eigentum ist, und
wirde seinerseits die Flucht Pamelas als "robbery" verurteilen. Die beiden
Eigentumsbegriffe, deren Einheit bei Locke nur postuliert worden war, er-
scheinen unvereinbar. Doch wie sein Untertitel - Virtue Rewarded - bereits
andeutet, entwickelt der Roman im Medium seiner Geschichte einen Mythos,
in dem die unvereinbaren Versionen von property zur VersShnung finden.
Durch die Entdeckung seiner eigenen Liebe zu Pamela inspiriert, entschliefit
sich Mr. B. zur EheschlieBung. Dabei [46t die fortlaufende Metaphorik kei-
nen Zweifel daran, daB diese Ehe ein Tauschgeschift von hohem symboli-
schen Rang darstellt - ein Tauschgeschitt, das die Gleichwertigkeit, ja gera-
dezu die "Konvertibilitédt" der beiden properties impliziert bzw. voraussetzt:
Pamela gibt das Eigentumsrecht an der eigenen Person auf und sich (dem
heimlich schon lange geliebten) Mr. B. hin und wird dafir belohnt
("rewarded"), wird zur Herrin seines estate. Der gesamte zweite Teil des
Romans dient dann vor allem dem Nachweis, daB3 sie ihren Teil des Ge-
schiftes buchstiblich einhdlt. Als Mrs. B. akzeptiert sie, wenn auch wider-
willig, daB sie sich unwiderruflich in die (keineswegs nur sexuelle) Verfii-
gungsgewalt ihres Gatten begeben hat und sich vor jedem "Treason against
my Liege Lord and Husband"7 hiiten mu8.

Es wird, so hoffe ich, an diesem Beispiel verstidndlich, was ich hier unter
"Mythos" bzw. Mythisierung begreife. Richardsons Roman bietet kein ratio-
nales Argument an, um die Vereinbarkeit von "property in one's own person"”
und "property in goods" zu begriinden. Er erzihlt, aus der unmittelbaren und
identifikationsstiftenden Perspektive seiner Heldin, eine fiktive Geschichte -
eine Geschichte, in der gegen jede soziale Wahrscheinlichkeit, aber emotio-
nal plausibel, die domestizierte sexuelle Vereinigung jene andere Vereini-
gung der beiden "properties" anschaulich macht und, im wortlichen Sinn,
"verkorpert".

7 Pamela. Bd. 2, S. 30.
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DaB die Implikationen dieses Mythos von den zeitgenossischen Kritikern
durchaus verstanden wurden, zeigte Ubrigens Fieldings aggressive Pa-
mela-Parodie, Shamela (1742). In dieser mock-Version, die sich als die
"wahre" Geschichte der Pamela Andrews ausgibt, wird jene Konvertibilitét
von "virtue" und "estate" ausdriicklich widerlegt und als gefihrlich zuriick-
gewiesen. Shamela, die falsche Pamela, benutzt und investiert ihre nur vor-
getduschte Tugend, um den estate von Squire Booby zu ergattern (der seiner-
seits um seine Belohnung solchermafBen betrogen wird). Das "Eigentum an
der eigenen Person", d.h. die individuellen Werte der Integritdt, der Emp-
findsamkeit, der Unschuld, sind - so die unmifiverstindliche Botschaft Fiel-
dings - als Wahrung zu leicht zu filschen, um die solideren Formen des Ei-
gentums aulBler Kraft zu setzen.

Richardson selber lie seiner Pamela ein Werk folgen, welches den Konflikt
zwischen property und liberty in sehr viel pessimistischerem Licht erschei-
nen lieB. Clarissa, die Titeltheldin des 1747-48 erschienenen gleichnamigen
Romans, steht zwischen ihrer eigenen, extrem eigentumsorientierten Familie,
die sie zur Mehrung des Familienbesitzes moglichst lukrativ verheiraten will,
und dem satanischen Verfiihrer Lovelace; als sie schuldlos entehrt ist, bleibt
ihr - "The goods, from the point of view of the market, were irreparably
damaged."$ -nur der Tod.

Uberhaupt 148t sich verallgemeinern - dies ist meine zweite These -, daB der
englische Roman in der zweiten Hilfte des Jahrhunderts sehr viel skepti-
scher, resignativer und in gewissem Sinne konservativer wird, was die Ver-
séhnung der im property-Begriff angelegten Widerspriiche angeht. Illustrie-
ren will ich das am Beispiel eines hiufig unterschiitzten Romans, Oliver
Goldsmiths The Vicar of Wakefield (1766). Wie Manfred Buschmeier erst
kiirzlich nachgewiesen hat,% tut man diesem Werk (trotz seines happy
ending) Unrecht, wenn man es zur empfindsamen Idylle verharmlost.

8 HiLL, Clarissa Harlowe and Her Times, S. 116.

9 Siehe Die Geselischaf! und das Geld;, Buschmeier behandelt - neben dem Vicar of
Wakefield - auch die hier erwihnten Romane von Smollett und Mackenzie sowie die
genannten Komodien des 18. Jahrhunderts. Obwohl er sich in seinen Analysen auf
die "Konkurrenz" zwischen den Komplexen des Geldes und des sentiment konzen-
triert, iiberschneiden sich seine Ergebnisse z.T. mit den hier skizzierten Thesen.
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Der Roman ist fir uns auch deshalb besonders interessant, weil er zwei
"Theorie-Kapitel" enthélt, in denen der Erzihler, d.h. der Titelheld Primrose,
jeweils einen fur die Handlung scheinbar irrelevanten Monolog sozialtheore-
tischen Charakters hilt. Diese Monologe, die teilweise wortlich Goldsmiths
eigenen, in anderen Schriften geduBerten Ansichten entsprechen, handein
vom Zusammenhang von property, power und liberty. Primrose beklagt die
durch den AuBenhandel forcierte "accumulation of wealth", die sich zum
Schaden der "middle order of mankind" in den Hénden weniger konzentriere:

Now the possessor of accumulated wealth, when furnished with the
necessaries and pleasures of life, has no other method to employ the
superfluity of his fortune but in purchasing power. That is, differently
speaking, in making dependants, by purchasing the liberty of the
needy or the venal, of men who are willing to bear the mortification
of contiguous tyranny for bread.!0

Primrose propagiert deshalb die politische Forderung des Binnenhandels und
der heimischen Produktion auf Kosten des "external commerce", die Stir-
kung der Monarchie gegen die reich gewordenen kleinen Tyrannen und die
Forderung der méBig Besitzenden,

namely, that order of men which subsists between the very rich and
the very rabble; those men who are possest of too large fortunes to
submit to the neighbourin% man in power, and yet are too poor to set
up for tyranny themselves!

oder, in einer Formulierung aus Goldsmiths Citizen of the World:

[those] not too far removed from poverty to fear its calamities, nor
too near extreme wealth to slacken the nerve of labour....12

Auch dieses Modell kann sich, wie unschwer zu erkennen ist, auf Locke be-
rufen. Es findet in einer fast mechanistisch anmutenden, aber stets gefdhrde-
ten Balance die einzige Moglichkeit, einen maflvollen Grad von property mit
einer (ebenfalls maBvollen) individuellen Freiheit in Einklang zu bringen.

10Hier wie im folgenden zitiert nach der World's Classics-Ausgabe, hg. v. A. FRritn-
MANN, Oxford 1981, S. 97.

11 Ebd.
12Collected Works of Oliver Goldsmith, hg. v. A. FRIEDMAN, Oxford 1966, Bd. 2, S.
301.
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Wer ohne property ist, ist der Gewalt der Reichen schutzlos ausgeliefert und
muB wihlen zwischen willfihriger Abhéngigkeit und teilweise brutalen
Sanktionen (wie es in Primroses zweitem Monolog im Schuldgefingnis
heit: "...penal laws, which are in the hands of the rich, are laid upon the
poor."13 Wer andererseits zuviel property anhduft, wird zwangsldufig zum
Tyrannen, da er auBBer Macht schon alles hat. "Civil Government" muB also,
ganz im Sinne Lockes, das private Eigentum schiitzen, aber seine allzu
dynamische Vermehrung und Konzentration bremsen und verhindern - weil
sonst "Liberty” und "the property which men have in their own persons"
ernsthaft bedroht wiren.

In diesem theoretisch definierten Rahmen spielt sich nun Primroses eigene
Geschichte ab, obwohl sie in ihrer fiktional vermittelten Bedeutung durch
diesen Rahmen natiirlich nicht vollstindig definiert wird. Der Landpfarrer
Primrose ist keineswegs - ich deutete es schon an - nur der naiv-sentimentale
Held, zu dem ihn manche Kritiker gestempelt haben. Da er (wie Pamela und
auch Robinson Crusoe) seine Geschichte aus seiner eigenen, sehr begrenzten
Perspektive erzihlt, erkennen wir zwar, daB der Vicar tatsdchlich naiv ist: Er
wird stindig von cleveren Schwindlern, von vorgeblich ehrenhaften jungen
Minnern, die sich um seine Téchter bemiihen (aber natiirlich "nur das eine"
wollen), und von scheinbar respektablen Geschiftspartnern getiiuscht, bis er
nach dem Verlust seines Vermdgens (und den Ruin seiner Familie, insbe-
sondere seiner Kinder, vor Augen) nur noch ein Leben elender Armut zu er-
warten zu haben scheint. Aber diese Niederlagen verdankt er eben nicht nur
seinem sentimentalen Glauben an das Gute in allen Menschen. Denn Prim-
rose, als Landpfarrer eigentlich der klassische Reprisentant einer ilteren
Ordnung, ist ldngst angesteckt von den "great expectations”, den grofen,
aber illusiondren Erwartungen der schnellen Bereicherung, die die neue Zeit
versprach. Zwar spendet er, als es ihm noch gut geht, die £35, die seine jihr-
lichen Pfriinde ausmachen, den Witwen und Waisen, aber

having a sufficient fortune of my own, I was careless of temporal-
ities, and felt a secret pleasure in doing my duty without reward. !4

13The Vicar of Wakefield, S. 149/150.
14Ebd., S. 13.
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Die Formulierung entlarvt den beanspruchten idealismus als (in der Tat
naive) Selbsttduschung; und auch wenn er seine Tachter mehrfach als seine
"treasures” apostrophiert, ist das nicht nur viterliche Liebe, sondern auch
Ausdruck der Hoffnung, durch ihre Verheiratung in den Landadel seine
"pretensions of gentility” erfillt zu sehen. Was er nicht weiB ist, wie schmal
und gefiihrlich der mittlere Pfad des maBvollen Reichtums ist - in einer Welt,
in der (auch auf dem Lande) die wirklich Reichen nur darauf warten, thre
Macht und ihre Willkiir auszuspielen, und in der die "calamities of poverty”
{iber Nacht zur Wahrheit werden kénnen.

Am Ende, in einer Art von fast aufdringlich mérchenhaftem SchluB, erlost
der deus ex machina des Romans, Sir William Thornhill, die Familie Prim-
rose vor dem drohenden Elend; die Kinder erhalten ihre Wunschpartner, das
Vermogen ist plotzlich wieder vorhanden- all dies auf wenigen Seiten des
Buches. Doch dieses kiinstlich aufgesetzte Aappy ending kann an der durch-
gehenden Skepsis des Romans letztlich nur noch wenig dndern. Es bleibt das
Bild einer Welt, die von den korrumpierenden Kriften einer uiberhitzten Ak-
kumulierung léngst ergriffen worden ist: im psychologischen Bereich, da
selbst die naive Gutherzigkeit des Landpfarrers von den verfiihrerischen Illu-
sionen des grofen Reichtums iiberlagert erscheint; im sozialen Bereich, da
auch die countryside von den tyrannischen Machtmoglichkeiten der wirklich
Reichen einerseits und der Skrupellosigkeit der Abhiingigen (des "rabble")
andererseits bedroht wird. Man ist inzwischen weit entfernt von dem Opti-
mismus Defoes, von einem Robinson Crusoe, der sich, getrieben von einem
fast ddmonischen Drang nach dem Abenteuer (auch dem Okonomischen
Abenteuer) tiber die Ratschldge seines Vaters hinwegsetzt:

He told me...that mine was the middle state, or what might be called
the upper station of low life,...not cxposed to the miseries and hard-
ships, the labour and sutferings of the mechanick part of mankind,
and not embarras'd with the pride, luxury, ambition, and envy of the
upper part of mankind.!3

Das ist, fast fiinfzig Jahre vorher, exakt die Position, die Primrose in seinem
theoretischen Monolog vortragen sollte. Aber der Unterschied liegt natiirlich
darin, dafl Robinson, hinausgetrieben von seinem "immoderate desire", zum

157itiert nach der Everyman-Ausgabe, London 1962, S. 5/6.
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Helden eines property-Mythos wurde, in dem eine auch Okonomische
"providence” alles zum Guten wendete und beide properties, also "liberty"
und "estate", miteinander verséhnte, wihrend schon Primroses halbherziges
Kokettieren mit den Verlockungen des neuen Geldes geniigte, ihn aus der
"middle station" ins Verderben zu stiirzen, so daB nur ein ginzlich mérchen-
hafter Schluf} ihn retten kann.

Bekanntlich sympathisierte Goldsmith, ganz im Gegensatz zu Defoe, eher
mit Positionen der Tories. Aber das erklirt wenig. Auch Smolletts The Expe-
dition of Humphry Clinker und Mackenzies The Man of Feeling, beide 1771
erschienen, sind von einer konservativen Skepsis beherrscht, die deutlich an
den Vicar of Wakefield erinnert. Mackenzies Held Harley etwa, der sich am
Ende des Romans, dhnlich wie die Smollettsche Hauptfigur Bramble, aus der
Welt auf seinen abgeschiedenen estate zuriickzieht (und bald darauf stirbt),

began to ruminate on the folly of mankind, who afflxed those ideas of
superiority to riches, which reduced the minds of men...to that sort of
servility which he felt in his own.16

Und Bramble, der empfindsame Misanthrop, wettert geradezu mit Lust ge-
gen die Akkumulation des Reichtums aus dem AuBenhandel, in der schon
Primrose eine so groBe Gefahr gesehen hatte, also gegen die

Clerks and factors from the East Indies, loaded with the spoil of

plundered provinces; planters, negro-drivers, and hucksters, from our

American plantations, enriched they know not how; agents, commis-

saries and contractors who have faitened, in two successive wars, on

}(hedblgod of the nation; usurers, brokers, and jobbers of every
ind...

Der schnelle Reichtum, so Bramble, fiihre geradezu zwangsldufig zu Luxus,
Machtmi3brauch und Korruption: "...a glut of wealth brings along with it a
glut of evils."18

Der schlieBliche Riickzug der beiden "sentimental heroes" aus einer hektisch
materialistischen und sich destabilisierenden Gesellschaft l4uft auf eine neue,

16 The Man of Fecling, hg. v. B. VICKERS, London 1970, S. 23/24.
17The Expedition of Humphry Clinker, hg. v. A. Ross, Harmondsworth 1978, S. 65.
18Ebd. S. 319.
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resignative Interpretation des Lockeschen property-Begriffs hinaus: property
und /iberty, in diesem Falle in der sentimentalen Version einer sich verwirk-
lichenden Sensibilitit, erscheinen nun tatsdchlich unvereinbar.

Freilich mufl man sich vor der Verallgemeinerung hiiten, daB die englische
Literatur der sechziger und siebziger Jahre insgesamt das Modell der Syn-
these von property und liberty, von Akkumulation und gesellschaftlicher
Ordnung, von Besitz und sensibility aufgegeben habe. Die Komodie dieser
Zeit - dies meine dritte These - hatte geradezu ein mechanisiertes Hand-
lungsmuster entwickelt, welches in immer neuen Variationen auf diese Syn-
these hinauslief. Freilich waren weder die Utopie noch der Mythos die Sache
dieser Gattung. Ich denke hier an solche Komédien wie George Colmans
und David Garricks The Clandestine Marriage (1766), Oliver Goldsmiths
The Good Natur'd Man (1768), Richard Cumberlands The West Indian
(1771), Samuel Footes The Nabob (1772), Colmans The Man of Business
(1774) und Richard Brinsley Sheridans The School for Scandal (1777). Alle
diese Komédien handeln - hier folge ich noch einmal Manfred Buschmeier -
vom "richtigen" Umgang mit property und Geld - richtig sowohl nach den
MaBstiben einer realistischen Weltklugheit als auch nach denen einer,
freilich maBvollen, sensibility. Fast alle diese Komédien weisen die gleiche
zentrale Figurenkonstellation auf, die aus vier Charakteren besteht: dem
jungen Helden, der aus der spontanen und naiven good-nature seines
Herzens heraus sein Vermdgen zunichst verschwendet und an den Rand des
Ruins gerdt (etwa Charles Surface in der School for Scandal); zweitens
cinem gemiBigten Schurken, der (hdufig unter der Maske einer
vorgetduschten sensibility) diese Schwiiche des Helden skrupellos nutzt
drittens einem Vertreter krasser Geld- und Besitzorientierung (meist einen
alteren Kaufmann, Erbonkel oder Landadeligen, der in vielen Fillen Vater
einer heiratsfihigen Tochter ist); und viertens einer Normfigur, die
GroBherzigkeit und Klugheit, prudence und sensibility, maBvolles
BesitzbewuBtsein und mabBvolle Giite miteinander in Einklang zu bringen
weif}, die unseren Helden bei seinem Lernproze an die Hand nimmt und
hiufig in der letzten Szene den deus ex machina zu spielen hat. Am Ende
steht meist eine automatisch wirkende Harmonisierung, die aber nur selten
tiber die Ebene eines praktischen Kompromisses hinausgeht. Das fragliche
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Vermdgen - also die "property in goods and estate"-, das schon verloren
geglaubt war, landet plinktlich zum letzten Akt wieder beim Helden, ebenso
wie die fragliche junge Dame. Dieser - der Held - wird kiinftig von seiner
meist viel realistischeren Braut darin unterstiitzt, seine arglose und gutmiitige
Neigung zu wohltitiger Verschwendung zu méiBigen und den objektiven
Erfordernissen der 'Vermdgensverwaltung' Tribut zu zollen.

Die sozialkritische Skepsis solcher Komadien ist tendenziell héchstens darin
zu erkennen, daB sich extrem property-besessene Akkumulateure in der Re-
gel nicht dndern, sondern sich aller Einsicht verschlieBen.

Hier ndhern sich die mythisierenden Modelle, in denen die Literatur des
Jahrhunderts die Widerspriiche des property-Begritfs harmonisiert hatte, also
dem Klischee; und so war es kein Wunder, daf3 diese Gattung in England ge-
gen Ende des Jahrhunderts mehr und mehr verkam und praktisch bis zum
Ende des 19. Jahrhunderts von der Biihne der ernstzunehmenden Literatur
abtrat.

In seinem Buch Strukturwandel der Offentlichkeit (1962), das uns alle nach
1968 so sehr beschiftigte, sagte Habermas von den "Privatleuten" des 18.
Jahrhunderts, sie hitten sich verstanden

als unabhingig auch noch von der privaten Sphére ihrer wirtschaftli-
chen Titigkeif - eben als Menschen, die zueinander in "rein men-
schliche" Beziehung treten kénnen.!®

Habermas spricht damit gerade von dem, was hier zur Rede steht; von der
Ineinssetzung des Privat-Menschlichen und des privaten Besitztums, von der
Vereinbarkeit der beiden properties ("in one's own person as well as in
goods"). Wie wir gesehen haben, lieferte die Literatur des 18. Jahrhunderts
einige unsterbliche mythische Versionen dieser Harmonisierung, etwa in De-
foes Robinson Crusoe, in Richardsons Pamela oder - um einen weiteren Ti-
tel zu nennen - in der ersten biirgerlichen Tragodie, in Lillos London Mer-
chant. Doch es ist auch sichtbar geworden, daf die Literatur immer auch,
und verstérkt in der zweiten Jahrhunderthilfte, die Diskrepanzen, das immer

193, HaBERMAS, Strukturwande! der Offentlichkeit. Untersuchungen zu einer Kategoric
der biirgerlichen Gesellschaft, Neuwied 71975 (11962), S. 66.
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beunruhigendere Auseinanderdriften der beiden property-Versionen in den
Mittelpunkt riickte. Am Ende beherrscht die Skepsis den englischen Roman,
wilhrend die Komddie (die vielleicht ihrem Gattungsgesetz gemiB auf den
harmonisierenden Kompromif verpflichtet war) ihren Optimismus nur um
den Preis ihrer wachsenden Unglaubwiirdigkeit aufrechterhalten konnte.

Meine vierte und letzte These ist kurz. Sie betrifft die englische Literatur des
19. Jahrhunderts. Sie lautet: Obwohl property in zahlreichen aspektuellen
Variationen eine thematische Rolle in den Werken solcher Autoren wie Jane
Austen, Charles Dickens, William Makepeace Thackeray spielte, haben die
Dichotomien des Begriffs, die die Romane und Komddien des 18. Jahrhun-
derts noch strukturierten, diese Bedeutung verloren. Der Befund erscheint
fast paradox. In Jane Austens Pride and Prejudice beispielsweise (oder in
Charles Dickens' frihem Roman Nicholas Nickleby) sind die Angaben zu
den jeweiligen Besitz- und Vermégensverhiltnissen so prizise und so dicht
gestreut wie in kaum einem Roman des 18. Jahrhunderts. Wir erfahren in
Pride and Prejudice nicht nur Darcys Jahreseinkommen, finden nicht nur
eine Beschreibung seines Landsitzes, sondern werden zuweilen mit ganzen
Listen von "Possessions" - etwa dem Kleiderfundus der Bennet-Tochter -
vertraut gemacht.20 Und in dem genannten Dickens-Roman geht es in
beinahe allen Kapiteln, vor allem des letzten Teils, um property-Probleme 2!
Nicholas Nickleby ist mittellos, weil sich sein naiver Vater verspekulierte
und dann aus Kummer starb; sein Onkel Ralph ist einer der machtigsten
Geldverleiher der City, der Firmen (wie das Modegeschift der Maulalines)
erhdlt oder fallen 148t und verschwenderischen Aristokraten-Séhnen die Zeit
bis zum Antritt des Erbes durch wucherische Darlehen {iberbriicken hilft; das
Zwillingspaar Cheeryble leitet eine Import-Export-Firma, mit deren Erl6s sie
auf die philanthropischste Weise umgehen.

Trotzdem (oder gar deshalb), trotz der hundert konkreten Einzelheiten, die
die Vermogensverhiltnisse der handelnden Personen betreffen, geht es in
keinem der beiden Fille um property als dem die "Tiefenstruktur” bestim-
menden Komplex. Das ist besonders deutlich in Dickens' Roman Nicholas

20Vgl. B. HARDY, Properties and Possessions in Jane Austen's Novels.
21vgl. M. MAGNET, Dickens and the Social Order, Philadelphia 1985, S. 2025.
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Nickleby, von dem David Edgar einmal sagte: "It is a novel on money.” Dem
kann man nur zustimmen; Dickens zeigt eine verwirrende soziale Welt, ein
Panorama von Institutionen, sozialen Schichten und topographischen Orten
(die brutale Privatschule fiir unerwiinschte und abgeschobene Kinder in
Yorkshire, das Provinztheater in Mittelengland, die Londoner Gasthduser,
Firmen, Aktiengesellschaften, Geschifte, Stralen, Geldverleiher, Politiker,
Juristen, Polizeistationen usw.), die alle, auf mehr oder weniger nachhaltige
Weise, von den Mechanismen der Geldwirtschaft betroffen sind. Aber das
Geld ist nur unter anderem property - zumeist wird es als eine unpersdnlich
gewordene, unheimliche Macht verstanden, die sich in der Regel bedrohlich
auswirkt und vor allem die sozialen Institutionen unmenschlich werden 148t.
Die klassischen property-Kategorien spielen nur eine kleine Rolle, etwa der
Gegensatz zwischen "landed property” und "commercial property". Viele der
Dickensschen Charaktere geraten in die Mithlen der vom Geld korrumpierten
Institutionen (Pickwick ins Schuldgefingnis, Smike in das "Schulgefdngnis”,
dessen Leiter Geld aus der Folter unerwiinschter Kinder schlidgt, Oliver
Twist in das Waisenhaus, das dhnlich funktioniert, die Charaktere in Bleak
House in das Riderwerk einer Justiz, die die Besitzverhiltnisse zerstort, statt
sie zu kldren). Geld wird so eher zu einer Gefihrdung von property als zu
ihrer Grundlage - und flésse es nicht zuweilen zu den Menschen, die es mit
ihrem guten Herzen menschlich verwenden, wire die Aussicht dister.

Und selbst in Jane Austens scheinbar so abgeschlossener und sozial so
homogener gentry-Welt geht es um die Auseinandersetzung mit einem
extrem differenzierten und schwer durchschaubaren sozialen Kodex, der
zwar weitgehend auf bestimmten property-Verhiltnissen beruht, sich aber
keineswegs auf sie reduziert. Emma Woodhouse und Elizabeth Bennet miis-
sen zwischen diesem Kodex und ihren eigenen Wiinschen nach Selbstver-
wirklichung Kompromisse finden - sie miissen die Linie finden, auf der sie
einerseits noch ihre eigene Personlichkeit bewahren, andererseits aber die
bestehenden Regeln des Zusammenlebens in schon akzeptablem MaBe er-
fillen. So haben die vielen property-Signale in Jane Austens Roman hiufig
eher die Funktion, gesellschaftlichen Status, gesellschaftliche Regelverlet-
zungen oder soziale Normen zu signalisieren. Sie sind Zeichen eines Ver-
haltens-Codes, nicht Element eines property-Modells.
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Die sich rasant komplizierende Wirklichkeit des 19. Jahrhunderts lie die
dichotomisch angelegten Modelle des 18. Jahrhunderts offenbar nicht mehr
zu; insbesondere die sich verselbstindigende Geldherrschaft lieB auch das
“literarische Geld" sehr viel mehr Bedeutungen annehmen als die eines pro-
perty-Indiz. Die Lockesche "Konfusion", die keine war, wurde von anderen,
sehr viel verwirrenderen Konstellationen abgeldst. Die Vermittlung zwischen
der "property in one's own person" und der "property in goods" war, zumin-
dest als zentrales Modell, von der literarischen Tagesordnung verschwunden.

Deshalb mgchte ich auch Thnen die volle Verfiigung tiber lhre Person zu-

riickgeben - "The property which you have in your person" -, nachdem Sie
mir freundlicherweise einen Teil derselben, ndmlich Ihr Ohr, geliehen haben.
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IAIN HAMPSHER-MONK

Radicalism or Radicalisms?:

Radicals' ideas of property in eighteenth-century Britain

Defining the radical position in the eighteenth century has become something
of a problem. One major reason for this is that after 1688, and more espe-
cially after 1714, "radical" could have at least two meanings. It could mean
opposition to the newly emerging Whig establishment in one of two direc-
tions: in terms of sympathy for the pretender, the Stuart line, and the old
ideal of kingship, or in terms of an aspiration for a more limited republican
or even democratic constitutional settlement than had in fact been obtained.

However it is impossible to characterise adequately either "radical" or its
antonym {whatever that might be) in purely political terms. Each group bor-
rowed ideological clothes from the other.! At least some "Tories" adopted
the social analysis and historiography of the erstwhile opposition. Whigs, as
they consolidated power, adopted both the devices, and a justification of the
means until recently used by the Stuarts to maintain stability. The consolida-
tion of the whig position involved, as John Brewer has recently emphasised
(and contrary to traditional views of England as a "weak state"), the con-
siderable strengthening of the state apparatus, and the consequent endorse-
ment of certain characteristics of the modern economy: National Bank, and a
national debt, a market in credit and stocks, a swelling military establishment
and government sector, the growth and acceptance of empire, and the use of
crown patronage to influence and control the House of Commons. All of this
was financed by a taxation system which by the end of the early 1780s had

! See in particular 1. KrAMNICK, The Politics of Nostalgia, Bolingbroke and his Circle,
Cambridge, Mass. 1968.
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reached 23 % of per-capita income, and was to rise, during the Napoleonic
wars, to a staggering 35 %.2 This had given rise to an extraordinary debate
about the nature, course and morality of modern political economy magiste-
rially explored by John Pocock and others.3 Not surprisingly radicals' atti-
tudes to all of these developments bear on the political implications of that
key term: "property".

It was perhaps once possible naively to believe (whether we were marxists or
liberals), that Tory and radical were polar opposites situated at either end of
an axis, the centre of which was occupied by the Whigs - the one a nostalgic
residue, the other as yet a promise for the future. But most scholars are now
agreed that the dominant vehicle of radicalism in the first half of the eigh-
teenth-century was in fact Toryism.4

Being tainted with jacobitism, after 1714, Tories were excluded from the
network of government influence and patronage. As a result they were in-
creasingly driven to seek election in the more open, democratically fran-
chised seats. In the process they not only adopted much of the ideology of
the radical whigs, they also inherited their constituencies. The freemen of the
City of London for example switched allegiance from Whigs to Tories: al-
though

this reversal actually represented a popular reaffirmation of the liber-
tarian principles which were abandoned by the London Whig Leaders
after they became entrenched in power in the Corporation.5

Ironically, it was increasingly the Tories who sought, from positions of
despairing self-interest it is true, to expand the popular base of politics. They
tried to widen corporation franchises where they could. They pioneered at-

2 J. BREWER, The Sinews of Power, London/Boston 1989, p. 91.

3 Sce sections xiii and xiv of part IIl of The Machiavellian Moment, Princeton 1975,
and Virtue Commerce and History, Cambridge 1985.

4 L. CoLLEY, In Defiance of All Oligarchy. The Tory Party 1714-60, Cambridge 1982,
see G. DE KrEy, Political Radicalism in London after the Glorious Revolution, in:
JMH 55 (1983), Fn 1.

5 DeKRey, Political Radicalism, p. 590, my emphasis.
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tempts at constituency control of Members of Parliament and the establish-
ment of extra-parliamentary political organisations.®

It has plausibly been suggested that a direct line exists between tory jacobites
such as Thomas Carte, who in the 1740s drew up a scheme "for the setting
up in all Market towns or larger Parishes, clubs of Independent Electors",
through James Burgh's idea of a representative national association mooted
early in 1770s, and the County Association Movement of the 1780s through
to the Society for Constitutional Information and John Jebb's national as-
sociation, and to the undoubtedly subversive National Conventions of the
1790s.7

Property

Whereas radical is a category, which, for most of our period, is imposed by
the historian, property, on the other hand, is a category which was not only
familar, but central to historical actors' conceptions of themselves and of
their political positions. It was embedded in their discourse and it is upon
these discourses, their inter-relationships and their transformations that I
want to focus.

Much of the revival of interest in eighteenth-century political thought has
focussed on the identification of traditions or theorising, modes of discourse,
or political "languages". However no simple identity can be established be-
tween any of these and radicalism, for radicalism had no clearly defined lan-
guage of its own, whether nostalgic or progressive, it was structured and ar-
ticulated within conventional and even conservative patterns of morality and
language, as writers as far apart politically as J. C. D. Clarke and E. P.
Thompson agree.8 The argument here is that what makes radicals radical is

¢ L. CoLLEY, Eighteenth-Century Radicalism before Wilkes, in: Tr. Royal Historical
Society, Sth series, 31 (1981), pp. 1-19.

7 T. M. PARSSINEN, Association, Convention and Anti-Parliament in British Radical
Politics, in: EHR 88 (1973), pp. 504-533.

8 CLARK writes, in a chapter tellingly entitled "The survival of the Dynastic Idiom".
1688-1760, that [even] the divine right of kings "survived, embedded in the popular
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not the language they use, but the way they use it, and I shall try to show
how a variety of radicals sought to exploit the logic of various of these lan-
guages in surprising and subversive ways, and moreover how, in each case
their conception of property was central to this subversion.

Indeed it has become important to show this, for we cannot otherwise
explain the origins and development of the progressive radicalism that
undoubtedly existed at the end of the eighteenth-century. We have been so
impressed with demonstrating where individuals' ideas have come from, that
we are in danger of losing sight of the need to show how and where they
were going foo. In a perhaps unfashionably whiggish way [ want to attend
not only to the sources of radicals' language, and to the way those sources
imposed limitations on what could be said, but also to where those who used
those languages thought they were going and how they sought to overcome
those limitations.

The languages of Politics

At the start of the eighteenth century property occupies a central position
within two influential and, at this stage, largely distinctive discourses, the
discourse of natural jurisprudence and the discourse of republican virtue.
John Pocock in particular has, at least until very recently, been most insistent
on the distinctive nature of the two: "'virtue' he writes, "cannot be satisfac-
torily reduced to the status of a right or assimilated to the vocabulary of
jurisprudence.” The reason given is that republican virtue saw the problem of
political stability in terms of constructing circumstances in which the politi-
cal natures of the citizens could be realised and supported. By contrast,

m

the overwhelming preoccupation of the jurist is with that which can
be distributed: with things and rights; if in suwm cuique we read suum
as an adjective, the unstated nouns are res and ius...nature may be

consciousness, in that great grey area where folklore and popular religion joined".
English Society, 1688-1832, Cambridge 1985, p. 162. E. P. THOMPSON famously
argued the inhibiting role played by customary morality even in riot situations in The
moral economy of the English crowd in the eighteenth century, in: PaP 50 (1971),
pp. 76-136.
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developed, but it cannot be distributed; you cannot distribute a telos,
onl g means to it; virtue cannot therefore be reduced to matter of
right.

The role of property in each tradition exemplifies this difference. In the lan-
guage of republican virtue, property existed to assist in the promotion and
sustaining of the citizen's virtue on which, alone, ultimately the political
community could survive. Property guaranteed moral independence, which
was a precondition for political virtue. Only those with the appropriate
property, therefore, could participate in politics if the state was to survive.
Radical moves within this language involved showing how a reformulated
conception of property might still perform the required function of safe-
guarding virtue. Within the language of natural jurisprudence, however,
property was not an instrument at all (at least, not an instrument of anything
political) it was one, if not the actual reason for political association itself: as
Locke famously put it "The great and chief end therefore, of Mens uniting
into Commonwealths, and putting themselves under Government, is the
Preservation of their Property."10 Those we call radicals conceived their
task to be the reformulation of what that property was that the society was
supposed to be protecting. (One might add that those we call revolutionaries
conceived their's to be to deny that it needed or merited protecting at all).
Each position requires characterising further before looking at the radical's
exploitation of it.

Republican Virtue

The British reception of the language of republicanism stresses two themes:
the maintenance of the mixed or balanced constitution, and the stress on pro-
pertied independence as a guarantee of political independence or virtue.
Political stability depended on achieving a virtuous circle in which balanced
institutions engendered a civic morality capable of the self-denial required to

9 J. Pocock, Virtue Rights and Manners. A model! for historians of political thought,
in: Virtue Commerce and History, pp. 41, 43.

10JouN LockE, Two Treatises of Government, ed. P. LasLert, Cambridge 1967, I,
124,
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sustain the institutions. There was thus an intimate relationship between the
two.

In institutional terms the English feudal estates of King, Lords and
Commons could be identified with the idealised mixed constitution of
classical and revived republicanism. Thus, although England was a
monarchy, because it was a "mixed" regime with representative institutions
balancing the office of the King, the by-now elaborate republican literature
on the relationship between civic morality and institutional structures could
be applied to England.!!

Central to republican thinking on the "mixed constitution” was the notion
that constitutional stability depended on sustaining the balance between the
elements of the constitution, and this in turn depended on their mutual inde-
pendence. This meant, in particular, guarding the independence of the Com-
mons from the Crown, and the ultimate guarantee of this was the virtue and
independence of electors in resisting bribery, and ensuring the Crown did not
have the resources to effect it. In this civic tradition - and perhaps more
widely - moral independence was seen as inseparable from economic inde-
pendence.!2 The possession, on the part of both representatives and electors,
of independant property was therefore a condition of the virtue of both and of
the balance of the constitution. This balance was clearly threatened by the
growth of government patronage and the accumulation of private economic
wealth. Many thinkers looked nostalgically back from an increasingly com-
mercialised eighteenth-century to an England populated by freeholding,

1! The authorities cited by these thinkers were republican, but the actual term, because
of the civil war and interregnum 1642-1660, had unfortunate connotations in Eng-
land, and was not used by contemporaries, except to discredit opponents. In America
too "republican" was a smear-word until the very eve of independence. W. P.
ADAMS, Republicanism in Political Rhetoric before 1776, in: PSQ 85 (1970), pp.
397-421.

121n the Putney debates between the radical Levellers and Cromwell's army officers of
1647, Ireton argued and the Leveller Spokesman made the classic concession that the
vote might be withheld from the poor "because they depend upon the will of other
men and should be afraid to displease [them]." W. PETTY, in: A. S. P. WOODHOUSE,
Puritanism and Liberty, London 1966, p. 83. No-one seriosuly suggests this entailed
a full-blown commitment to the civic-republican analysis by either of these speakers.
For a fuller discussion see 1. W. HAMPSHER-MONK, Putney Property and Professor
Macpherson, in: PolSt XX1V, 4 (1976), pp. 397-422.
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longbow-wielding yeomen soldiers, straw-hatted and besmocked versions of
Macchiavelli's own idealised republican citizens. Virtue was increasingly
identified with independence from government, rather than from (rich) citi-
zens.

On this theory then property was a central, if nevertheless highly mediated
concept: just what kind of property was necessary to render a man indepen-
dent, or his political institutions uncorrupt? Tories traditionally regarded land
- or perhaps corporation membership (as in the case of London) as the cru-
cial index of economic independence. However, the belief that not only the
existing parliament, but the electorate too were irredeemably corrupted, logi-
cally led opposition thinkers to attempts to extend the electorate, either to
those who would supposedly resist the corruption, or to make it so large that
it would be too expensive to bribe.

Natural Rights discourse

The discourse of virtue promoted by the civic tradition saw political rights,
and consequently property, as a function of the need to sustain those
psychological-moral qualities necessary to maintain the state, or the balance
of its constitution. By contrast the tradition of natural rights that emerged
from the Leveller writings of the 1640s and Locke's revolutionary writing of
the 1670s saw certain rights due to men as individuals by virtue of their
right, and sometimes their duty to God, of self preservation. It was the duty
of the state to safeguard these.!> Somewhat ambivalently included in the
first, radical natural rights theories was the right to property; often charac-
terised, as it was by Locke, as prepolitical, personal and subjective.!4 In the

13This contrasted with an earlier tradition stemming from Grotius.and. in England,
Selden and Hobbes which regarded the virtually wholesale transfer of natural rights
to the polity, as a means of explaining the possibility of political absolutism. This is
well explained in Tuck, Natural Rights Theories, Cambridge 1979, pp. 154-155, al-
though in my view, he underestimates the extent to which the Levellers anticipated
Locke's position.

14The Levellers normally responded to claims that their natural rights arguments
would undermine property - and so "level” all estates - by pointing out that property
was guaranteed by the law of God in the Ten Commandments. But a late tract al-
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context of incipient Stuart absolutism the assertion of such personal right
was indeed radical. The feudal and patriarchal assumption was that since all
right, including all property right, derived from the King, he could revoke
such rights at will, and the denial of this was a cornerstone of the works of
Sidney (for which he was executed), Locke and Tyrrell. But in the context of
the Hanoverian settlement the inviolability of property could, by contrast, be
invoked to resist even quite moderate reforms, such as the redistribution of
unpopulated parliamentary constituencies - themselves commonly defended
as private property by the franchise-holders.

Locke's theory of property, derived a right to private property from the
labour which individuals exerted on that which was naturally common to all.
Such an argument was needed on the one hand against the claims of abso-
lutists that no individual natural right to property existed. But it was also
needed against radical communards. At least, it was devised by Locke to
meet the unhelpful claims of Grotius and Pufendorff, gleefully taken up as a
reductio ad absurdum by Filmer, that only universal consent could have
established private right out of the common. Locke was clearly aware of the
need to show, not only "how men might come to have a property in several
parts of that which God gave to men in common"!5 but also that more com-
plex and unequal forms of property could be justified by their greater pro-
ductivity, under the general rubric of the law of nature that "man is to be
preserved." Critics of Locke as a bourgeois apologist have stressed, fol-
lowing Macpherson, how his defence of economic development and aggre-
gate increases in productivity, ignored or lost sight of the individual's right to
labour and subsistence on which the original right to property was based. But
it is no longer clear either that this was Locke's intention, or that it was how
he was read. The distinctive role accorded to labour in the Second Treatise

lowed that property could legitimately be communalised by common consent of all
members of a community. A Manilestation...J. LILBURNE et al. (1649).

15 JouN Locke, Two Treatises of Government, p. 304. Filmer's challenge was to argue
that defenders of private propeerty had either to accept communal ownership of all
property, or demonstrate that a unanimous agreement to partition what had been
given to all in common had taken place. See Sir ROBERT FiLMER, Patriarcha and other
Political Works, ed. P. LAsLETT, Oxford 1949, pp. 63-66.
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may, it has been suggested, have been intended to carry an important politi-
cal message to labourers which was more than rhetorical.l6

Although both Locke's radicalism and his influence have at times in the past
thirty years been called into question, recent scholarship now suggests not
only that Locke moved in very radical circles indeed, but that as well as
becoming a cited if unread establishment figure, his actual text also circu-
lated, edited in popular and extremely demotic form, in some of the most
popular pamphlets of the century.!” Locke indeed, far from being the de-
finitive spokesman for the emerging Whig establishment, can be read as
something of a radical trojan horse.

In the aftermath of the French Revolution this aspect of his thought was bit-
terly pointed out by several conservatives. For example the Rev. John
Bowles complained that both the French Revolution and its would be imi-
tators in Great Britain were the inevitable consequences of

A sect of philosophers with Mr Locke at their head, who inculcated
these principles [of natural right] as a system...unsettled the minds of
men respecting their social duties, and their obligations of respect,
submission and allegiance by teaching them that the whole frame of
society originated In the individual exercise of natural and un-
alienable rights.!8

16R. ASHCRAFT, Revolutionary Politics and Locke's Two Treatises of Government.
Princeton, N.J. 1986, pp. 257-272.

17 Ashraft's work has shown just how radical Locke's position was in the 1670s. See R.
ASHCRAFT, Revolutionary politics and Locke's Two Treatises of Government, in:
Political Theory VII (1980), and his magisterial book of the same name (Princeton
1986). ASHCRAFT and M. GOLDSMITH have also shown that one of the most reprinted
pamphlets of the century consisted of substantial excerpts from the Second Treatise
and other revolution pamphlets: Locke. Revolution Principles and the formation of
Whig Ideology. in: Hist] 26, 4 (1983).

18 Join BowLts, The Retrospect...tracts published at various period of the war inclu-
ding some reflections on the influence of Mr. Locke's theories of Government in
producing that combination of anarchy and oppression, which has assumed the name
of jacobinism. (1798), pp. 300-301. See also JouN WHiTAKER, B.D., The Real Origin
of Government, London 1795, which reasserts a Filmerian, Adamite Patriachalism
against the hcathen John Locke and the "forgers of such fantastical polities based on
the self-contradictory notion of consent (p. 17 and ff.). For a recent discussion based
on religous responses to the radicalism of the 1790s see R. W. Hol.x, Politics and the
Pulpit, Cambridge 1989.
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As such responses suggest, the theory of natural rights, including that to
property, was an ambivalent ally of the establishment, and as we shall see,
its ambivalence was to be fully exposed in the radicals' cause.

However, before we move to a consideration of the radicals' treatment of
these ideas, I want to mention a third language in which the concept of
property became embedded, that of philosophical psychology.

Philosophical Psychology

The emergence of a reflective, empiricist philosophy pioneered by Locke,
and developed in the writings of Hutcheson and more especially Hume,
enabled a different account of the nature of property to be developed. This
account concerned itself with how the human mind came to form a concep-
tion of property and sustain it as an institution.

How we come to have rules of property

In Hume's account, the existence of rules of property is explained as a con-
sequence of certain natural facts about human nature and the world. We have
desires that exceed what nature makes freely available to each of us, and
human benevolence, which might otherwise make up the shortfall, is limited.
Enjoyment of possessions is thereby rendered very unstable,!® which is a
universally undesirable state of affairs. A general rule prescribing stable pos-
session is simply an emergent expedient for overcoming this disadvantage. It
was not a rational expedient, devised, ex ante, rather its origin could be
explained by any extended experience of, and reflection on, the benefits of
stable possession. Both the origins of such a rule, therefore, and the justifi-
cation for it, could be explained in virtue of its utility, or appeal to our self-
interest, although some further explanation was necessary to show how the

19DAvID HuME, Treatise of Human Nature, ed. Selby-Bigge, Oxford 1888, Bk II1, p.
495,
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mind came to regard some, and not other circumstances as giving rise to
property rights.

How we come to assign property rights as we do

Hume's account of these circumstances stresses that although utility may
play a role these "are principally fix'd by the imagination, or the more frivo-
lous properties of our thought."20 The relationship of property has its origin -
like so much else in Hume - in the ubiquitous mental principle of
association. Repeatedly seeing a particular object in connection with a
particular person would eventually come to raise expectations of seeing it
with them, which, reenforced by our own desire to keep what we own, could,
on reflection, be formalised into the rule that people should be secure in the
possession of those things they had, which is the first principle of property.
Further conventions relating to the acquisition of property are explained by
variations of the same or similar mental operations.

(1) The claim of occupation, in the sense of first possession, lies simply in
the (psychological) fact that the first possession somehow "engages the
attention most".2! In general, occupancy or possession involves control or
power over something, the relation between the owner and object is one of
cause to effect. This kind of association is the one that operates here. Hume
is particularly dismissive of Locke's theory of "mixing our labour", showing
that it reduces to a number of different arguments. We do not, except figura-
tively "mix our labour", rather we alter something by our labour. This es-
tablishes a relation in the mind between the thing and the person, sufficient,
on the principle of cause and effect, to generate the idea of property. Mere
occupancy does not involve labour; and titles generated by the labour of
others belonging to me (as in Locke's famous "Grass my Horse has bit; the
Turfs my Servant has cut:" passage??) are really examples of accession. This
dismissive attitude to Locke reveals the gulf that had opened up between the

20 Treatise 111, p. 504.
21 Treatise I11, p. 505.
22 Locke, Second Treatise, 28.
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naturalism of Hume, and Locke's basic assumption of human personality as
essentially the locus of (theologically derived) rights and duties.

Similar psychological explanations account for (2) accession: the fruits of
trees, the young of animals we possess and the work of slaves, anything
produced by what is already ours, becomes ours because the offspring are
associated with their origins in the imagination.23

Finally, (3) succession or inheritance derives again from the nearness of the
relationship. On the death of the proprietor, the mind, which already asso-
ciates the property indirectly with the offspring via the dead parent "is apt to
connect them still further by the relation of property".24 This relationship is
reenforced by what Hume claims is a utilitarian rule derived from an obser-
vable fact, namely that "men's possessions shou'd pass to those, who are
dearest to them, in order to render them more industrious and frugal."25

Hume does not pretend that all and every existing rule of property can be
shown to be the one that best fits the operation of the mind, let alone to be
best justified by utility. What he argues is that they can all be shown to have
some basis in associationist psychology - and in this way their origin can be
explained independently of rational invention. Moreover, since any rule is
better than none, and there are rarely non- experiential grounds for demon-
strating the superiority of one over another, any rule embodied in practice
and habit is to be preferred to another not so embodied. Although this is a
conservative conclusion, it was a tenuous and even "fantastic" basis on
which to put property rights.26 Moreover, basing all property in the oper-
ations of the mind had political implications. It was still commonplace in the
eighteenth century to regard rights in land as somehow different from, and

23 Where such objects are "connected together in the imagination, they are apt to be put
togeher on the same footing, and are commonly suppos'd to be endow'd with the
same qualities. We readily pass from the one to the other, and make no diffeence
between them." HuME, Treatise 111, p. 509.

24 Treatise 111, p. 513.

25Treatise 111, p. 511.

26 Hume's denial that descriptions (of origins or of anything else) could never produce
obligations, it is quite clear that Hume regarded his account as, at least in part, a vin-
dication, as well as an explanation of property rights. The famous denial is at Trea-
tise I11, p. 469.
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(particularly for Tories) superior to, rights in other kinds of property. Landed
property was somehow more real - as Doctor Johnson had shown, you could
kick it! Hume's argument about the nature of property was anti-partisan in
that it made landed property, as much as property in money or shares, alike a
consequence of the associative operations of the mind.2”7 Yet this very equa-
lisation of the status of different kinds of property favoured - albeit for
scientific rather than vulgar or partisan reasons - the modern Whig view over
that of the more nostalgic Tories.

Resting property right on the shaky grounds of convention and the
"frivolous" qualities of human psychology, could paradoxically, provide
ammunition for the conservative. As Pitt, for one, urged: the adventitious and
conventional nature of private property could be read as implying its fragi-
lity, rendering it even more important for politicians to be assiduous in its
defence.

Radical responses to the prevailing paradigms: The impact of Scottish histo-
rical sociology on the three patterns of argument and their implications for
radicals.

The development of the Scottish school of historical sociology, and in par-
ticular its sociology of moral belief and knowledge, had wide-ranging impli-
cations for each of these views, of the way in which political life was seen to
be structured, and the role of property within it. This historical sociology
drew on elements of each of our three languages and to some extent synthe-
sised them into a single whole.

27The notion that certain kinds of wealth - especially since the advent of credit - were
based on fantasy, or men's imaginations, had a well established literary pedigree
before Hume daringly enshrined it in philosophy. Defoe had personified Credit as
Fortuna - the fickle pagan goddess - who was most demanding "if you will entertain
this Virgin, you must act apon nice principles of Honour, and Justice: you must
preserve Sacred all the Foundations, and build regular structures upon them; you
must answer all Demands. with respect to the solemnity and Value of the Engage-
ment; with respect to Justice, and Honour; and without any respect to Parties - [f this
should not be observed, Credit will not come; No, tho' the Queen should call; tho' the
Parliament should call, or tho' the wholc Nation should call”. DaNiEL Derok, A
Review vol.vii, no.116, p. 463, cited J. G. A. Pocock, The Machiavellian Moment ,
p. 455.
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From republicanism they drew on the notion that morality is a product of
politico-economic circumstance, and changed in response to that circum-
stance; although many of them (not all) developed a much more optimistic
view of the process of historical change than the cycle of decay implicit in
the etiologies of constitutional change of Polybius and Machiavelli. From
natural law they took the notion that successful politics must be based on an
understanding of regularities and constancies discoverable in human nature;
although unlike the case with traditional natural law theories, these regulari-
ties were to be empirically established and not based on some moral deon-
tology.28 The tradition of philosophical psychology was deployed as an
intermediate level theory to identify and explain how (and why) our mental
processes produced the moral responses they did from the politico-economic
experiences to which we were exposed. Thus, for example, the increased
taste and sophistication of the commercial age was seen as a response to the
more lively intellect resulting from the greater demands made on our facul-
ties by trade and manufacture, compared with agriculture.2?

The chief accomplishment of this historical sociology, associated primarily
with the name of Adam Smith was of course to develop a theory about the
success of a wealthy, even a luxurious, commercial society. Wealth, luxury
and commerce were developments to which each of our traditions originally
expressed, at the very least, a considerable degree of equivocation. It was on
this equivocation that radicals often drew. The development of an increas-
ingly inegalitarian commercial and financially sophisticated economy, often
with the collusion or involvement of government office-holders, naturally led
those who were excluded from government and its benefits, or who were
thelosers in the growth of inequality, to be critical of the process. To the
extent that radicals accepted any of these languages - and scholars are agreed

28The pioneer is Hume, whose empiricism goes well beyond that of Hutcheson whom
he criticises for retaining a doctrine of "final causes". Hume sought to "anatomise”
moral belief in purely empirical terms. Not to "paint" it in such a way as to win the
reader over to it. See his exchange of letters to Hutcheson, The Letters of David
Hume, ed. J. Y. T. GreiG, Oxford 1932, vol 1, pp. 33, 40, and the discussion in D.
ForBes, Hume's Philosophical Politics, Cambridge 1975, Chapter 2, A modern
theory of Natural Law.

29See, in particular Hume's Essays, Moral, Political and Literary, Oxford 1963, Of
Refinement in the Arts, and Of Commerce.
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that this was considerable - and to the extent that developments in these lan-
guages rendered them supportive of the modern economy, radicals had to
accommodate, or provide grounds for rejecting these implications. But in
doing so they tended to revert to earlier formulations of these languages, and
in doing so invariably seemed trapped into a nostalgic pursuit of a more
primitive, and bygone era.

Republicanism's problem was that the classic ideal of propertied inde-
pendence was land tenure, a form of property increasingly undermined by
the new financial, commercial and manufacturing economy. Were financiers,
stock-owners, creditors or wage-earners "independent"? Secondly, the ideal
of the balanced constitution, relied, as we have seen, on the independence of
the House of Commons from the executive. And the independence of the
electorate was crucial in maintaining the independence of the Commons. The
growth of government and military operations led to the employment of an
increasing number of excisemen to collect for, civil servants to administer to,
and contractors to supply government needs. Such people, being in the
employ of the government were not classically "independent”, yet they were
politically influential, and it was believed they could be manipulated by their
paymasters to the point of threatening the independence of the Commons.
Both taxes on external commerce and imperial expansion posed threats to the
independence of the Commons because it enabled the government to raise
money no longer dependent - as was the old land tax - on popular grant.30

Far worse, in England the sophistication and government involvement in the
credit market seemed to hold out the threat not only of sources of revenue
completely irresponsible of popular control but of ultimate national bank-
ruptey.3!

30This was no mere opposition canard - it was true. During theeighteenth century, first
excise, and then customs overtook and far outstripped land tax as a source of
government revenue. See BREWER, The Sinews of Power, pp. 96-97.

31Even the normally phlegmatic Hume wrote that "It would scarcely be more impru-
dent to give a prodigal son a credit in every banker's shop in London, than to
empower a statesman to draw bills in this manner, upon posterity.” Of Public Credit,
in: HUME, Essays.
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In the early 1780s the independence of the House of Commons was widely
believed to be under threat from the influence of government. A group of
reformers, organised initially around "County Meetings", and in the 1790s as
the "Society of the Friends of the People”, saw the problem in precisely this
way. They believed that the British Constitution was a constitutional balance
between the Crown the Lords and the Commons. The Lords and Commons

If they acted without controul would form either a despotic mon-
archy, or a dangerous Oligarchy,...the wisdom of our ancestors hath
contrived that these authorities be rendered beneficial in the intro-
duction of a third estate, distinct from, and a check upon the other
two branches of the legislature; created by representing, and respon-
sible to, the people themselves.32

The problem was that the existing electorate were manifestly failing to
maintain the necessary independence of the Commons. The web of govern-
ment had increased the number of those "employed in a subordinate ca-
pacity...influenced by a corrupt spirit, which tempts them to prefer the par-
ticular interests of that class or profession to which they belong to the
general welfare of the country."33 Widening the franchise was an obvious
countermeasure. An enlarged electorate made the corruptor's job more diffi-
cult, or at the very least more expensive, as even Edmund Burke acknowl-
edged in 1769-70. Extension of the franchise here was not, of course, an
appeal to some prepolitical individual right. It was a claim about how
property needed to be construed more widely in order for it to perform its
traditional role in safeguarding the independence and therefore moral auto-
nomy of the electorate and, in consequence, the House of Commons. But
extending the franchise brought in many individuals who were not, in any
traditional sense "independent". The reformers compared themselves un-
favourably with America which possessed enough land to allow to everyone
those "simple manners and a general equality of property admitted to a
Republican form of Government".34 By contrast England was an old,

32petition of the Friends of the People, 1792, in: C. WyviLL, Political Papers, 6 vols.,
London, 1794-1804, vol. 111, pp. 269-270.

33WyvILL: A defence of Dr Price and the Reformers of England, in: Political Papers,
vol. lII (appendix), p. 25-26.

34Thoughts on the Causes of the Present Discontents, Works, ed. BouN, 6 vols.. Lon-
don 1886, vol. 1, pp. 368-369.
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unequal, and corrupt society, and "the evil habits which are the consequences
of an extremely unequal distribution of property form the principal objection
to Universal Suffrage.” If this were to be instituted it would undoubtedly "be
ill exercised by the ignorant and unprincipled part of the poor, it would be
detested by the proud and timorous part of the rich; and it would at last be
surrendered by the profligate corruption of the former, or forcibly suppressed
by the no-less profligate ambition of the latter."35

The language of republican virtue placed its proponents in an impossible
series of dilemmas. Because they believed virtue required property-owner-
ship, the pursuit of a virtuous, independent electorate could not go so far as
enfranchising the unpropertied. Because it rested on the propertied neither
could it pursue the alternative, of distributing property to the unenfranchised.
Not only would the result be social panic, the abrogation of property-rights
would itself undermine the independence which property was supposed to
confer. On the one hand property was the guarantee of virtuous indepen-
dence, and had itself to be sacrosanct; on the other hand it was the very dis-
tribution of property that was itself destroying independence, political virtue,
and the separation of the Commons from the Crown.36

The Society of the Friends of the People eventually advocated extending the
franchise to "Householders not receiving alms...[which] manifests a due
regard to property united with the necessary security to freedom."37 The
reasons they gave for choosing household property as the basis of citizenship
were revealing of the new role for citizens in the changed economic circum-
stances:

He is necessarily the master, and probably the father of a family.
Has] credit andy respect to maintain, [and has] given hostages to
ociety...He is the natural guardian and virtual Igepresentative not
only of his family and servants, but of all those who depend on him
for support, é)rotection or employment. Such a situation deserves con-
fidence, and should be made’ respectable, that all men may be

35WyviLL, A Defence, p. 35.

36See the discussion of the Society's problems in my: Civic Humanism and Parlia-
mentary Reform, in: Journal of British Studies, esp. pp. 84-86.

37TWyvILL, A Letter, Papers, 1V, p. 562, and The Plan for a Reform of the Election of
the House of Commons in Papers, V. p. xix.
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grompted and encouraged to rise to it. The relations and duties that
elong to it, are antecedant to positive institutions and constitute at
once the basis and security of civil society.38

Both the new citizen's context and his property were primarily domestic, but
he was also an employer and needed creditworthyness, a crucial feature of
the new economy. These citizens virtue was guaranteed not by their auto-
nomy, but through their interest in their family and their dependence on a
good financial reputation. Together these were enough to ensure a commit-
ment to what was after all a credit based polity. Moreover, it was a position
sufficiently close to universal manhood suffrage that "there was no condition
of life in which it may not be acquired by labour, by industry or by talents."
No-one could complain of being excluded "for whom a place is reserved,
which he may occupy at any time on easy terms".39

The language of Natural Rights

In the later-eighteenth century, natural rights arguments, although still a
prevalent and evidently effective form of radical rhetoric, had become vul-
nerable to problems which arose from the increasingly accepted story of the
historical sociologists. The emergence of a history of political economy tied
to a historical sociology of knowledge and morality called into question both
the possibility of trans-historical "natural” rights and their relationship to a
civilised, i.e. commercial society. This was because natural jurisprudence
presupposed ultimately universal moral standards by which social institu-
tions could be measured, whereas the Scottish thinkers, because they saw
moral belief as a response to changes in the forms of economic activity,
ultimately relativised and historicised moral standards.4¢

Accepting the new history of political economy raised the problem of
steering a course between primitivism and irrelevance. For if natural rights

38 The Plan for a Reform, WyviLL, Papers, V, p. xx.

39 The Plan, WyviLL, Papers, V, p. xix.

40The discussion which brings out the issues most clearly is John Dunn, From Applied
Theology to Social Analysis, in: Wealth and Virtue, The Shaping of Political Eco-
nomy in the Scottish Enlightment, ed. I. HoNT/M. IGNATIEF, Cambridge 1983.
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were identified with some particular set of rights obtaining in - or worse still,
constitutive of - a primitive or "rude” pre-social state, those who advocated
such rights were open to the criticism that they sought a return to a society
which was also culturally and economically aboriginal, and if they denied
this, that the rights they claimed were inoperable in an advanced society.

The radical pamphleteer, Thomas Spence, once told the story of how, in
1770 he was gathering wild nuts in the Duke of Portland's woods when he
was stopped by a forester and accused of trespassing and stealing the Duke's
nuts. Spence replied that he supposed the squirrels were allowed to gather
nuts and he was not inferior to the squirrels. When the gamekeeper cautioned
him further Spence pointed out that since the Duke had not laboured on, or
cultivated the woods he had no better claim to their produce than anyone
else, in nature he said, "the rule is first come, first served, so the Duke of
Portland must look sharp if he wants any nuts."4! This amusing piece of rural
street-theatre iltustrates both the radical potential of Locke's labour theory of
value, and the potentially primitivist limitations which it ran up against when
used in this way. For a general return to such a concept of property rights
implied a gathering economy which was primitivist, and Spence's claim that
all individuals (men and women) have an equal "continual and inalienable”
right to the land itself (to be administered collectively by the parish) and to
the product of their own labour was only one stage on from that. It was quite
self-consciously aimed at supporting an agrarian peasant subsistence
economy.*2 The reassertion of natural right in this form would return all to a

4ICited in O. D. RUDKIN, Thomas Spence and his Connections, London 1927; repr.
N.Y. 1966. Further on Spence see T. M. PARSSINEN, Thomas Spence and the Spen-
ceans: A Study of Revolutionary Utopianism in the England of George 111, Brandeis
University Ph.D., 1968; P. M. Asurar, The Life and Times of Thomas Spence,
Newcastle 1983; Pig's Meat, the selected writings of Thomas Spence, radical and
pioneer land reformer, ed. and intr. 1. G. GALLop, Nottingham 1982; H. T. DiCKIN-
soN, The Political Works of Thomas Spence, Newcastle 1982.

42The right is reiterated throughout Spence's career. See his first publication, The
Rights of Man (1775) reprinted and revised many times by Spence, and "The Con-
stitution of Spenconia” (1803) Art 3. "All human beings are equal by nature and
before the law, and have a continual and inalienable property in the Earth, and its
natural productions.” pp. 59-60, 166, in: GALLOP. In the preface to The Rights of
Infants (1797) Spence takes Paine's Agrarian Justice to task for accepting a "poor,
beggarly stipend...in lieu of our lordly and just pretensions to the soil of our birth."
GALLOP, p. 112,
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state of Spartan simplicity.43 On the other hand if it was acknowledged that
natural rights were given up or exchanged in the course of history, or deve-
loped, or even identified with certain institutions, such as conventional
property rights (as Locke's argument was taken to assert) then the reassertion
of rights in their "natural”, primitive form was an irrelevance.44

It is with this question that Edmund Burke faces the radical. "How", he had
asked in his Reflections..."can any man claim, under the conventions of civil
society, rights which do not so much as suppose its existence? Rights which
are absolutely repugnant to it?"45 Far from denying natural rights, Burke
insists with devastating effect on their historicity: like Hobbes he argues that
it is only the utter alienation of natural rights that can establish society and
government, and not the Lockean conditional entrusting of them that sets
limits to government4¢ The successfull reassertion of natural rights threw
men back into that "state of rude nature (where) there is no such thing as a

43Thomas Spence's ideal society was based on peasant-proprietor cultivation, which,
he claimed could support far more than was thought if people obeyed Lockean
provisos about appropriation. When the population of the island eventually outstrips
available land, so that the towns fill up with "Merchants, and Robinson Crusoe's
[sic], Jack-of-all-trade's Disciples, the Mechanics, etc.”, then the mainland opposite
is colonised and settled with similar sized plots: "as much as just to serve themselves
and Families without wasting it , and Icaving the Rest for others.” See the History of
Crusonia, reprinted in Essays in Honour of W. Gallacher, E. Berlin 1966, pp. 302-
303.

44Burke, following Selden and Hobbes, argued that natural rights were given up on
entry to society, and there on ceased to be relevant [see following note]. Rousseau of
course argues that rights are transformed in the course of social development, and
Locke's argument was widely taken to mean that natural property rights were trans-
formed into positive property right. That he may not have meant this, as is argued by
J. TuLLy, A Discourse on Property, John Locke and his Adversaries Cambridge 1980
- an intepretation reenforced by the much more radical context that has been
provided for reading Locke by R. ASHCRAFT, Revolutionary Politics and Locke's
Two Treatises of Government, Princeton 1986. This is, of course strictly irrelevant
to the question of how he was read by the orthodox in the 1790s.

4SEnpMUND BURKE, Works of the Rt. Hon. Edmund Burke, VI vols. London, Bohns
Standard Library Edition 1880, vol 11, p. 332.

46 Historically, we have tended to regard Lockean natural rights as the paradigm; in
fact, as Richard Tuck has most recently shown, Locke is distinctly anomolous. Prior
to him, and with the exception of the Levellers, natural right theory was used to
explain how government gained its authority, not how citizens might retain some.
See R. Tuck, Natural Rights Theories, Cambridge 1979. Burke is in this tradition
following Selden (whom he cites), and Hobbes (with whom he expresses familiarity:
"old Hobbes" in arguing that natural rights are given up on entering society, and are
thereon irrelevant).
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people.” When this happens, all social ties and civilised institutions are
destroyed:

they are a number of loose individuals, and nothing more...all is to
begin again. Alas! they little know how many a weary step is to be
taken before they can ¥orm themselves into a mass which has a true,
politic personality.47

Burke identified a crucial weakness in any radical natural rights argument
which took the new history of moral institutions seriously, when he insisted
that men could not at once enjoy the rights of a natural, primitive, and of a
civilised, developed state. The problem of the relationship between natural
right and history had become a crucial one for all thinkers wishing to retain
that mode of argument.

Perhaps the most extended theoretical treatment of this issue in eighteenth
century Britain, prior to the 1790s, was that of William Ogilvie, Professor at
the University of Aberdeen. His Essay on the Right of Property in Land was
in no sense a radicals' tract, although it provided plenty of ammunition for
them. It was "a free and speculative disquisition" directed to "the attention of
learned, the ingenious and the friends of all mankind."
48 QOgilvie's argument was that there was, and remained, even in society,
under "Natural Law, a right to an equal share with others in the land."4? This
right was superior to, and to be sharply distinguished from, any conventional
property rights which arose as a result of social agreements, explicit or
otherwise. Ogilvie's authority for this is Locke, whose original proviso that
appropriated land must not be held uncultivated, justifies, he claims, the
more extended claim that land cannot at any time justly remain private and
under-cultivated, whilst there are those without it.50 Each state ought to
guarantee to every citizen "as much as would fall to his share in an equal

47TBURKE, An Appeal from the New to the Old Whigs, in; Works, vol. 111, pp. 95, 82.

480ai.viE, p. 30, Introduction, in: The Pioneers of Land Reform, ed. M. Bier, London
1920.

490GILVIE, pp. 38,3; 41,9.

50This interestingly fits Jim Tully's interpretation of Locke's theory of property as
intending to sustain, into the civil and developed condition of mankind, the spirit of
the natural law provisos on appropriation that obtained in the state of nature. TuLLY,
A Discourse on Property, esp. ch. 7.
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partition of the territory of the state among the citizens."S! This, plus what-
ever rights the value his own labour creates in that or in other property, is
strictly his. But the right to any further land itself is imperfect, and subject to
community control.>2 In fact, as he recognised, it was only "rude" primitive
states that guarantee this through agrarian laws. As states advanced and
became more sophisticated the rights accumulating from others' labour were
given greater force than those of occupancy, whereas good policy consisted
in balancing these two principles.53 Ogilvie, despite his awareness of the
various problems this raises, claims that he seeks if possible, to combine
natural right and some form of utility ("the best interests of the greatest
number") and to unite the essential qualities of a rude state, with the order,
refinements, and accommodations of cultivated ages.>*

But if a radical at all, Ogilvie is an economically nostalgic one. He is con-
vinced that the claim "that every field should be cultivated by its proprietor is
most favourable to agriculture and cultivation."3S Moreover, agricultural
work is most conducive to virtue: "men employed in cultivating the soil, if
suffered to enjoy a reasonable independence, and a just share of the produce
of their toil, are of simpler manners, and more honest, virtuous dispositions,
than any other class of men...Their industry...excludes idleness without
imposing excessive drudgery, and its reward consists in abundance of neces-
sary accommodations without luxury and refinement.56 The exclusion of
luxury and refinement, one suspects, was, in this Scotsman's view, no bad
thing. Ogilvie's radicalism was backward looking, towards the subsistence
farmer, towards cultural and economic simplicity and towards an austere
notion of virtue.

It is hard to see how things could be otherwise as long as the natural right to
property was taken literally to mean a sharc in the soil equal to what we
would have had in a literal state of nature: at the start, as it were, of econ-

S10aGiLviE, p. 44,13,

S20GILVIE, p. 44.

S30an.vig, p. 42, 9-19.

54QGILVIE, natural right and utility, p. 52, 23; rude state and refinement, p. 77.43.
550gilvie, p. 54, 26.

56 Ogilvie, pp. 49-50.
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omic history. But in the last decade of the century two radicals began to con-
sider how to apply this criterion in a more sophisticated way, a way which
took into account, and indeed embraced, the notion of economic develop-
ment. They were John Thelwall and Thomas Paine. Thomas Paine is well
known as a radical pamphleteer. Thelwall less well known, but he was a
leading figure in the London Corresponding Society of the 1790s, and a
defendant in the famous treason trials of 1794.

Natural rights were not, for Thelwall, located in a primitive and individual-
istic, nor even a golden, age:

the world is known to us only as a populous world and man as a
gre_garlqus animal. How he originated, and what was his solitary con-

ition (if solitary it ever was% are questions that may amuse our
fancy, or excercise our faith; but with political enquiry they have
nothing to do.

Like Locke, he regards what actually took place in history as morally
equivocal: "precedents of wrong cannot alter the nature of right. It is more
important to discover what the objects of association ought to have been than
to be informed what they were."57 The idea of natural right could
nevertheless be used, he thought, to distinguish in our minds between what
the individual should possess in strict justice, and what has been conferred,
or abrogated by civil society.

Like Paine, he denies that entry into society must involve any sacrifice of
natural rights, rather, society should guarantee pre-existing rights. Whilst
society may establish conventional rights, these can never overcome, and
must be compatible with, natural rights. Thelwall's account allows both
labour and first occupancy as legitimate claims: The earth is: "the unques-
tioned right of the individual whose fortune or whose assiduity secures the
first possession”; but all further property rights except those emerging from
labour, remain, for Thelwall, purely conventional, susceptible of revocation

57The Rights of Nature against the Usurpations of Establishments in a Series of Letters
to the Right Honourable Edmund Burke, London 1796, (Letters [I-IV pagination
continuous). Letter II, pp. 33-34. On Thelwall see my John Thelwall and the Eigh-
teenth-Century Radical Response to Political Fconomy, in: Hist) 34 (1991), pp. 1-
20.
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if they clash with natural rights. The conventional modification of natural
right is permissable only on the premise that it benefits all existing and future
potential rightsholders!s8

Thelwall goes on to distinguish between productive and consumable
property and denies that any property right can bestow a monopoly of a
productive resource. To breed a new strain of sheep is to acquire an
indefeasible right to it, but to do so from the last surviving individual of a
natural species would not.5® But to monopolise a piece of land (at least
where land has become scarce) is equivalent to monopolising a whole
species of wild animal, and to do this is to "preclude others from their
common right of exerting their faculties for their own advantage, upon an
important part of the gifts of nature". So although "property is the first fruit
of useful industry, the means of being usefully industrious arc the common
right of all."60

Potentially monopolistic appropriations of naturally productive resources
were illegitimate because they invaded subsequent users' natural right.
Thelwall takes on board the problem that Locke had shelved, the problem of
what happens when there is not, in any realistic sense, "enough and as good
left for others".

However, despite these strictures, Thelwall acknowledges the benefits of
economic development, siding with Hume and Smith rather than with Ogil-
vie and Spence, the agrarian and nostalgic civic radicals, and even the equi-
vocal Godwin, on the issue of economic modernisation.6! He accepts the
Scots' story not only of the economic benefits but of the intellectually and
socially stimulating effects of a commercial society which had, since Hume,

58 This interestingly anticipates, although in a stronger form, the argument advanced by
John Rawls, that the most just rule of distribution is that which "maximises the
minimum" holding. J. RAWLS, A Theory of Justice, Oxford/Cambridge, Mass. 1971,
pp- 1524f.

59Rights of Nature 111, p. 54.

60Rights of Man II1, p. 55. Thelwall here may have drawn on Ogilvie, who argued
precisely Thelwall's distinction between the rights to the natural and value-added
value of land, and, like him, denied outright property right in the former.

618ee Rights of Nature 111, p. 5: "The simplest condition...out of which every other
states has ariscn, by a series of progressive innovations...".
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become a commonplace of the sociology of opinion and belief which polit-
ical economy supported.62 Nevertheless the speculative economic history
which Thelwall attached to this picture shows an imaginitive attempt to inte-
grate the natural rights argument with the historical insights of the Scots.63

To progress past the primitive pastoral economy required the cultivation of
the soil, the problem of establishing a title to the results of one's labour
commonly resulted in its private possession. Nevertheless, Thelwall claims
the property right must originally have lain "in the cultivation"”, and not in
the earth. The natural right was a right to exercise one's labour usefully, and
the right to a piece of land was a contingent safeguard of this. The existence
of uncultivated land available to any surplus population must have
minimised inequalities. We may feel nostalgia for such a state of affairs, but
any desire to return to it would be totally impractical and undesirable.
Thelwall accepted Burke's opposition between nature and civility, between
the primitive and the cultivated, a revolution on the principle of a literal
natural right would merely "transfer all property from the proud and the
polished, the debauched effeminate and luxurious, to the brutal, the ignorant
and the ferocious."¢4

The model of agrarian simplicity could not be used as the basis of a pro-
gramme of reform without a return to the barbarism of Tacitus' Germans
(about whom, 1 am afraid, Thelwall does not mince his words), but it could
nevertheless help men to understand the differences between right and usur-
pation. To accomplish this Thelwall annexed 1o his Tacitean state of nature a
critical adaptation of Adam Smith's account of the derivation of rent.

In the Wealth of Nations Smith argued that although in the "original state of
things" (i.e. before the private ownership of land or accumulation of capital)

62See especially the essay "Of Refinement in the Arts", David Hume, Essays. pp.
275ff.

63 Thelwall endorses the "stagial theory” of social evolution advanced by the Scottish
school, together with some of the political implications those thinkers had drawn
from it. See Rights of Nature III, pp. 52ff., esp. p. 57: [in pastoral societies] "the
power of the chieftan expires with the campaign: and all the habits of pastoral life
are inimical to the usurpations of authority".

64 Rights of Nature Iil, pp. 70-71.
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"the whole produce of labour belongs to the labourer", once land was pri-
vately owned, and capital needed to equip labour and sustain it until harvest,
two deductions, the rent of land and the return on stock, are made from the
labourer's wages.65 Smith advances this account primarily as a way of
showing how the various returns of wages, rent and profit are derived from
an aggregate social product; but his critical remarks about the landlords, who
love, like other men (but are better situated than them) "to reap where they
never sowed" provides a cue for a more radical critique of the process of
economic development which Thelwall eagerly takes up.

Combining Locke and Smith, Thelwall emphasises that the labourer's share
has now been invaded. Moreover, ironically it is through the very efforts of
labour that the exercise of labour's own "natural” title to property has become
impossible:
The whole condition of the universe has been materially altered by
cultivation. That cultivation has been conducted by the labour and
diligence of the mass of mankind... Whatever were the worth of these
rude gifts and accumulations the very frame and constitution of
society has robbed him of them. He comes from the hand of nature

into the state of cultivation; and finds the world of nature destroyed
by the world of art.66

The individual's natural right of access to the means of useful labour is
effectively denied him by the very same progress brought about by his fore-
bears' labours. So, although Thelwall acknowledges that the permanent pos-
session of land has benefitted mankind collectively through allowing
increased production, he denies that it follows from this either that natural
right has been satisfied, or that they must be relinquished along with the
natural economy. Instead he explores a way of projecting natural rights
claims into the modern economy.5’ Since there is a natural right to labour,
and the right to private property is an adventitious or conventional right, the

65 ApAM SMITH, The Wealth of Nations, Oxford 1976, I, vii, pp. 82-83, 1-9, and see I,
vi,pp.4& 7.

66 Rights of Nature I, pp. 75, 78.

67Rights of Nature III, pp. 76-77: "If labour has its adequate reward, I maintain that
the permanent possession of land is morally and politically expedient; because it
assists production, without preventing distribution; and thereby, benefits the whole
human race."
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latter can only be justified by an advantage accruing to all (natural) rights-
holders whose position might otherwise be disadvantaged. The claim that the
abrogation of primitive natural right is justified by greater aggregate pro-
duction, is allowable only under the condition that no individual is worse off
than they otherwise would have been. The justice of this proviso is of course
recognised by Locke in his famous if somewhat casual and contentious as-
sertion that a King amongst the primitive American Indians "feeds, lodges
and is clad worse than a day Labourer in England."68 By contrast, Thelwall
remarks that the "condition of the naked savage in America appears by far
more tolerable that that of a large proportion at least, of the labouring classes
in this happy, flourishing, cultivated island."6% In consequence, "increased
production is but an insulting mockery and aggravates the evils it should re-
move".70

Like Locke, Thelwall argues that natural rights are ultimately inalienable:
"nothing in existence, no, not even your own direct assent, can justly take
them away." Like Locke too, he argues that wage contracts entered into
under conditions of duress are no more than a kind of monopolistic extortion
decided not by the real value of the two parties' contributions to the product,
but by the "power of the one and the wretchedness of the other".7!

Dating from the same hungry year as Thelwall's Rights of Nature is Paine's
Agrarian Justice, a short pamphlet, but one which, we can briefly show,
indicates agreement with Thelwall's distinctive position. Paine too distin-
guishes between natural property "such as earth, air, water" and artificial

681 ocke, Second Treatise, 41.

69Rights of Nature III, p. 83, Paine is less clear on this but see Agrarian Justice, in
Complete Works, p. 612 where he claims private property in land "has dispossessed
more than half the inhabitants of every nation...without providing...indemnification
for that loss, and thereby created a species of poverty and wretchedness that did not
exist before.”

70Rights of Nature IV, p. 92.

7IRights of Nature, III p. 80. In the marketplace labourers face not individual entre-
preneurs, but "are subject to the whole Corporation of Employers”. ibid., 1IT p. 90.
cf. Adam Smith's remarks about masters being "always and everywhere in a sort of
tacit, but constant and uniform combination not to raise the wages of labour above
their actual rate.” Wealth of Nations, I, viii, 13. Locke's little remarked rejection of
the legitimacy even of wage contracts made under non-coercive duress is to be found
in the First Treatise, pp. 42-43.
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property "the invention of men."”? He accepts the stagial theory of social
evolution - hunting, herding, farming, and that landed property came about
only "from the impossibility of separating the improvement made by cultiva-
tion from the earth itself upon which that improvement was made.” He
agrees too that the private property-based agrarian economy is more
("tenfold" - Locke's figure) productive, and that return to a more primitive
state is, for that reason impossible. He draws from this the same conclusions
as Thelwall, that there can be no strict property right in land itself, which
remains in joint human proprietorship.” He echoes Thelwall's theory of ex-
ploitation in asserting that "the accumulation of property is, in many in-
stances, the effect of paying too little for the labour that produced it."74

Both Paine and Thelwall go on to argue, not for the redistribution of land, a
policy that would clearly mark them "nostalgics", but for a social wage or
bounty, equivalent to the value of the land naturally claimable by the indi-
vidual, were it not for the intervention of the process of civilisation.

For both thinkers, claims of natural right mean that civilised society has a
duty to supply to individuals at least an equivalent in value to what they
would have enjoyed without its advances.”’

Thelwall indeed goes further: He argues that because natural right is based
on need, and because human needs are themselves changed and developed
by civilisation ( - another aspect of the historicisation of human nature) that
the content of natural right changes over time. As a consequence what
human beings are "naturally" entitled to increases as social progress renders
nature more bountiful and human capacities for enjoyment more extensive.

72Tom PAINE, Agrarian Justice, in: The Complete Writings of Thomas Paine. ed. P. S.
FoNEr, New York 1969, 2 vols., vol. 1, p. 606. This contrasts with his account in
The Rights of Man, which distinguishes amongst rights on the grounds of our
powers to execute them unaided. Although part II of the Rights of Man proposes an
elaborate scheme of social welfare and income redistribution, it does not hint at the
theoretical justification outlined in Agrarian Justice.

73 Agrarian Justice, pp. 610-612.

74 Agrarian Justice, p. 620.

75The principle is clearly and frequently asserted by Paine too. See, Agrarian Justice,
pp- 610, 613, 617 (a strikingly Rawlsian formulation: "I care not how affluent some
may be, provided that none be miserable in consequence of it."), p. 621.
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Economically advanced societies are, therefore, also responsible for ensuring
the redistribution of a proportion of the surplus historically produced by
labour as a matter of natural right.

Both Thelwall and Paine therefore constructed a position from which it was
possible, without rejecting economic progress, to convert natural right into
some minimum property right deriveable from considering the needs of, and
returns to, individuals in a natural economy, and to show that these are not
being met by civilised society. In doing so they laid the basis for more com-
plex critiques of the modern economy, and established a bridge between
nostalgic agrarianism and modern theories of social justice.

Finally, I think it is possible to show the radical development of the concep-
tion of property embedded in the language of philosophical psychology. One
stimulating topic in political economy in the last years of the century was
how to pay for the war. This raised considerable discussion about the effects
and legitimacy of taxation and, in particular, its effect on the poor. In a series
of letters to the editor of the Scottish Chronicle in 1796, someone in Lord
Lauderdale's circle, if not Lauderdale himself, writing under the pen-name
Sidney, depicted the deleterious effects ot inequality on the mental properties
of citizens, in terms that both drew on civic prejudices about the circumstan-
ces surrounding sustainable political virtue, and used Smithian and Humean
philosophical psychology to do $0.76

The writer noted that whilst the idle rich had no need to exercise or develop
their moral and intellectual faculties, the poor were in such despair that they
had no incentive to try.?7 The effects of inequality thus invaded "every

76For a figure linking Thelwall and Paine with the Land Reformers of the late nine-
teenth and carly twentieth century see J. CUNLIFFE'S article on J. P. DOVE in: IHistory
of Political Thought vol. XII, no.3 (1990).

77 James Maitland, Earl of Lauderdale was a prominent member of the Foxite Whigs
and a member of the Ministry of All Talents. The letters were republished as The
Letters of Sidney on Inequality of Property to the editor of the Scots Chronicle
(1796) and in a modern edition: [Joun MiLLAR], Letters of Crito and Letters of
Sidney, ed. V. MEROLLE, Rome 1984. Letter II, pp. 4-5 indicates the negative side of
the observation of both Smith and Hume that a commercial society encourages
mental development. For by contrast, the rich man whose desires are, without effort,
immediately gratified has "never had any vigorous motive to cultivate reason or his
taste." As a result "his understanding will therefore be as uncultivated, as his morals
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connecting link, contaminating the morals of the whole nation."’® But
"Sidney" was not a traditional civic defender of austere egalitarian virtue -
for he is also concerned that inequality stifles economic growth. The poor
must spend all they have on consumption, the rich engage in careless com-
mercial speculation, which threatens healthy competition, misdirects what
investment there is and so "retards the general accumulation of riches."7?
The problem was, the author admitted, what could be done about it? How
could redistribution occur in a way consistent with respect for property-
rights? For "we percieve a uniform respect for property in all historical and
social situations" and

we may be assured that [such] conduct is_influenced by principles
that are sufficiently obvious...and...by feelings that are natural and
umverss%l...must be produced by a sentiment inseparable from human
nature.

However, closer examination of the operation of the mental associations that
give rise to such universal sentiments, and of the prudent motives which sta-
bility of property is supposed to possess, provided the author with a radical
wedge which could be inserted into the Human, sentimental and utilitarian
defence of property rights.

Property is based on "the natural feelings of mankind" and we are invited to
agree that the simplest way to appreciate this is the Smithean device of
"considering the feelings which would naturally arise in the breast of a
spectator” seeing someone's "natural and reasonable expectation” of con-
tinuing in the enjoyment of their possessions suddenly frustrated. Giving a
Humean twist to Locke, it is claimed that "no association can be stronger
than between a man and the product of his own labour." Originally based on
the associations naturally produced by the observing mind, the rules of
property are "established by habit and experience" prior to the establishment

are vicious and as his mind is imbecile"; the author cites Adam Smith, Theory of the
Moral Sentiments, I, iii, 2, on the effects of too much wealth: "a state of mind
equally hostile to moral and intellectual improvement, and [which] must inevitably
lead to discontent, profligacy, misery and contempt.”

78The Letters of Sidney, Letter 1V, p. 12.
79The Letters of Sidney, Letter VI, pp. 24-26.
80 The Letters of Sidney, Letter IX, p. 43.
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of civil society, the task of which is to reenforce the limited effects of as-
sociation and the disinterested spectator, in providing motives for respecting
property. Continual experience suggests that a "rigid adherence to rules can
alone give that certainty of possession which prompts to activity, to
ingenuity, to economy;...the whole fabric of society depends on the strict
observance of the rules of justice." Here in Sidney is a popular amalgam of
Smith and Hume as they filtered down to the level of popular public
debate.8! A combination of perceived utility and mental association being
used to confirm the empirical appeal to the feelings of the impartial observer.
But even with property based on something as morally subjective as associa-
tive principles, there can be claims almost as strong as rights. Property redis-
tribution is wrong because it "disappoints the reasonable expectations of the
present proprietors..."82 So once again any radical moves seem to be
outflanked in advance. When the consequences as well as the origin of
property rights are considered there is even less room for manoeuvre. A
programme of redistribution would result in economic breakdown as the
"poor, indulging in comforts before unknown would totally remit their
labours" whilst capital would be annihilated since "each would hasten to
enjoy and consume his property while it was yet within his power."$3

However, Hume's argument had acknowledged that many of the actual rules
of property might rest more on purely irrational associations than consid-
erations of utility. It is this opening in the theory that Sidney explores. There
is, he argues, one point in traditional property rights, where these utilitarian
considerations do not obtain, and where the associative arguments which
supposedly give rise to reasonable expectations fail, and that is at the point
of inheritance.

81 Hume stresses the wrongfulness of disappointing expectations in the Enquiry Con-
cerning the Principles of Morals, Oxford 1974. ~. 310. The device of the spectator,
was a common feature of eighteenth centur. moral thinking, present in both
Hutcheson and Hume's attempt to assess empirically what qualitics evoke what
response in "mankind". Tt is made much more explicit by Smitl, Theory of the
Moral Sentiments, II1,1,2, pp. 109-10.

82The Letters of Sidney, Letter IX, pp. 44-47.

83The Letters ol Sidney, Letter X, pp. 50-52.

167








































































































































































































































































	Inhalt
	Günther Lottes: 
Einleitung



